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Beginn: 9.00 Uhr

Präsident Carius:

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeord-
neten, ich heiße Sie herzlich willkommen zu unse-
rer heutigen Sitzung des Thüringer Landtags, die
ich hiermit eröffne. Ich begrüße auch unsere Gäste
auf der Zuschauertribüne – etwas wenige, wie ich
sehe, aber das wird dann durch die Medienvertreter
wettgemacht – sowie die Vertreterinnen der Medi-
en.

Für den Abgeordneten Herrn Dr. Hartmut Schubert,
der zum Staatssekretär im Thüringer Finanzminis-
terium berufen wurde und mittlerweile sein Mandat
niedergelegt hat, gehört jetzt Frau Abgeordnete Bir-
git Pelke dem Thüringer Landtag an.

(Beifall im Hause)

Ich begrüße Sie recht herzlich und freue mich auf
die Zusammenarbeit. Auch Ihnen, Herr Staatsse-
kretär Schubert, gutes Gelingen für die neue Aufga-
be im Finanzministerium.

Für diese Plenarsitzung hat Herr Abgeordneter Ko-
belt als Schriftführer neben mir Platz genommen
und die Redeliste führt Herr Abgeordneter Tischner.
Für die heutige Sitzung haben sich entschuldigt:
Herr Minister Tiefensee sowie Herr Minister
Dr. Poppenhäger.

Wir haben ein Geburtstagskind unter uns – jenseits
der 25 schickt es sich ja nicht, das Alter zu sagen –:
Ich gratuliere ganz herzlich Frau Ina Leukefeld zum
Geburtstag.

(Beifall im Hause)

Ich darf dann noch einige allgemeine Hinweise ge-
ben: Der Ältestenrat hat in seiner 1. Sitzung am
25. November 2014 gemäß § 17 Abs. 4 Satz 1 der
Geschäftsordnung zahlreichen Journalisten bzw.
Medienvertretern eine Dauerarbeitsgenehmigung
für die 6. Wahlperiode für Bild- und Tonaufnahmen
im Plenarsaal erteilt. Aufgrund der Eilbedürftigkeit
habe ich für Herrn Tino Zippel, Redakteur und Foto-
graf der OTZ, für Herrn Jens-Ulrich Koch, ddp
images, für Herrn Björn Walter, Kameramann/Tech-
nischer Assistent, für Herrn Lars Sänger, Redak-
teur/Berichterstatter, für Frau Monique Junker,
Herrn Uwe Nitzschke und Herrn Jonathan Schö-
ning, alle MDR, für einen Redakteur und zwei Ka-
meramänner von RTL, einen Redakteur und
zwei Kameramänner von Phoenix sowie einen Re-
dakteur und zwei Kameramänner von der ARD eine
Sondergenehmigung für Bild- und Tonaufnahmen
für die heutige Plenarsitzung gemäß der Regelung
für dringende Fälle nach § 17 Abs. 4 Satz 1 der Ge-
schäftsordnung erteilt.

Die Fraktionen der SPD, Bündnis 90/Die Grünen
und Die Linke haben mich darüber unterrichtet,
dass durch ihre Mitarbeiter Elisabeth Lier, Daniel

Iliev, Thomas Tappert, Deborah Zurek und Jörg
Schwabe sowie durch Annette Rudolph, Peter
Lahn, Stefan Wogawa und Frank Schenker in der
heutigen Plenarsitzung von den dafür vorgesehe-
nen Flächen im Plenarsaal Bild- und Tonaufnah-
men von den Abgeordneten der eigenen Fraktion
gefertigt werden sollen. Gemäß dem Ältestenrats-
beschluss vom 15. Dezember 2009 ist dazu keine
Genehmigung, sondern lediglich die Unterrichtung
des Präsidenten erforderlich. Die Parlamentari-
schen Geschäftsführer wurden vorab informiert.

Die Erfurter Tafel hat im Foyer vor dem Landtagsre-
staurant einen Wunschbaum für bedürftige Kinder
aufgestellt.

Dann kommen wir zur Tagesordnung. Die Frage:
Gibt es hier Änderungsvorschläge? Das ist nicht
der Fall. Wird der Ihnen vorliegenden Tagesord-
nung widersprochen? Das ist auch nicht der Fall.
Dann rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 1

Regierungserklärung

Herr Ministerpräsident Ramelow, Sie haben das
Wort.

Ramelow, Ministerpräsident:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zualler-
erst darf ich den Minister Holger Poppenhäger
dienstlich entschuldigen. Er ist zur Innenminister-
konferenz.

Freud und Leid sind dicht beieinander. Zur Freude
ist es heute, Ina Leukefeld zum 60. zu gratulieren.

(Beifall im Hause)

Aber dass der Kollege Tiefensee nicht unter uns
sein kann, hängt mit etwas Traurigem zusammen.
Er begleitet seinen Freund Rainer Fornahl auf dem
letzten Weg heute zur Beerdigung. Rainer Fornahl
ist Mitbegründer des Neuen Forums und war lang-
jährig Leipziger Bundestagsabgeordneter. Ich den-
ke, dass wir mit Ihnen einer Meinung sind, dass es
gut und richtig ist, dass man Menschen, die man
lange begleitet hat und mit denen man viel gemein-
sames Leben hatte, auch am letzten Tag am Grab
mit begleitet.

Sehr verehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und
Herren, liebe Thüringerinnen und Thüringer, ich be-
danke mich für die Möglichkeit, Ihnen heute schon,
innerhalb von wenigen Tagen – erst vor einer Wo-
che wurde die Landesregierung vereidigt –, das Re-
gierungsprogramm der neuen Koalition vorstellen
zu dürfen. Ich möchte Ihnen und den Bürgern des
Freistaats darlegen, mit welchen Vorhaben diese
Koalition Thüringen voranbringen und modernisie-
ren möchte. Ich möchte die demokratische Opposi-
tion in diesem Landtag sowie alle Bürgerinnen und
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Bürger, die das Land konstruktiv gestalten wollen,
einladen, sich in dieses Vorhaben mit einzubringen.
Der Koalition, meinem Kabinett und mir geht es
nicht um die Verkündung letztgültiger Wahrheiten,
sondern um das gemeinsame Ringen mit den Bür-
gern für den besten Weg der Gestaltung unseres
Landes.

Sehr geehrte Damen und Herren, unser Koalitions-
vertrag steht unter der Überschrift „Thüringen de-
mokratisch, sozial und ökologisch voranbringen“.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dafür haben wir viele Ideen formuliert. Einige unse-
rer Vorschläge basieren auf einem guten Funda-
ment der Vorgängerregierung. Andere unserer Kon-
zepte werden sowohl auf Widerspruch als auch auf
Zustimmung stoßen, was sich gegebenenfalls re-
gional sehr unterschiedlich darstellen wird. Die von
mir ausgesprochene Einladung zur Beteiligung ba-
siert auf der Überzeugung vieler Menschen, es wer-
de über ihre Köpfe hinweg regiert und entschieden.
Diesem Eindruck wollen wir entgegentreten. Wir
wollen Räume schaffen, um Argumente austau-
schen zu können. Wir wollen Betroffene zu Beteilig-
ten machen. Wir wollen zuhören. Wir sehen es
nicht als Schwäche, sondern als Respekt vor dem
Souverän, unsere Gestaltungskonzepte für das
Land, wenn es sein muss, auch zu modifizieren
oder auch neu aufzusetzen.

Sehr geehrte Damen und Herren, Beteiligung
schließt Entscheidung nicht aus. Wir wollen und
werden Entscheidungen treffen, um Thüringen
moderner, attraktiver und leistungsfähiger zu ma-
chen. Wir sehen große Herausforderungen in der
sozialen Infrastruktur, die wir durch Investitionen
stärken wollen. Die finanzielle Situation der Thürin-
ger Kommunen wollen und müssen wir verbessern.
Die Haushaltsnotlage vieler Kommunen hebelt de-
mokratische Beteiligung aus Mangel an Bewe-
gungsspielraum aus.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In dessen Folge bröckelt der soziale Zusammenhalt
und es schrumpft das kulturelle Leben. Es verstär-
ken sich dadurch die Wegzüge. Ich hoffe auf Einig-
keit über die Grenzen von Koalition und Opposition
hinweg beim Bemühen dieser Koalition, die kom-
munale Familie zu stärken. Natürlich misst die Re-
formpolitik der neuen Landesregierung ihren Erfolg
auch in Indikatoren wie Arbeitsplätzen, Wirtschafts-
wachstum und finanzieller Stabilität. Wir sind je-
doch gleichzeitig der Überzeugung, dass die nach-
haltige Modernisierung unseres Landes Wachstum,
Arbeitsplätze und Stabilität mit sozialer Gerechtig-
keit, Ökologie und dem Schutz natürlicher Ressour-
cen sowie der Handlungsfähigkeit der öffentlichen
Hand verbinden muss.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

In diesem Sinne sind wir der Überzeugung, dass
ein robuster Arbeitsmarkt Thüringens nicht dauer-
haft auf Niedriglöhnen beruhen darf.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Von Arbeit muss man leben können. Wir wollen in
die Infrastruktur investieren, die in der Vergangen-
heit vernachlässigt wurde. Das bedeutet nicht zu-
letzt, dass der Bund seine Verantwortung zum Bei-
spiel bei der Schieneninfrastruktur deutlicher wahr-
nehmen muss. Dafür habe ich mit den Kolleginnen
und Kollegen bei der Ministerpräsidentenkonferenz
gestern bei der Bundeskanzlerin sehr intensiv ge-
worben. Doch wollen wir bei Investitionen Ökologie
und Ökonomie stärker in Einklang bringen als bis-
her. Die Thüringer Natur muss geschont werden.
Flächen sollen nicht über Gebühr beansprucht,
sondern künftig soll der Flächenverbrauch deutlich
reduziert werden.

(Beifall AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe im
Wahlkampf gesagt, wir werden nicht alles anders,
aber vieles besser machen.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Und
schlechter!)

Wir werden Gutes fortsetzen, aber wir sind auch
überzeugt, dass ein einfaches „Weiter so!“ uns
nicht weiterhilft.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich bin der Überzeugung, dass dies selbst in der
größten Oppositionspartei so gesehen wird. Wir
brauchen Kurskorrekturen, um Stillstand zu vermei-
den, Stillstand, der in Wirklichkeit Rückschritt ist.

(Beifall DIE LINKE)

Heute braucht es mehr denn je eine Zukunftsvision
für Thüringen, einen roten Faden für die Moderni-
sierung unseres Landes. Welches Thüringen wollen
wir? Über diese Frage lohnt es sich nachzudenken
und auch kulturvoll zu streiten. Diese Landesregie-
rung verschreibt sich einem Dreiklang. Wir wollen
eine demokratische Erneuerung, ein Thüringen, in
dem Demokratie, Teilhabe und Bürgerrechte groß-
geschrieben werden. Wir wollen sozialen Zusam-
menhalt, ein Thüringen, das Heimat für die hier le-
benden Menschen ist, weltoffen und attraktiv für al-
le, die in dieses Land kommen, ein Thüringen, in
dem aus guten Ideen Arbeitsplätze werden und in
dem für gute Arbeit gute Löhne gezahlt werden und
in dem der kulturelle Reichtum dieses Landes allen
Menschen offensteht.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir wollen eine ökologische Modernisierung, ein
grünes Thüringen, das Vorreiterland für die Ener-
giewende sowie für den Klima- und den Umwelt-
schutz wird.

Liebe Thüringerinnen und Thüringer, liebe zukünfti-
ge Thüringer, liebe eines Tages hoffentlich zurück-
kehrende Thüringer, wir wollen dieses Land so ge-
stalten, damit es für alle Menschen lebenswert ist.
Wir wollen das attraktive Herz in der Mitte der Bun-
desrepublik Deutschland sein und dazu zählt für
uns auch, Herz einer bunten Republik zu sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir wollen Türen und Tore öffnen und Sie einladen,
hier nicht nur zu leben, sondern mit uns gemeinsam
Thüringen zu einem modernen und solidarischen
Land weiterzuentwickeln. Modern heißt für diese
Regierung auch, wir werden neue Maßstäbe bei
der Aufarbeitung setzen. Die Koalition bekennt sich
ausdrücklich zu dem gemeinsamen Papier „Die
Würde des Menschen ist unantastbar“ zur Aufarbei-
tung der DDR-Geschichte.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir fühlen uns 25 Jahre nach der friedlichen Revo-
lution einer konsequenten und ideologiefreien Auf-
arbeitung verpflichtet. Demokratie betrachten wir
nicht als Selbstverständlichkeit, sondern als Her-
ausforderung für Generationen, diesen Erneue-
rungs- und Transformationsprozess zu gestalten.
Vor diesem Hintergrund wollen wir wissenschaftli-
che Aufarbeitung unterstützen und bildungspoliti-
sche Projekte und Initiativen fördern. Insbesondere
möchten wir jungen Menschen ein Verständnis für
Demokratie vermitteln und sie zum zivilgesellschaft-
lichen Engagement motivieren. 25 Jahre nach der
friedlichen Revolution sagen wir: Wer hier lebt, soll
maximale demokratische Freiheitsrechte nutzen,
auf soziale Sicherheit vertrauen und eine gesunde
Umwelt genießen können.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Reihenfolge ist dabei nicht beliebig, aber ge-
nauso wenig darf eines der Ziele ein anderes über-
lagern. Damit wir diese Ziele erreichen, müssen wir
immer das Konkrete im Blick haben. Die zentrale
Frage muss lauten: Was nützt den Menschen?

Um unsere Antwort darauf zu beschreiben, will ich
im Folgenden unter dem Punkt „Mehr Demokratie,
mehr Solidarität und mehr Ökologie“ einige konkre-
te Vorhaben der neuen Landesregierung vorstellen.

Sehr geehrte Damen und Herren, wenn wir über
Demokratie reden, sollten wir zunächst die Finanz-

politik in den Blick nehmen. Nur ein finanziell
selbstständiger und damit handlungsfähiger Frei-
staat kann den demokratischen Grundprinzipien
entsprechen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn das Parlament diese finanziellen Fähigkeiten
verliert, geht damit auch de facto das Königsrecht
der parlamentarischen Demokratie verloren. Des-
wegen wird diese Landesregierung eine solide und
vorausschauende Haushalts- und Finanzpolitik be-
treiben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die bisherigen gesetzlichen Regelungen zu den
Bund-Länder-Finanzbeziehungen enden mit Ablauf
des Jahres 2019. Die Ministerpräsidentenkonferenz
hat sich gestern darauf verständigt, bis Juni 2015
ein Konzept für die Neuordnung zu beschließen.
Bei der Erarbeitung werden wir die Thüringer Inter-
essen konsequent vertreten, damit durch die Neu-
regelung eine aufgabenangemessene Finanzaus-
stattung für das Land Thüringen einschließlich sei-
ner Gemeinden entsteht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Uns ist dabei bewusst, dass die besondere Förde-
rung der neuen Länder, die mit Solidarpakt I und II
erfolgte, Ende des Jahres 2019 endgültig ausläuft.
Die aktuelle finanzielle Situation in vergleichbaren
finanzschwachen Flächenländern Westdeutsch-
lands lässt jedoch befürchten, dass auch für uns
die Finanzausstattung nach Auslaufen der Ostför-
derung nicht auskömmlicher werden wird. Darüber
hinaus werden wir in Thüringen, wie in allen neuen
Ländern, auch nach 2019 besondere strukturelle
Probleme immer noch nicht überwunden haben.
Dazu gehören insbesondere die flächendeckende
Wirtschafts- und Strukturschwäche sowie die be-
sondere demografische Entwicklung. Die hiermit
verbundenen finanziellen Sonderbedarfe gilt es
auch im Hinblick auf die grundgesetzlich gebotene
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse zwischen
Ost, West, Nord, Süd zu kompensieren, und zwar
nach Bedarf und nicht mehr nach Himmelsrichtun-
gen. Deshalb ist es wichtig, dass das bisherige Auf-
kommen aus dem Solidarzuschlag für diese
Zwecke erhalten bleibt und für notwendige Investiti-
onen in den Ländern vom Bund zur Verfügung
gestellt wird.

Derzeit verschaffen wir uns einen Überblick über
die aktuelle finanzielle Situation des Freistaats. Da-
mit dies möglichst umfassend erfolgt, schließen wir
ausdrücklich auch alle Sondervermögen in die Be-
trachtung ein.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Sie müs-
sen auch die Haushaltsplanung beachten!)

Im Ergebnis werden wir eine Übersicht über die fi-
nanziellen Zwänge des kommenden Jahres erhal-
ten, denn der finanzielle Rahmen bestimmt im Sin-
ne einer nachhaltigen Finanzpolitik den Rahmen
unseres Handelns. Deshalb stehen auch alle von
unserer Koalition beschlossenen Maßnahmen unter
Finanzierungsvorbehalt.

(Unruhe CDU)

Die neue Landesregierung hat sich dem Ziel einer
nachhaltigen Haushalts- und Finanzpolitik ver-
schrieben, deshalb haben wir gemeinsam be-
schlossen, Haushalte ohne neue Kredite vorzule-
gen. Die Schuldenbremse des Grundgesetzes und
die Regelungen der Landeshaushaltsordnung wer-
den selbstverständlich von uns eingehalten.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Wie lan-
ge?)

(Unruhe CDU)

Mit dem neuen Haushalt für das Jahr 2015 soll mit
der Umsetzung der im Koalitionsvertrag benannten
politischen Schwerpunkte begonnen werden.
Gleichzeitig ist dabei das Ziel eines ausgeglichenen
Haushalts ohne Neuverschuldung einzuhalten.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Wir haben
es eingeführt, ihr habt es abgelehnt!)

Ausgabensteigerungen durch neue Prioritätenset-
zung sind durch Einsparungen oder durch Generie-
rung von Mehreinnahmen auszugleichen.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Welche?)

Um nachhaltige finanzielle Spielräume zu eröffnen,
wollen wir die Tilgung bestehender stiller Verbind-
lichkeiten fortsetzen. Die Beibehaltung der finanzi-
ellen Handlungsfähigkeit wollen wir insbesondere
mit der Umsetzung von konsequenten Sparmaß-
nahmen auf Grundlage einer umfassenden Aufga-
benkritik, der Stärkung der Einnahmebasis, der
Fortsetzung des Stellenrückgangs durch Errei-
chung des Niveaus vergleichbarer Länder errei-
chen. Dabei wird auch eine stabile Investitionsquo-
te zur Unterstützung der regionalen Wirtschaftsent-
wicklung von ganz besonderer Bedeutung sein.
Weiterhin ist uns auch an einem Höchstmaß an
Transparenz gelegen. Ausgliederungen von Ver-
pflichtungen an Sondervermögen oder landeseige-
ne Gesellschaften wird es jedenfalls mit uns nicht
mehr geben.

Meine Damen und Herren, die kommunale Familie
liegt der neuen Landesregierung besonders am
Herzen. Die Landesregierung ist sich bewusst,
dass die Lebensqualität für die Menschen insbe-

sondere in und durch die Kommunen gesichert
wird. Deshalb ist es uns wichtig, die finanzielle Si-
tuation der Kommunen im Rahmen unserer haus-
halterischen Möglichkeiten nachhaltig zu verbes-
sern

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und Entlastungen durch den Bund ungeschmälert
an die Kommunen weiterzuleiten.

(Beifall DIE LINKE)

Dadurch soll unter anderem vermieden werden,
dass weitere Kommunen in eine extreme Haus-
haltsnotlage geraten. Und wir wollen denjenigen
Kommunen, die sich bereits in einer solchen Haus-
haltsnotlage befinden, eine nachhaltige Perspektive
eröffnen. Die Gewährleistung gleichwertiger Le-
bensverhältnisse in unserem Freistaat ist für uns
nicht nur bloßes Lippenbekenntnis. Alle Kommunen
– alle Kommunen! – müssen in der Lage sein, die
öffentliche Daseinsvorsorge angemessen gewähr-
leisten zu können.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Um diesem Anspruch gerecht zu werden, werden
wir im nächsten Jahr in Abstimmung mit den kom-
munalen Spitzenverbänden eine Überprüfung und
Weiterentwicklung des Kommunalen Finanzaus-
gleichs vornehmen. Die Landesregierung wird sich
dabei selbstverständlich an den Vorgaben des Thü-
ringer Verfassungsgerichtshofs orientieren. Auch
der vorhandene Investitionsbedarf in die Weiterent-
wicklung des Kommunalen Finanzausgleichs wird
einbezogen werden, da nur so die nachhaltige Si-
cherung der Lebensqualität vor Ort und auch der
Wettbewerbsfähigkeit der Kommunen gewährleistet
werden kann.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zur Ge-
bietsreform. Die Koalitionsregierung aus Linke,
SPD, Bündnis 90/Die Grünen eint die Überzeu-
gung, dass angesichts der demografischen Ent-
wicklung sowie aufgrund der Haushaltserfordernis-
se in den nächsten Jahren eine umfassende Ver-
waltungs-, Funktional- und Gebietsreform unum-
gänglich ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Strukturen der Landes- und Kommunalverwal-
tungen müssen an die Herausforderungen der Zeit
angepasst und so effizient und effektiv wie irgend
möglich gestaltet werden. Alle anderen neuen Län-
der haben uns bereits vorgemacht, dass eine auf-
einander aufbauende Verwaltungs-, Funktional-
und dann Gebietsreform erfolgreich auf den Weg
gebracht werden kann und dass alle davon profitie-
ren können.
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(Beifall DIE LINKE)

(Unruhe CDU)

Präsident Carius:

Ich bitte jetzt um etwas mehr Aufmerksamkeit für
die Regierungserklärung.

(Beifall DIE LINKE)

Ramelow, Ministerpräsident:

Weitere Verzögerungen können wir uns daher im
buchstäblichen Sinne nicht mehr erlauben, um un-
sere Handlungs- und Wettbewerbsfähigkeit nicht
nachhaltig aufs Spiel zu setzen. Die Strukturrefor-
men, die so lange blockiert worden sind, sollten
spätestens mit den kommenden Kommunalwahlen
und noch vor dem Auslaufen des Solidarpakts II
wirksam werden. Die Thüringer Landesregierung
legt großen Wert darauf, die kommunalen Spitzen-
verbände und die Bürgerinnen und Bürger in den
bevorstehenden Abstimmungsprozess zu dieser
Strukturreform eng einzubinden. Wir sehen ebenso
die größte Oppositionsfraktion in einer besonderen
Verantwortung und appellieren daher an sie, sich
insbesondere der notwendigen kommunalen Ge-
bietsreform nicht weiter zu verweigern.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir räumen der kommunalen Ebene ausreichend
Zeit für Modelle freiwilliger Zusammenschlüsse ein,
die sich orientieren werden an den Vorgaben eines
in den nächsten Monaten zu erarbeitenden kommu-
nalen Leitbildes und einem Vorschaltgesetz zur
Verwaltungs-, Funktional- und – daraus folgend –
Gebietsreform. Mit der Umsetzung der kommuna-
len Verwaltungs- und Gebietsreform soll ausdrück-
lich kein Verlust an Bürgernähe der Verwaltungen
einhergehen. Deshalb wird die Landesregierung
darauf Wert legen, über ein Netz von Servicebüros

(Unruhe CDU)

in der Fläche den Zugang der Bürgerinnen und Bür-
ger zu kommunaler Dienstleistung wie bisher zu ge-
währleisten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

E-Government scheint nicht überall bekannt zu
sein; E-Government ist Neuland.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Die vielfach geschürte Angst vor weit entfernten
Verwaltungen und kaum zu bewältigenden Entfer-
nungen ist völlig unbegründet.

(Beifall DIE LINKE)

Die Kooperation in Mitteldeutschland wollen wir ver-
bessern. Dazu werde ich mich mit meinen Kollegen

aus diesen Ländern treffen, um offenstehende
Punkte und weitergehende Projekte gemeinsam zu
besprechen. Natürlich werde ich auch den Kontakt
mit den Ministerpräsidenten der anderen Bundes-
länder – Niedersachsen, Hessen und Bayern – su-
chen.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Na klar.
Die warten dann alle drauf!)

Ja. Herr Bouffier hat mir gestern erklärt, als er mir
die Hand gab, dass wir zusammen bei Karstadt ge-
arbeitet haben, und zwar zur selben Zeit.

(Unruhe CDU)

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Ich habe mich freundlich aufgenommen gefühlt von
Herrn Bouffier und ich finde, er hat gestern interes-
sante Sachen in der MPK-Runde gesagt, die Thü-
ringen auch unterstützen kann. Es kommt nicht auf
das Parteibuch an, es kommt auf den Inhalt an.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zur Thüringer Polizei: Meine Damen und Herren,
Thüringen braucht nicht nur eine bürgernahe Ver-
waltung, sondern auch eine bürgernahe Polizei. Ei-
ne flächendeckende Präsenz und bürgernahe Poli-
zeistrukturen sind von elementarer Bedeutung für
die Erfüllung der Sicherheitsbedürfnisse.

(Beifall CDU)

Weil dem so ist, werden wir die Auswirkungen der
Polizeistrukturreform vor allem im Hinblick auf eine
angemessene Personalausstattung bei der Thürin-
ger Polizei überprüfen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Sehr gut!)

Im Ergebnis dieser Überprüfung soll die Formulie-
rung eines langfristigen Personalentwicklungskon-
zepts für die Thüringer Polizei stehen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Noch bes-
ser!)

Und Wolfgang Fiedler wird uns unterstützen.

(Heiterkeit und Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Thüringen wird ein sicheres Land bleiben. Die Si-
cherheit unserer Bürgerinnen und Bürger ist ein ho-
hes Gut und genießt bei der neuen Landesregie-
rung daher höchste Priorität. Mit Sorge betrachten
wir auch die Gewalt gegenüber Einsatzkräften der
Polizei, der Feuerwehren und der Rettungsdienste.
Diese Angriffe verurteilen wir ohne jedes Wenn und
Aber.

40 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 3. Sitzung - 12.12.2014

(Ministerpräsident Ramelow)



(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sie können schon aufgrund der vorhandenen Für-
sorgepflicht gegenüber den Bediensteten nicht an-
satzweise und nicht im Hauch akzeptiert werden.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Jetzt wird
auch nicht mehr geschottert!)

(Heiterkeit im Hause)

Gut, dass Wolfgang Fiedler sich mit Schottern aus-
kennt.

Kampf gegen Rechtsextremismus: Sehr geehrte
Damen und Herren, im Jahr 2011 offenbar gewor-
dene Verbrechen des sogenannten „Nationalsozia-
listischen Untergrunds“ haben uns tief erschüttert
und entsetzt. Sie haben uns aber auch vor Augen
geführt, welche Gefährdungen für unsere demokra-
tischen Werte von gewaltbereiten Rechtsextremis-
ten ausgehen. Deshalb werden wir das vorhandene
Landesprogramm auf den Kampf gegen Rechtsex-
tremismus, Fremdenfeindlichkeit und Antisemitis-
mus konzentrieren und gemeinsam mit den zivilge-
sellschaftlichen Bündnissen und Akteuren weiter-
entwickeln. Wir richten das Landesprogramm also
inhaltlich neu aus.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich danke ausdrücklich den Fraktionen der letzten
Legislatur, dass wir zum Abschluss der Arbeit des
NSU-Ausschusses mitten im Wahlkampf, in der hei-
ßen Wahlkampfphase hier eine Landtagssitzung
gemeinsam durchgeführt haben, bei der wir deut-
lich gemacht haben, welche Verantwortung Thürin-
gen gegenüber den Familien hat, deren Familien-
angehörige aus rassistischen Gründen von Thürin-
gern ermordet worden sind. Ich danke allen Fraktio-
nen, die daran würdig teilgenommen haben. Des-
halb ist das Thema „NSU“ ein ganz besonderes
Thema, das ein Thüringer Thema bleibt, und dem
werden wir uns stellen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Kampf gegen Rechtsextremismus bleibt eine
ressortübergreifende und gesamtgesellschaftliche
Aufgabe. Um die Rahmenbedingungen nachhaltig
zu verbessern, wird die Landesregierung die finan-
zielle Ausstattung des Landesprogramms um jähr-
lich 1 Million Euro aufstocken. Neben Präventions-
angeboten spielt auch das konsequente repressive
Vorgehen gegen Rechtsextremismus eine entschei-
dende Rolle. Hierzu werden wir insbesondere die
zentrale Bekämpfung rechtsextremer Straftaten
fortführen und die Möglichkeiten für Verbote rechts-
extremer Organisationen ausschöpfen. Darüber
hinaus werden Aus- und Fortbildungsinhalte bei der
Thüringer Polizei dahin gehend überprüft, ob und
auf welche Weise einerseits noch stärker als bisher

über die Erscheinungsformen und das Gewaltpo-
tenzial des Rechtsextremismus aufgeklärt, anderer-
seits aber auch die Vermittlung interkultureller und
sozialer Kompetenz weiter verbessert werden kann.
Hierzu gehört auch eine Steigerung des Anteils an
Bediensteten bei der Thüringer Polizei mit Migrati-
onshintergrund.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zur Reform des Landesamts für Verfassungsschutz
hat es gestern schon einige Aufregung gegeben
von Innenministern, die offenkundig die Verantwor-
tung Thüringens in Bezug auf V-Leute nicht mal zur
Kenntnis nehmen wollen. Eine herausragende Kon-
sequenz aus den abscheulichen Verbrechen des
sogenannten „Nationalsozialistischen Untergrunds“
bleibt die umfassende Neuausrichtung der Sicher-
heitsarchitektur in Thüringen. Dabei werden wir die
Empfehlungen, die gemeinsamen Empfehlungen,
des Untersuchungsausschusses „Rechtsterroris-
mus und Behördenhandeln“ zugrunde legen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Untersuchungsausschuss hat eine grundlegen-
de Reform des Landesamts für Verfassungsschutz
angemahnt. Die Landesregierung wird diesen Auf-
trag unter anderem durch die Berufung einer Exper-
tenkommission umsetzen, die Vorschläge und des-
sen Neuausrichtung dann erarbeiten wird. Das Thü-
ringer Landesamt für Verfassungsschutz wird sich
bei seinem zukünftigen Handeln konsequent an
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und dem
Schutz der bürgerlichen Grundrechte auszurichten
haben. Parallel dazu soll die parlamentarische und
die öffentliche Kontrolle des Verfassungsschutzes
weiter ausgebaut werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Nach den Erfahrungen um den Thüringer Heimat-
schutz und als Konsequenzen aus den NSU-Ver-
brechen – ich füge aber an, auch als Konsequenz
aus dem Untersuchungsausschuss in Sachen
Trinkaus, der gegen alle Fraktionen der letzten Le-
gislatur sein Unwesen als V-Mann getrieben hat –,
aus all diesen Gründen wird das V-Leute-System in
dieser Form, wie es derzeit praktiziert wird, abge-
schafft, evaluiert und dann werden wir entscheiden,
wie es neu aufgesetzt wird.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ebenso werden wir dafür Sorge tragen, dass eine
klare Trennung zwischen Polizei und Verfassungs-
schutz insbesondere im Bereich der Gefahrenab-
wehr erfolgt und das Landesamt zukünftig keinerlei
präventive Aufgaben im Bereich der gesellschaftli-
chen Bildung und Information wahrnimmt.
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Ausbau von Beteiligungsrechten: Die neue Landes-
regierung schreibt sich eine stärkere Beteiligung
der Bürgerinnen und Bürger auf ihre Fahnen, auch
und gerade für die Jugendlichen. Wir werden des-
halb das aktive Wahlalter bei Kommunalwahlen auf
16 absenken und die kommunalen Mitwirkungs-
möglichkeiten im Rahmen von Bürgerbegehren und
Bürgerentscheiden weiterentwickeln und nehmen
dazu die Vorschläge des Bündnisses für mehr De-
mokratie in Thüringen zur Grundlage und werden
mit dem Bündnis darüber auch intensiv die weiteren
Gespräche führen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Für Wahlen und Abstimmungen auf Landesebene
werden wir eine entsprechende Verfassungsinitiati-
ve zur Senkung des Wahlalters starten. Das wird
nur funktionieren, wenn wir die Zweidrittelmehrheit
hier im Hohen Haus gemeinsam erreichen,

(Unruhe CDU)

und dann ist die Frage,

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Das wird
wohl nicht passieren!)

inwieweit man junge Menschen in diesem Land ver-
fassungsrechtlich ernst nehmen will oder weiter
gängeln möchte.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir sind uns bewusst, dass wir dafür auf die größte
Oppositionsfraktion angewiesen sind, und appellie-
ren daher an die CDU-Fraktion, uns aktiv bei die-
sem Vorhaben zu unterstützen. Die mäßige Wahl-
beteiligung bei den Landtagswahlen hat uns einmal
mehr vor Augen geführt, wie wichtig es ist, die Bür-
gerinnen und Bürger in Entscheidungsfindungspro-
zesse stärker einzubinden. Dies wird auch ein Weg
sein, um unsere Demokratie zu stabilisieren und
gegen Angriffe zu immunisieren.

In den vergangenen Jahren haben wir vielfach das
Wort der Willkommenskultur im Mund geführt. Zu
einer wirklichen Willkommenskultur gehört es nach
Ansicht der Landesregierung, den Menschen, die
zu uns gekommen sind, Vertrauen entgegenzubrin-
gen. Auch diese Bürgerinnen und Bürger mit Migra-
tionshintergrund wollen wir daher durch eine Aus-
weitung des Wahlrechts stärker beteiligen und wer-
den uns im Bundesrat dafür einsetzen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Als weitere Veränderung in Bezug auf eine verbes-
serte Transparenz und Bürgerbeteiligung wird die
Landesregierung eine Überarbeitung des Untersu-
chungsausschussgesetzes auf den Weg bringen.
Außerdem soll beim Thüringer Landtag ein soge-
nanntes Transparenzregister eingerichtet werden,

um mögliche Einflussnahmen von Einzelpersonen
und Organisationen auf parlamentarische Vorgänge
für die ganze Öffentlichkeit erkennbar zu machen.

Auch bei den Energieprojekten wie Windparks oder
Pumpspeicherwerken wird heutzutage regelmäßig
eine Bürgerbeteiligung mit Recht auch bereits weit
im Vorfeld förmlicher Planungsverfahren eingefor-
dert. Eine solche Beteiligung eröffnet umfassende
Chancen für die Projektgestaltung und deren Ak-
zeptanz. Bei konstruktivem Verlauf profitieren alle
beteiligten Partner, Bürger und Träger öffentlicher
Belange, Politik und Verwaltung sowie der Vorha-
benträger. Ein solcher Prozess erfordert aber auch
ein gemeinsames Verständnis über Regeln des
Umgangs der einzelnen Akteure während der Be-
teiligung. Diese Regeln sollten vorab vereinbart
werden. Deswegen wird die Koalition einen Pro-
zess der Verständigung zu ergebnisoffenen, fairen
und förmlichen Bürgerbeteiligungen bei strittigen
Projekten initiieren. Dieser Prozess soll in einem
Kodex für Bürgerbeteiligung münden, den ein mög-
lichst breites Spektrum an Partnern – Bürger und
Träger öffentlicher Belange, Politik und Verwaltung
sowie Vorhabenträger – miteinander verbindet;
Schmalwasser und andere Projekte lassen grüßen.

Mehr Solidarität mit Bildung und über Bildung! Mei-
ne Damen und Herren, das Kind steht im Mittel-
punkt. Dies ist ein Kerngedanke unserer bildungs-
politischen Überlegungen. Alle Maßnahmen müs-
sen dazu dienen, für die Kinder in Thüringen best-
mögliche Bedingungen zu schaffen, damit alle die
gleichen Chancen bekommen. Dazu müssen Kitas
wie auch Schulen Lern- und auch Lebensort sein,
die allen Kindern gemeinsam die Fähigkeit zur Ent-
faltung ihrer ganzen Potenziale ermöglichen, unab-
hängig von ihrer sozialen oder ethischen Herkunft.
Hier, wie in Schule und Gesellschaft, gilt es, ge-
meinsam mit Eltern und Fachkräften die Inklusion
weiterzuentwickeln.

Wir wollen das Thüringer Landeserziehungsgeld
abschaffen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Furchtbar!
Furchtbar!)

Erstens, weil mit dem Bundesbetreuungsgeld eine
weitergehende Doppelförderung besteht. Zweitens,
weil die Gefahr besteht, dass Kinder davon abge-
halten werden, an frühkindlicher Bildung teilzuneh-
men. Dass dies der völlig falsche Weg ist, zeigt die
absurde Diskussion über das Deutschsprechen in
Migrantenfamilien.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Unruhe CDU)
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Nach Meinung der CSU sollen Kinder lieber zu
Hause bleiben,

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Was hat
denn das damit zu tun? Was hat das denn
mit dem Landeserziehungsgeld zu tun?)

um dort ungenügend Deutsch zu lernen. Ich glau-
be, dass in Kitas Deutsch gesprochen wird.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die frei werdenden Mittel des Landeserziehungs-
geldes werden für ein kostenfreies Kita-Jahr ge-
nutzt.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Was für ei-
ne Polemik!)

Außerdem sichern wir die Qualität in der frühkindli-
chen Bildung und wollen sie auf Dauer verbessern.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Was hat
das mit dem CDU-Thema zu tun?)

Wir sind uns einig, dass für einen optimalen Lerner-
folg die Rahmenbedingungen an den Schulen ver-
bessert werden müssen.

(Beifall DIE LINKE)

Der aktuelle Chancenspiegel hat uns gezeigt, dass
der Anteil der Schülerinnen und Schüler, die die
Schule ohne einen Abschluss verlassen, gesunken
ist. Dies ist zweifelsohne ein Verdienst unseres jet-
zigen Koalitionspartners SPD und ich möchte aus-
drücklich dem Minister Christoph Matschie an die-
ser Stelle sehr persönlich für die geleistete Arbeit
danken.

(Unruhe CDU)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Gleichwohl sind wir der Meinung, dass wir an die-
ser Stelle anschließen und weiterarbeiten müssen
im Umgang mit Verschiedenartigkeit sowohl im Be-
reich der Begabung…

Präsident Carius:

Herr Ministerpräsident, ich möchte den Saal bitte
noch einmal um Aufmerksamkeit bitten. Wir sind im
Thüringer Landtag, wir sind nicht bei Karstadt am
Wühltisch.

(Unruhe im Hause)

Ich bitte um Aufmerksamkeit.

Ramelow, Ministerpräsident:

Lieber Christoph Matschie, unter Ihnen als Minister
ist Margot Honecker nicht in die Schulen eingezo-
gen. Ich danke dafür.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Am Wühltisch bei Karstadt sind wir auch nicht,
manche benehmen sich nur so.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir wollen an dem erreichten Punkt weiterarbeiten.
Im Umgang mit Verschiedenartigkeit sowohl im Be-
reich der Begabungen wie von Beeinträchtigungen
liegt die größte Herausforderung für unser Schul-
system. Zuallererst muss feststehen: Alle bestehen-
den Schularten erhalten eine sichere Entwicklungs-
perspektive. Zu viel Unsicherheit hat in den letzten
Jahren das Bildungswesen hier in Thüringen be-
herrscht. Dem müssen und wollen wir gemeinsam
mit allen Beteiligten, Pädagoginnen und Pädago-
gen, Eltern und selbstverständlich den Schülerin-
nen und Schülern, entgegentreten. Gemäß unse-
rem Verständnis von guter Bildung stellen wir auch
im Schulbereich das Kind in den Mittelpunkt sämtli-
cher Entscheidungen. Individuelle Förderungen und
Herausforderungen, längeres gemeinsames Lernen
und damit keine Unterbrechung von persönlichen
Bildungsbiografien, das sind die Aspekte, die durch
unsere Bildungspolitik abgedeckt werden sollen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Daher wird die Thüringer Gemeinschaftsschule flä-
chendeckend als Angebot des längeren gemeinsa-
men Lernens weiter ausgebaut, dort, wo Eltern so-
wie Lehrerinnen und Lehrer es vor Ort wünschen.
Ein Ausbau der Thüringer Gemeinschaftsschulen
funktioniert nämlich nur in Zusammenarbeit mit al-
len Beteiligten.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: So ist es!)

Es muss zentrales Anliegen einer neuen Landesre-
gierung sein, wirkliche Eigenverantwortlichkeit für
unsere Schulen zu schaffen. Wir müssen den Fach-
kräften vor Ort vertrauen, denn in unseren Schulen
liegt die Kompetenz genau dort, nämlich vor Ort.

Mit dem Vorhaben, jährlich 500 neue Lehrerinnen
und Lehrer einzustellen, sowie mit dem Aufbau ei-
ner Vertretungsreserve zu Beginn soll der Unter-
richtsausfall an unseren Schulen gesenkt werden.
Gleichzeitig stärken wir damit die personellen Vor-
aussetzungen für die individuelle Förderung unse-
rer Schülerinnen und Schüler. Es soll ein Investiti-
onsprogramm für Schulen und Schulsportstätten
initiiert werden, das die bisherigen finanziellen Mög-
lichkeiten deutlich erweitert. Pro Jahr wollen wir
30 Millionen Euro zusätzlich zu bestehenden Pro-
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grammen in Schulbau- und Schulsanierungsmaß-
nahmen fließen lassen. Dabei werden die Förder-
maßnahmen an langfristige Perspektiven des
Standorts gebunden. Wir werden das Thüringer
Schulgesetz und das Förderschulgesetz zu einem
inklusiven Schulgesetz weiterentwickeln.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Das ist
falsch!)

Darüber hinaus werden wir die Thüringer Grund-
schulen weiter zu Ganztagsschulen entwickeln. Im
Schulgesetz werden wir die Aufgabenbeschrei-
bung, die Qualitätsanforderungen und die Ausge-
staltung erfassen. Weitere differenzierte Formen
ganztägiger Betreuungs-, Erziehungs- und Bil-
dungsangebote wollen wir im Rahmen der Stärkung
der kommunalen Bildungslandschaft fördern. Be-
sonderen Wert legen wir auf eine „Qualitätsoffensi-
ve Inklusion“, bei der wir die Entwicklung in den
letzten Jahren mittels abgestimmter Qualitätsstan-
dards für eine Schule für alle definieren und umset-
zen. Hierzu werden wir auch die Ausbildungskapa-
zitäten in Thüringen im Bereich Lehramt Förder-
schulen und Sonderpädagogische Fachkräfte aus-
bauen.

Zur besseren Integration sozial benachteiligter
Schülerinnen und Schüler werden wir das Pro-
gramm Schulsozialarbeit als Landesprogramm wei-
terentwickeln. Wir werden durch die Förderung von
Schülern nicht deutscher Herkunftssprache die so-
ziale Integration verbessern. Die Sprachangebote
werden deshalb den Ausgangsbedingungen der be-
treffenden Kinder und Jugendlichen angepasst und
weiter ausgebaut. Insbesondere Kindern und Ju-
gendlichen mit Flüchtlingshintergrund werden wir
sofort mit Ankunft in Thüringen Sprachangebote un-
terbreiten. Damit beginnen wir schon in den Kinder-
gärten.

(Beifall DIE LINKE)

Weil Schule keinen Platz für Rechtsextremismus,
Diskriminierung und gruppenbezogene Menschen-
feindlichkeit bieten darf, werden wir Projekte an
Schulen gegen rechtsextreme und menschenver-
achtende Einstellungen auch weiterhin fördern und
zukünftig stärken.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir werden Internationalisierung, Demokratiebeteili-
gung und Bildung für nachhaltige Entwicklung in
den Schulen stärken und menschenrechtsorientier-
te und demokratiefördernde Angebote unterstützen.

Freie Schulen: Freie Schulen sind ein wichtiger Be-
standteil der Thüringer Schullandschaft.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Von dort kommen wichtige Impulse der Weiterent-
wicklung pädagogischer Konzepte und zur Schul-

entwicklung. Wir werden die freien Schulen auch
deswegen besser ausstatten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Zukünftig soll eine sichere Entwicklungsperspektive
auch für freie Schulen realisiert werden und gleiche
Chancen von Schülerinnen und Schülern in freier
und staatlicher Trägerschaft sollen stärker Beach-
tung finden. Dafür wollen wir im ersten Jahr min-
destens 10 Millionen Euro zusätzlich zur Verfügung
stellen und wir werden die Schulträger in den Ge-
setzgebungsprozess von Anfang an einbeziehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Kultur und Aufarbeitung: Für die neue Landesregie-
rung ist Kultur Chefsache. Die Kulturpolitik ist ein
besonderer Schwerpunkt meiner Regierungsarbeit.
Aus diesem Grund haben wir sie in die Staats-
kanzlei verortet. Sie ist ein Kernstück der gemein-
samen Regierungsarbeit der drei Fraktionen. Der
Chef der Staatskanzlei, Herr Minister Prof. Hoff von
der Linken, und die Staatssekretärin für Kultur und
Europa, Frau Dr. Winter von der SPD, werden ge-
meinsam für die Gestaltung einer lebendigen Kul-
turszene sorgen. An dem Beispiel wird deutlich,
dass die Staatskanzlei nicht nach Parteibuch veror-
tet wird, sondern ein offenes Haus ist.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Sicherung der finanziellen Rahmenbedingun-
gen für Kultur gilt mein besonderes Augenmerk. Ei-
ne angemessene Finanzausstattung der Kommu-
nen als wichtigsten Partner der Kulturförderung ne-
ben dem Land ist unabdingbar. Der Kulturlasten-
ausgleich soll, ja, er muss evaluiert und fortgesetzt
und in mindestens gleicher Höhe wie 2014 ausge-
stattet werden.

(Beifall DIE LINKE)

Den Kommunen will ich zudem durch eine verbes-
serte Finanzausstattung helfen, nicht nur ihre
Pflichtaufgaben zu erfüllen, sondern auch ihre ei-
gentliche Königsaufgabe, die man dann immer um-
schreibt als sogenannte freiwillige Leistung, das ist
Kultur, diese Pflichtaufgabe als Königsaufgabe zu
erfüllen.

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Wie denn?
Als Königstiger? Sagen Sie doch einmal, wie,
in der Regierungserklärung! Ein konkretes
Beispiel, wie!)

(Unruhe DIE LINKE)

Die Kulturförderung soll auf verlässliche Beine
gestellt werden und wir werden unter aktiver Beteili-
gung der kulturellen Akteure im kommenden Jahr
ein Gesetz zur Förderung und Entwicklung der Kul-
tur, der Kunst und der kulturellen Bildung im Frei-
staat auf den Weg bringen.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Koalition strebt den Erhalt aller Thüringer Thea-
ter und Orchester in ihrer bestehenden Form,
Struktur und Bandbreite an. Die Koalition wird ge-
meinsam mit den kommunalen Trägern für mehr
Planungssicherheit und nachhaltige Qualitätssiche-
rung bei Theatern und Orchestern langfristige Fi-
nanzierungsvereinbarungen abschließen.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Wo kommt
denn das Geld her?)

Wenn Sie Streichungsvorschläge haben, dann ha-
ben Sie doch den Mut und sagen Sie doch mal, wo
Sie die Kultur zerstören wollen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Unruhe CDU)

(Zwischenruf Abg. Mohring, CDU: Haben Sie
doch den Mut!)

Qualitätssicherung bei Theatern: Die Landesregie-
rung begreift die Vorbereitung des Reformationsju-
biläums „Luther 2017“ auch weiterhin als eine be-
deutende Querschnittsaufgabe und einen wichtigen
Bestandteil der Kulturlandschaft Thüringen. Der
konzeptionelle Leitgedanke „Thüringen als Luther-
land entdecken und entwickeln“ verbindet den Blick
zurück mit dem Blick nach vorn. Die neue Landes-
regierung sieht in der Vorbereitung des Reformati-
onsjubiläums eine einzigartige Chance spannender
und anregender Zusammenarbeit mit allen relevan-
ten Akteuren aus Kirchen, Religion, Kommunen,
Wirtschaft, Wissenschaft, Kultur und Zivilgesell-
schaft. Gemeinsam kann es gelingen, die vielfälti-
gen Impulse der Reformation aufzugreifen, um re-
formatorische Tradition und reformfreudige Avant-
garde heute zur Wirkung kommen zu lassen, ohne
Heldenverehrung, ohne kulturpolitischen oder kon-
fessionellen Triumphalismus, ohne die Kritik an
Martin Luther oder an einzelnen Folgewirkungen
der Reformation zu verschweigen und ohne die in-
haltlich gebotene Trennung von Staat und Kirche
auf dem Weg der Umsetzung dieses Gemein-
schaftsprojekts preiszugeben.

In meiner Antrittsrede vor einer Woche habe ich be-
reits deutlich gemacht, dass die Förderung der Ge-
denkstättenarbeit und der Erinnerungskultur beson-
dere Schwerpunkte meiner Regierungsarbeit sein
werden. Die Förderung der wissenschaftlichen Auf-
arbeitung und bildungspolitische Projekte sollen mit
dazu beitragen, dass alle Generationen, aber auch
insbesondere junge Menschen ein Verständnis von
und für Demokratie vermittelt und zivilgesellschaftli-
ches Engagement angeregt wird.

Das Thüringer Modell einer dezentralen, zivilgesell-
schaftlich verfassten Aufarbeitungslandschaft, die
im bundesweiten Vergleich Alleinstellungscharakter

beanspruchen kann, wird von uns weiter unter-
stützt.

Die institutionelle Förderung der Grenzmuseen –
Teistungen, Schifflersgrund, Mödlareuth – wird fort-
gesetzt und ihre Zukunftsfähigkeit gesichert. Die
Zuschüsse an Vereine und Initiativen als Träger
von Einrichtungen der Aufarbeitung werden seit
2012 als institutionelle Förderung gewährt. Dies ist
weiterhin zu sichern, um Qualität und Kontinuität für
die Gedenkstätte Amthordurchgang Gera, das Thü-
ringer Archiv für Zeitgeschichte, Künstler für Ande-
re e.V. Jena und die Geschichtswerkstatt Jena zu
gewährleisten.

Der Aufbau der Gedenk- und Bildungsstätte Andre-
asstraße Erfurt als zentraler Ort der Aufarbeitung
der SED-Diktatur in Thüringen ist abgeschlossen.
Ihre mehrdimensionale Ausrichtung, die sowohl die
Auseinandersetzung mit der SED-Diktatur als auch
das Gedenken einschließlich erfahrungsgeschichtli-
ches Forum und der Stärkung des Bewusstseins für
Freiheit und Demokratie umfasst, wird seit der
Übergabe des Hauses im Dezember 2012 von der
Stiftung Ettersberg programmatisch stetig fortent-
wickelt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Betrieb mit einem vielfältigen, anspruchsvollen
Programmangebot in Museumspädagogik und his-
torisch politischer Bildung bedarf der nachhaltigen
Unterstützung. Deshalb ist klar: Wer Demokratie le-
ben will, muss Diktatur immer frühzeitig erkennen.
Und so wollen wir uns daran orientieren, dass Dik-
taturerfahrungen der Leitgedanke sind, um Demo-
kratie zu stärken.

Mit der Neubesetzung von Vorstandsvorsitz und
Gremien steht die Stiftung vor einer Phase der stär-
keren wissenschaftlichen Profilierung, die von einer
verstärkten Zusammenarbeit mit dem Hochschulbe-
reich begleitet werden soll. Die periodische Evaluie-
rung von Entwicklungsstand und Perspektiven der
Thüringer Aufarbeitungslandschaft wird inhaltlich
beraten und begleitet durch den auf Empfehlung
der Historiker-Kommission eingerichteten Fachbei-
rat für die Aufarbeitung. Zu seinen Aufgaben zählt
auch die Beratung in Förderangelegenheiten.

Thüringen hat den Bund und benachbarte Bundes-
länder für den Auf- und Ausbau der Thüringer Ge-
denkstättenlandschaft als Partner gewonnen. Die
herausgehobene, überregionale Bedeutung von
Projekten und Einrichtungen der Aufarbeitung in
Thüringen wird dadurch unterstrichen.

Als aktuelles gemeinsames Vorhaben wird auf
Grundlage der Empfehlung der Historiker-Kommis-
sion eine Entwicklungsmaßnahme für das Grenz-
museum Schifflersgrund vorbereitet. Ich merke per-
sönlich an, wir werden als Landesregierung das
Thema „Aufarbeitung“ zum zentralen Thema ma-
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chen, dass SED-Diktatur immer Gegenstand zur
weiteren Erhellung und Erleuchtung und Begleitung
sein muss, damit man weiß, dass sich so etwas
nicht mehr wiederholen darf.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

2015 jährt sich der 70. Jahrestag der Befreiung Bu-
chenwalds, zu dem wir auch hochbetagte Zeitzeu-
gen als Gäste begrüßen werden. Wir unterstützen
die Stiftung Gedenkstätten Buchenwald und Mittel-
bau-Dora bei der Neugestaltung der Dauerausstel-
lung, um auch künftig eine Form des Erinnerns und
Vermittelns an nachfolgende Generationen zu si-
chern. Die Erinnerung an die NS-Herrschaft muss
eine wichtige Rolle in der schulischen und außer-
schulischen und der Erwachsenenbildung spielen
und dabei Erkenntnisse aktueller Forschungsergeb-
nisse aufgreifen.

Wirtschaft und Wissenschaft: Thüringen ist ein in-
novativer, moderner und zukunftsfähiger Wirt-
schaftsstandort. Grundlage unseres Erfolgs sind
unsere wettbewerbsfähige Industrie, der innovative
Mittelstand und – ganz stark – das Handwerk.

In der Stärkung von verantwortlichem Unterneh-
mertum, betrieblicher Mitbestimmung und echter
Sozialpartnerschaft sehen wir einen wichtigen Bei-
trag zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit der Thürin-
ger Wirtschaft.

Gute Löhne und in der Folge steigende Kaufkraft,
Investitionen in Forschung, Technologie und
moderne Infrastrukturen sowie eine bessere Fi-
nanzausstattung für Städte und Gemeinden sind
ein zentraler Treiber für wirtschaftliche Entwicklung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine wirt-
schafts- und strukturpolitische Strategie für alle Re-
gionen Thüringens. Wir wollen die Herausbildung
eines großen, innovativen Mittelstands unterstützen
durch die gezielte Förderung von Existenzgründun-
gen, kleinen und mittleren Unternehmen und Hand-
werksbetrieben, durch eine nachhaltige Außenwirt-
schaftsstrategie und durch die Fortsetzung und den
Ausbau der erfolgreichen Thüringer Standortkam-
pagne.

Mit einer neuen Thüringer Innovationsstrategie wol-
len wir die Förderinstrumente für Forschung und
Technologie auf klare Schwerpunkte und Wachs-
tumsfelder ausrichten. Die finanzielle Förderung für
den Auf- und Ausbau von anwendungsnahen Inno-
vationszentren wie beispielsweise das Thüringer In-
novationszentrum Mobilität, das Thüringer Zentrum
für Maschinenbau oder den GreenTech-Campus
Hermsdorf werden wir fortsetzen.

Wir unterstützen die Entwicklung einer digitalen
Wirtschaft und Gesellschaft mit Schwerpunkt „In-
dustrie 4.0“.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Intelligente, selbststeuernde Produktionsprozesse
und -systeme und eine weitreichende Digitalisie-
rung vieler Lebensbereiche versprechen auch für
Thüringen neue Wachstums- und Entwicklungs-
chancen. Durch eine intelligente Vernetzung von
Wirtschaft und Wissenschaft wollen wir mit neu ent-
wickelten Produkten, Produktionsverfahren und Ge-
schäftsmodellen die erheblichen Wachstumspoten-
ziale dieser Zukunftsbranchen nutzen. Dabei hat
aber auch das Handwerk als eine zentrale Stütze
der Thüringer Wirtschaft eine hohe beschäftigungs-
politische Bedeutung. Im Bereich der energetischen
Gebäudesanierung, beim Ausbau der erneuerbaren
Energien und dem altersgerechten, barrierefreien
Umbau von Gebäuden liegen in den nächsten Jah-
ren große Wachstumsmöglichkeiten. Deshalb wer-
den wir die duale Ausbildung weiter unterstützen
und zusätzliche Möglichkeiten ihrer Förderung su-
chen, zum Beispiel durch Evaluierung des Meister-
bonus. Ein Hauptaugenmerk gilt dabei der Umset-
zung der Schlussfolgerungen aus der Potenzialana-
lyse „Handwerk“.

Die Kreativwirtschaftsbranche soll als Querschnitts-
branche weiter gestärkt werden. In der Verbindung
mit Handwerk und Industrie kann die Kreativwirt-
schaft als Katalysator für mehr nachhaltiges
Wachstum fungieren.

Sämtliche Instrumente der Wirtschaftsförderung,
die teilweise mit Mitteln des Bundes und der Struk-
turfonds EFRE und ESF finanziert werden, werden
vollumfänglich mit Landesmitteln kofinanziert. Das
ist unser klares Bekenntnis zu einer weiteren erfolg-
reichen Unternehmensförderung in Thüringen. Da-
bei sind zukunftsträchtige Investitions- und Innovati-
onsvorhaben, die Modernisierung von Unterneh-
men, die Unterstützung von Forschung und Ent-
wicklung sowie das Prinzip „Gute Arbeit“ Maßstab
und Schwerpunkt unserer Förderpolitik. Die Unter-
nehmensförderung soll, soweit möglich und zuläs-
sig, schrittweise auf revolvierende Fonds – ich sa-
ge: endlich – umgestellt werden.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die Darlehensfonds „Thüringen-Dynamik“ und
„Thüringen-Kapital“ werden aus dem EFRE ver-
stärkt. Zwei neue Beteiligungskapitalfonds aus dem
EFRE werden kofinanziert: „Thüringer Start-up
Fonds“, „Thüringer Wachstums- und Beteiligungs-
fonds“. Um die entstehende Lücke bei den Finan-
zierungen abzusetzen, werden wir die verstärkte
Bürgschaft als Wirtschaftsförderinstrument einset-
zen. Instrumente wie Zuschüsse – GRW, Thürin-
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gen-Invest –, zinsvergünstigte Darlehen – Thürin-
gen-Dynamik – sowie Beteiligungskapital bleiben
vollumfänglich erhalten. Eine wirkungsvolle betrieb-
liche Außenwirtschaftsförderung und gezielte Un-
terstützungsdienstleistungen bilden auch weiterhin
die Grundlage, um das Engagement der Thüringer
Unternehmen auf internationalen Märkten nachhal-
tig zu unterstützen.

Meine Damen und Herren, unsere Hochschulen
leisten in Forschung und Lehre gute Arbeit. Diese
würdigen wir durch eine Bestandsgarantie und eine
auskömmliche Finanzierung. Während andernorts
über die Zusammenlegung von Hochschulen gere-
det wird, bekennt sich die neue Thüringer Landes-
regierung zu den Hochschulen im Land. Alle Hoch-
schulen bleiben an ihrem jeweiligen Standort erhal-
ten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

An dieser Stelle steht Gotha.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Finanzierungszusagen der Hochschulstrategie
2020 sind in einer langfristigen Rahmenvereinba-
rung gesichert. Dies beinhaltet die Übernahme wis-
senschaftsbezogener Kostenaufwüchse um zusätz-
lich 1 Prozent für die qualitative Entwicklung und
Prioritätensetzung der Thüringer Hochschulen. Zum
Erhalt und zur weiteren Verbesserung der wissen-
schaftlichen Infrastruktur in Thüringen wird ein In-
vestprogramm „Lehre und Forschung“ aufgelegt.
Dafür verwenden wir die entsprechenden Entflech-
tungsmittel und die vorgesehenen Mittel des Opera-
tionellen Programms der EU. Mit dem Maßnahmen-
paket „Gute Arbeit in der Wissenschaft“ wollen wir
Prinzipien der Guten Arbeit auch in der Wissen-
schaft verankern. Gleichzeitig soll in den Ziel- und
Leistungsvereinbarungen mit den Hochschulen ein
Modell zur Frauenförderung vereinbart werden.

(Beifall DIE LINKE)

Mit diesem Modell soll insbesondere der Anteil von
Frauen in der Professur deutlich erhöht werden. Fa-
milienfreundliche Bedingungen an den Hoch-
schulen müssen zu einer Selbstverständlichkeit
werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Studienangebote müssen mit den Lebens- und
Lernbedingungen von Studierenden besser verein-
bar sein. Anwendungsorientierte und Grundlagen-
forschung stehen gleichberechtigt nebeneinander.
Die Freiheit der Wissenschaft ist unantastbar. An
dem Ziel, die Innovationskraft der Unternehmen zu
stärken und Forschungsergebnisse schnell in ver-
marktbare Produkte, Verfahren und Dienstleistun-

gen umzusetzen, werden wir mit Hochdruck weiter-
arbeiten.

Meine Damen und Herren, das Internet durchdringt
nahezu alle Lebensbereiche. In der digitalen Revo-
lution liegen Gefahren, wie zum Beispiel die Inter-
netkriminalität, aber auch Chancen: Telemedizin
und vieles mehr. Mit der Einrichtung eines Ministeri-
ums für die digitale Gesellschaft setzt die Landesre-
gierung einen wichtigen Impuls,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

damit die Menschen im Freistaat von den positiven
Facetten der digitalen Welt nachhaltiger profitieren
können. Der Zugang zu digitalen Netzen und deren
Inhalten gehört für uns zur Daseinsvorsorge. Ein
solcher Zugang ist von fundamentaler Bedeutung
für politische, gesellschaftliche und wirtschaftliche
Teilhabe. Wir sprechen uns gegen jegliche Zensur-
versuche im und Überwachung des Internets aus.
Es gilt der Grundsatz „Löschen statt sperren“.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Mit der „Breitbandstrategie Thüringen 2020“ wollen
wir in enger Zusammenarbeit mit den Kommunen
bis 2020 eine flächendeckende, bedarfsgerechte
Versorgung mit schnellen Breitbandanschlüssen für
alle Haushalte und Unternehmen erreichen. Hierzu
sollen auch verstärkt Mittel aus den europäischen
Fonds eingesetzt werden. Wir wollen Vereinbarun-
gen mit dem Bund suchen, um dessen Ziel in Be-
zug auf einen forcierten Breitbandausbau auch in
Thüringen zeitnah zu realisieren und so die Aus-
baugeschwindigkeit zu erhöhen. Besondere An-
strengungen werden wir dabei auf den Ausbau im
ländlichen Raum richten. Für den schnellstmögli-
chen Glasfaserausbau ist eine Förderung nicht zu-
letzt aus Bundesmitteln wichtig. Darüber hinaus
werden wir Modellprojekte zum „Kommunalen
WLAN“ und zum „WLAN im ÖPNV“ etablieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Und meine neue Erfahrung ist: WLAN in Ministerien
wäre auch hilfreich.

(Beifall und Heiterkeit DIE LINKE, SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Landesregierung arbeitet darauf hin, dass im-
mer mehr Behördenangelegenheiten in Zukunft
auch online erledigt werden können. Dazu werden
wir bestehende Online-Angebote der Verwaltung
über ein zentrales Portal zusammenführen und per-
manent erweitern. Die Landesregierung wird ein
Kommunikationssystem zur medienbruchfreien
elektronischen Antragstellung für Bürger und Unter-
nehmen bereitstellen. Dieses kann auch dann von
den Kommunen genutzt werden.
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Meine Damen und Herren, Gesundheit ist ein ho-
hes Gut, für Junge und Alte, für Menschen mit und
ohne Behinderung. Krankheit vorbeugen und die
Gesundheit zu fördern, sind zwei Säulen, um Ge-
sundheit zu gewährleisten. Damit dies allen Men-
schen unabhängig von ihrem Geldbeutel zugute-
kommt, gehört die gesundheitliche Vorsorge in öf-
fentliche Hände.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dazu wird die Landesregierung ihren Teil beitragen.
Dabei werden wir insbesondere die Bedürfnisse
von Menschen mit Behinderungen und alten Men-
schen stärker als bisher berücksichtigen. Das Stich-
wort dafür ist die wohnortnahe Versorgung mit Ge-
sundheitsdienstleistungen.

(Beifall DIE LINKE)

Wir werden dafür Sorge tragen, dass die medizini-
sche Versorgung gerade auch im ländlichen Raum
nachhaltig gesichert wird. Dafür werden wir die
Krankenhäuser in ihrem Bestand erhalten und uns
für die Einrichtung medizinischer Versorgungszen-
tren einsetzen. Um den Zugang zu Gesundheits-
dienstleistungen noch einfacher zu machen, wollen
wir innovative Ansätze der telemedizinischen Ver-
sorgung ausbauen.

Der Erhalt der Selbstbestimmung im Alter, die Ver-
meidung von Pflegebedürftigkeit sowie die Verbes-
serung der Lebensqualität älterer pflegebedürftiger
Menschen ist uns ein wichtiges Anliegen. Das erfor-
dert Anstrengungen im engeren Bereich der Pflege,
etwa eine höhere Entlohnung und bessere Arbeits-
bedingungen für Pflegekräfte. Dazu gehören zum
Beispiel aber auch mehr altersgerechte Wohnun-
gen und eine gute örtliche Infrastruktur; vom Arzt
über den Bäcker bis hin zum öffentlichen Personen-
nahverkehr. Weil auch das Ende des Lebens wür-
devoll sein soll, werden wir die Arbeit von Hos-
pizeinrichtungen und ambulanter Hospizdienste
stärken und wollen die ambulante palliativ-medizini-
sche Versorgung ausbauen.

(Beifall CDU, DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir haben in Europa –
und Thüringen ist ein Teil dessen – die politische
und humanitäre Verantwortung gegenüber den
Menschen, die aufgrund von Kriegen, zum Schutz
vor Verfolgung, lebensbedrohender Diskriminie-
rung, vor Umweltzerstörung und menschenunwürdi-
gen Lebensbedingungen fliehen und nach Schutz
suchen, eine offene Tür zu bieten und ihnen eine
sichere Obhut zu gewährleisten. Dass dies kein
Lippenbekenntnis ist, sondern sich in konkreten po-
litischen Maßnahmen niederschlägt, zeigt eines un-
serer ersten in dieser Woche bereits verwirklichten
Vorhaben: der Winterabschiebestopp.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Neben Schleswig-Holstein wird auch Thüringen bis
zum 31. März 2015 keine Abschiebungen vorneh-
men, weil nur so garantiert werden kann, dass die
Menschen nicht in die in den Wintermonaten noch-
mals existenziell bedrohten Lebensumstände
zwangsweise zurückgeschoben werden. Wir wer-
den diese Zeit nutzen, um die bisherige Abschiebe-
praxis zu überprüfen. Das in keiner Weise zu tole-
rierende Verhalten des Leiters der Ausländerbehör-
de in Sömmerda zeigt:

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn wir rassistischer Einstellung in der Gesell-
schaft entgegentreten wollen, so wie es der Land-
tag der 5. Legislaturperiode mit einer gemeinsamen
einstimmigen Erklärung aller Fraktionen vereinbart
hat, müssen wir auch das Verwaltungshandeln und
die Verwaltungspraxis darauf überprüfen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Vielzahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in
den Sozial- und auch den Ausländerbehörden der
Landkreise und kreisfreien Städte leistet eine gute
Arbeit, die von Respekt und Achtung Flüchtlingen
gegenüber geprägt ist. Wir aber müssen uns fra-
gen, ob das Land ihnen auch bislang die Voraus-
setzungen für eine humanitäre Aufnahme von
Flüchtlingen ausreichend geschaffen hat. Unser
Ziel ist es, gemeinsam Lebensbedingungen für
Flüchtlinge in Thüringen zu schaffen, die sich an
der Menschenwürde und an humanitären Grundsät-
zen orientieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Gemeinsam heißt, dass wir die Kommunen und die
Menschen vor Ort mitnehmen werden, das Ge-
spräch mit ihnen suchen, um zusammen gute oder
bessere Lösungen zu finden. Deshalb werden wir
einen Flüchtlingsgipfel durchführen und mit den Be-
teiligten in Landkreisen und kreisfreien Städten ein
langfristiges und tragfähiges Konzept für die Flücht-
lingsaufnahme entwickeln. Eines steht bereits fest:
Unser Leitbild ist die dezentrale Unterbringung,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

weil sie Voraussetzung dafür ist, dass die Flüchtlin-
ge auch eine Aufnahme in die Gesellschaft finden
können. Wir werden daher Regelungen, wie vom
Landkreistag und Gemeinde- und Städtebund ge-
fordert, korrigieren, die die Schaffung von zentralen
Unterbringungseinrichtungen alleinig fördern.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Wir setzen auf ein flächendeckendes und qualitativ
gutes Betreuungs- und Beratungsangebot, so, wie
wir dafür Sorge tragen, dass Flüchtlinge und Asyl-
bewerber einen unbürokratischen Zugang zu medi-
zinischer Versorgung durch die Einführung einer
Gesundheitskarte erhalten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das haben wir gestern auch mit der Bundeskanzle-
rin besprochen und alle Länder waren sich einig,
dass die Gesetzesregelungen dazu jetzt auf den
Weg gebracht werden und wir davon ein Umset-
zungsgesetz für Thüringen dann auch erleichtert
bekommen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir wollen Menschen, die aus verschiedenen Grün-
den zu uns nach Thüringen kommen, willkommen
heißen. Es ist uns dabei eine Verpflichtung, ihnen
mit Würde und Respekt zu begegnen und ihnen die
Hand zu reichen, um sie in diesem neuen, oft für
sie schwierigen Lebensabschnitt von Beginn an zu
unterstützen. Es ist der Landesregierung ein beson-
deres Anliegen, dass die im Land lebenden und zu-
ziehenden Menschen mit Migrationshintergrund er-
folgreich integriert werden. Das erfordert auch eine
Verbesserung des Miteinanders und die Bereit-
schaft, sich wechselseitig auf Neues einzulassen
und offen für Fremdes zu sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Willkommenskultur ist nur dann effektiv und vor al-
lem glaubwürdig, wenn die Grundhaltung der Men-
schen in Bezug auf Zuwanderung eine positive ist.
Hierzu ist es erforderlich, dass Menschen, die zu
uns kommen, gesellschaftlich akzeptiert und geför-
dert werden. Wir werden die Rahmenbedingungen
für die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen
mit Migrationshintergrund am wirtschaftlichen, ge-
sellschaftlichen, politischen und kulturellen Leben
verbessern und die dafür notwendigen Mittel auf-
bringen, um sie in die Lage zu versetzen, ihr Leben
eigenverantwortlich zu gestalten. Ein Schwerpunkt
wird hierbei auch die frühkindliche und schulische
Bildung sein sowie die damit verbundene Elternar-
beit, wobei der frühzeitige Spracherwerb eine be-
sondere Rolle spielt. Auch hier werden wir verstärkt
auf eine enge Zusammenarbeit mit den Kooperati-
onspartnern vor Ort wie den kommunalen Auslän-
derbeauftragten, der Agentur für Arbeit, Kammern,
Migrationsorganisationen hinwirken. Wir begreifen
Zuwanderung nicht als Last, sondern sehen darin
eine Aufgabe und vielfältige Chancen, die sie für
die Menschen und Thüringen beinhaltet. Jeder
Mensch sollte uns willkommen sein.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir haben in Thüringen
gute Lebensverhältnisse für die Mehrzahl der Men-
schen. Dennoch gibt es unter uns auch arme Men-
schen. Nicht wenige von ihnen sind Kinder und
nicht wenige leben im Alter, trotz jahrzehntelanger
Arbeit, ohne ausreichendes Einkommen. Darunter
befinden sich besonders viele Frauen. Auch unter
denjenigen, die schon lange arbeitslos sind, befin-
den sich viele Frauen und viele Arme und arme
Frauen dadurch. Für diese Menschen setzen wir
uns im Bund dafür ein, dass das Kindergeld, die
Hartz-IV-Leistungen und die Rente erhöht werden.
Wir können und werden hier im Land etwas tun,
dass dies den Menschen – zugleich allen ande-
ren – zugutekommt. Das Schlüsselwort lautet: Sozi-
alplanung. Das klingt zwar technokratisch, aber da-
hinter verbirgt sich ein ungemein basisdemokrati-
sches Anliegen. Fachleute schauen gemeinsam mit
den Menschen in den Städten und Gemeinden da-
nach, was in ihrem Lebensumfeld verbessert wer-
den kann, sei es durch spezielle Busse für Senio-
ren, sei es durch Freizeitangebote für Kinder und
Jugendliche, sei es durch mobile Sprechstunden
von Behörden. Zusammengenommen entsteht aus
diesen Maßnahmen ein dichtes Netz von Leistun-
gen, die gerade auch die Bürgerinnen und Bürger
mit wenig Einkommen in die Lage versetzen, ein
selbstbestimmtes Leben zu führen und am gesell-
schaftlichen Leben teilzuhaben. Genau das ent-
spricht dem Leitbild dieser Regierung. Wir wollen
und werden niemanden zurücklassen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, Arbeit bedeutet nicht nur
Broterwerb. Arbeit bedeutet auch Teilhabe und ge-
sellschaftliche Anerkennung. Schlechte Arbeit be-
deutet wenig Lohn, wenig Teilhabe und wenig
Wertschätzung. Darum wollen wir nicht Arbeit um
jeden auch noch so niedrigen Preis. Wir wollen gu-
te Arbeit, weil jedem Menschen eine anständige
Bezahlung, gute Arbeitsbedingungen und Anerken-
nung für die erbrachte Leistung zustehen. Thürin-
gen soll Vorbildland für gute Arbeit und eine soziale
Arbeitsmarktpolitik werden. Überall dort, wo gute
Arbeit und faire Löhne verbreitet sind, haben sich
diese als Motor für die Produktivkraftentwicklung er-
wiesen. Wir wollen aus diesen Inseln guter Arbeit
ein ganzes Land der guten Arbeit machen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Deshalb richte ich jetzt einen ausdrücklichen Gruß
an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Auto-
grill, die heute 16.00 Uhr ihren Streikabschluss ge-
meinsam feiern. Ich sage: Gut, dass ihr gestreikt
habt und – noch besser – dass ihr einen Tarifver-
trag erreicht habt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Ich richte einen besonderen Gruß an die Beleg-
schaft von Amazon in Bad Hersfeld, denn immerhin
ein Drittel der Belegschaft sind Thüringerinnen und
Thüringer. Ich sage solidarische Grüße an die, die
dort für einen Tarifvertrag streiken. Mögen sie bald
einen Tarifvertrag in ihrem Unternehmen durch das
erreichen, was ihr gutes Recht ist, nämlich Arbeits-
kampf und Streik und gewerkschaftliche Aktivität.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Ich sage
Tarifautonomie!)

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Tja, zur Tarifautonomie gehört der Arbeitskampf.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Solidarität gehört denen, die streiken, und
nicht mehr habe ich ausgedrückt. Ich freue mich,
dass die Kollegen um ihr Recht kämpfen, und das
gehört zur Demokratie. Auch die Wirtschaftsdemo-
kratie ist ein Teil der Demokratie.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Hoffentlich gelingt ihnen ihr Arbeitskampf zu einem
guten Ende und ich sage, am Ende brauchen sie
einen Tarifvertrag: faire Löhne, geregelt in fairen
Tarifverträgen, ausgehandelt von freien Menschen
auf gleicher Augenhöhe. Das wäre doch einmal
wieder in den Mittelpunkt der politischen Debatte zu
stellen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir wollen die Tarifbindung von Unternehmen be-
fördern und die betriebliche Mitbestimmung stär-
ken. Das sind die wesentlichen Hebel, um das
Lohngefüge anzuheben. Deshalb werden wir ge-
meinsam mit den Tarif- und Sozialpartnern gute
und gesundheitsfördernde Arbeitsbedingungen ent-
wickeln und den Umfang prekärer Arbeitsverhältnis-
se insbesondere bei Werkverträgen, Leiharbeit, ge-
ringfügiger und befristeter Beschäftigung sowie
sachgrundloser Befristung zurückdrängen. Auch die
öffentliche Förderung muss diesen Kriterien guter
Arbeit genügen. Dies gilt auch für die Vergabe von
Aufträgen. Hier werden wir das Thüringer Vergabe-
gesetz mit Blick auf die Anforderungen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation – ILO – weiterent-
wickeln.

Auch die Tarifbindung können und wollen wir stär-
ken, indem wir gemeinsam mit Arbeitgeberverbän-
den und den Gewerkschaften nach Wegen für eine
tarifvertragliche Absicherung guter Arbeit suchen,
zum Beispiel in der Sozialwirtschaft. Dort, wo zur
Überbrückung großer Auftragsschwankungen in

Unternehmen Leiharbeit statthaft ist, sollen die in
Leiharbeit Beschäftigten mit den Stammbelegschaf-
ten weitestgehend gleichgestellt werden, insbeson-
dere in der Entlohnung. Unternehmen, die gute Ar-
beitsbedingungen bieten, und Beschäftigte, die gu-
te Arbeitsbedingungen vorfinden, sind leistungsfä-
hig und leistungsbereit.

Angesichts älter werdender Belegschaften und dem
Beschäftigungswunsch von immer mehr Frauen
wollen wir die Einrichtung altersgerechter und ge-
sunder Arbeitsplätze unterstützen und die Verein-
barkeit von Familie und Beruf stärken. Dazu wollen
wir auch die Sonn- und Feiertagsarbeit auf das er-
forderliche Minimum beschränken.

Zur Förderung von guter Arbeit werden wir das
Landesarbeitsmarktprogramm „Arbeit für Thürin-
gen“ fortsetzen. Dabei werden wir die bestehenden
Instrumente im Hinblick auf ihre Passgenauigkeit
und Effizienz optimieren. Ganz besonders in den
Blick nehmen wir dabei die aus dem Generations-
wechsel in Thüringer Unternehmen resultierenden
Anforderungen an qualifizierten Nachwuchs sowie
die bessere Arbeitsmarktintegration von Menschen
mit Behinderung. Im Sinne der Letztgenannten wer-
den wir zudem die wirtschaftliche Lage von Integra-
tionsbetrieben stabilisieren, die sich als belastbare
Brücke in den ersten Arbeitsmarkt erwiesen haben.

Trotz aller arbeitsmarktpolitischen Anstrengungen
in den vergangenen Jahren sind viele Menschen
dauerhaft ohne Arbeit. Das ist für die Betroffenen
häufig eine schwere Last und auch für eine verant-
wortlich handelnde Politik ist dies nicht hinnehmbar.
Deshalb werden wir Menschen mit mehreren Ver-
mittlungshemmnissen mehr Möglichkeiten der Teil-
habe am Erwerbsleben erschließen. Wir werden
dazu gemeinwohlorientierte Beschäftigungsmög-
lichkeiten schaffen, die wichtige Aufgaben sozialer
Infrastruktur ergänzen und den Menschen eine
sinnstiftende und gesellschaftlich anerkannte Betä-
tigung ermöglichen. Diese Beschäftigungsmöglich-
keiten werden wir so gestalten, dass sie längerfri-
stig, existenzsichernd und freiwillig sind und insbe-
sondere älteren Langzeitarbeitslosen eine Chance
bieten. Zur Finanzierung dieser Aufgaben wollen
wir Förderprogramme des Bundes und der Bundes-
agentur für Arbeit nutzen. An dieser Stelle bedanke
ich mich ausdrücklich bei Herrn Weise von der Bun-
desagentur für Arbeit, dass er uns angeboten hat,
mit uns Modellprojekte genau diesbezüglich pass-
genau zu entwickeln. Ich hoffe, dass es uns gelingt,
von Thüringen ein Zeichen für Menschen, die in der
Falle der Langzeitarbeitslosigkeit sind, zu setzen
und als Modellprojekte auch für andere Bundeslän-
der vorzustellen. Damit wollen wir anfangen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, die Stärkung der Nach-
haltigkeit soll die zentrale Herausforderung und
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Maßstab für alle aktuellen und zukünftigen Vorha-
ben im Thüringer Verkehrsbereich in der kommen-
den Legislaturperiode sein. Nachhaltigkeit bezieht
sich dabei sowohl auf die Berücksichtigung der
ökologischen Herausforderungen als auch der de-
mografischen Entwicklung und schließt sowohl die
langfristige Finanzierbarkeit öffentlicher Angebote
als auch die wirtschaftliche Erhaltung und Betrei-
bung der Infrastruktur ein. Mit der vollständigen In-
betriebnahme des Verkehrsprojekts Deutsche Ein-
heit Nr. 8, der ICE-Neubaustrecke zwischen Ebens-
feld und Erfurt im Jahr 2017, erhält Thüringen mit
dem Knoten Erfurt Anschluss an das Hochge-
schwindigkeitsnetz des Schienenverkehrs in
Deutschland und Europa. Diesen Umstand wollen
wir zum Anlass nehmen, Thüringen schrittweise
und konsequent zu einem Land der Eisenbahnnut-
zer weiterzuentwickeln. Heute sind wir dies noch
lange nicht. Ein besonderer Effekt bei der Emissi-
onsminderung wird von der Elektrifizierung der Mit-
te-Deutschland-Verbindung erwartet. Der vollstän-
dige zweigleisige Ausbau der Strecke zwischen
Weimar und Gera und die Schließung der Elektrifi-
zierungslücke zwischen Weimar und Gößnitz wer-
den für den Bundesverkehrswegeplan 2015 ange-
meldet. Der vorgesehene Ausbau der Strecke ist
zudem ein wichtiger Baustein bei der Anbindung
des Ostthüringer Raums an den Fernverkehr und
das ICE-Kreuz Erfurt. Neben spürbaren Verbesse-
rungen für Bürger und Touristen eröffnet dies auch
neue Chancen für die Stärkung mobilitätsaffiner
Wirtschaftszweige und damit für die Ansiedlung von
Dienstleistungsunternehmen und die Schaffung
hochwertiger Arbeitsplätze - nicht nur in Erfurt, son-
dern überall in Thüringen. Der öffentliche Perso-
nennahverkehr hat eine Schlüsselfunktion bei der
Gestaltung eines nachhaltig ausgerichteten Ver-
kehrssystems. Die Landesregierung bekennt sich
zu einem attraktiven und verbesserten Verkehrsan-
gebot jenseits des Individualverkehrs. Ziel ist es,
sozial ausgewogene Tarife, ein einheitliches Ver-
triebssystem, gemeinsame Beförderungsbedingun-
gen und ein einheitliches Fahrgastinformationssys-
tem herzustellen. Wir unterstützen die Aktivitäten
des Verkehrsverbundes Mittelthüringen zur Umset-
zung von regelmäßigen qualitativen Überprüfungen
des VMT-Rahmenplans und zur Ausweitung des
Verbundsystems ausdrücklich und streben gemein-
sam mit allen Aufgabenträgern und Verkehrsunter-
nehmen einen thüringenweiten Verbund mit einheit-
lichen Tarifen an.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ein attraktiver ÖPNV ist nicht zuletzt die Basis für
eine stärkere Nutzung und damit auch für die Si-
cherung von nachhaltig finanzierbaren öffentlichen
Verkehrsangeboten. Die stark gegliederte, kleinteili-
ge Siedlungsstruktur Thüringens stellt den ÖPNV
vor besondere Herausforderungen für ein bedarfs-

gerechtes öffentliches Nahverkehrsangebot, insbe-
sondere in ländlichen Gebieten. Dringend notwen-
dige Neubauprojekte sollen sich auf erforderliche
Ortsumgehungen und verbesserte Anbindungen
einzelner Regionen, zum Beispiel Saalfeld/Rudol-
stadt und Altenburg, beschränken. Mit einer noch
stärkeren Berücksichtigung des Radverkehrs bei
Straßenumbaumaßnahmen wird nicht zuletzt auch
die Kombination verschiedener Verkehrsträger als
Mittel für eine nachhaltige und bedarfsgerechte Ab-
sicherung von Mobilität unterstützt.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Mühlhausen,
Kallmerode?!)

Mühlhausen, Großengottern muss dringend ans
Netz. Die Voraussetzungen sind geschaffen und es
sollte endlich das Geld des Bundes freigegeben
werden, damit es losgeht.

(Beifall SPD)

Meine Damen und Herren, der Ökoanbau und die
konventionelle Landwirtschaft tragen beide zur
Wertschöpfung sowie zum Erhalt der Arbeitsplätze
im ländlichen Raum bei. Die neue Landesregierung
will in den kommenden Jahren dem Ökolandbau
einen höheren Stellenwert als bisher einräumen.
Gegenwärtig werden etwa 35.600 Hektar nach den
Grundsätzen des Ökolandbaus in Thüringen bewirt-
schaftet. Das entspricht etwa 4,6 Prozent der ge-
samten landwirtschaftlichen Fläche. Wir bekennen
uns zu dem Ziel, bis 2020 mindestens 10 Prozent
der landwirtschaftlichen Flächen in Thüringen öko-
logisch bewirtschaften zu können. Das ist eine Ziel-
projektion.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Um dieses Ziel zu erreichen, werden wir den Öko-
landbau speziell, verlässlich und dauerhaft fördern
und einen Ökoaktionsplan erarbeiten, um regionale
Vertriebs-, Verarbeitungs- und Vermarktungsstruk-
turen zu stärken. Diese besondere Unterstützung
des ökologischen Landbaus bedeutet jedoch nicht,
dass wir unsere Verantwortung gegenüber der kon-
ventionellen Landwirtschaft vernachlässigen wer-
den, denn wir sind uns durchaus bewusst, dass der
weit überwiegende Teil der Arbeitsplätze und der
Wertschöpfung in diesem Bereich verankert ist. Je-
doch wollen wir insbesondere regionalen Kreisläu-
fen einen höheren Stellenwert einräumen, um Wert-
schöpfungsketten und die Diversifizierung der be-
trieblichen Einkommen zu verbessern.

(Beifall DIE LINKE)

Das muss einhergehen mit einem höheren Beitrag
für den konventionellen Landbau zu Klima-, Um-
welt- und Naturschutz. Entsprechend wird die KU-
LAP-Förderung so umgestellt, dass vorrangig Leis-
tungen, die einen Mehrwert für die biologische Viel-
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falt, für die Umwelt und den Tierschutz haben, ge-
fördert werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die neue Regierung wird sich gegen jegliche Be-
nachteiligung Thüringer Landwirtschaftsbetriebe bei
der Ausgestaltung der Förderpolitik von Bund und
Europäischer Union einsetzen. Darüber hinaus wer-
den wir geeignete Maßnahmen ergreifen, um dem
seit vielen Jahren vom landwirtschaftlichen Berufs-
stand geforderten stärkeren Engagement gegen
den Flächenfraß zulasten der Landwirtschaft einen
neuen Schub zu verleihen. Wir sagen: Null-Versie-
gelungsstrategie.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Energie- und Klimaschutzstrategie: Die Umsetzung
der Energiewende und die Stärkung des Klima-
schutzes gehören zu den Leitprojekten der Koaliti-
on. Wir wissen, dass Thüringen den weltweiten Kli-
mawandel nicht aufhalten kann. Wir wissen aber
auch und sind davon überzeugt, dass wir in Thürin-
gen einen Beitrag leisten können und müssen, um
die CO2-Emission zu senken. Für die Minderung
von Treibhausgasemissionen und Maßnahmen zur
Anpassung an den Klimawandel stellen notwendi-
gerweise sich ergänzende Strategien dar, um den
Fortgang des Klimawandels zu minimieren und die
Folgen abzumildern. Und hier will Thüringen seinen
Beitrag leisten. Als wichtigen Schritt werden wir ein
Klimaschutzgesetz für Thüringen auf den Weg brin-
gen. Damit sollen Ziele zur Reduzierung der Treib-
hausgasemissionen formuliert werden. Die Belange
des Klimaschutzes und der Anpassung an die Fol-
gen des Klimawandels sollen konkretisiert und not-
wendige Umsetzungsinstrumente geschaffen wer-
den. Die im Klimaschutzgesetz verankerten Ener-
gie- und Klimaschutzstrategien werden neben den
Maßnahmen zur Energieeinsparung und zum Aus-
bau der Energieeffizienz vor allem die Erhöhung
des Anteils der erneuerbaren Energien erhalten.
Unser Ziel ist es, den Anteil erneuerbarer Energien
am Energieendverbrauch bis 2020 auf 35 Prozent
zu erhöhen. Weiterhin soll bis 2040 ein Energieei-
genbedarf von 100 Prozent regenerativer Energie
aus Thüringen und für Thüringen gedeckt werden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Freistaat ist über 80 Prozent ländlich geprägt.
Die Umsetzung der Maßnahmen im Klimaschutz
und die Anpassung müssen die Anforderung des
ländlichen Raumes deshalb besonders berücksich-
tigen. In den größeren Städten sind bereits ver-
schiedene Maßnahmen wie beispielsweise Quar-
tier- und Wärmekonzepte oder der Ausbau des
ÖPNV vorangeschritten. Dem dezentralen Ausbau
der erneuerbaren Energien wird hierbei ein beson-

derer Stellenwert beigemessen. Mit der Thüringer
Wirtschaft gerade bei großen Unternehmen streben
wir freiwillige Klimaschutzvereinbarungen an. Bei
alldem ist es mir besonders wichtig, dass die öffent-
liche Hand mit einer Vorbildfunktion vorangeht und
die Bürgerinnen und Bürger bei der Umsetzung die-
ses großen Projekts mit einbezieht. Unser Ziel ist
es, eine CO2-neutrale Landesverwaltung zu errei-
chen.

Ein Schwerpunkt im Umweltbereich wird in der Um-
setzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie und der
EU-Hochwassermanagementrichtlinie liegen. Beim
Schutz unserer Gewässer und beim Hochwasser-
schutz besteht großer Handlungsbedarf. So müs-
sen für einen effektiven Hochwasserschutz in Thü-
ringen stärker als bisher Wasserkreisläufe wieder-
hergestellt und natürliche Überflutungsräume zu-
rückgewonnen werden. Neben dem besseren
Schutz unserer Auen und Gewässer sowie des
Grundwassers brauchen wir endlich wirksame In-
strumente, um den Flächenverbrauch zu stoppen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Sanierung der Altlasten im Bereich des ehema-
ligen Teerverarbeitungswerks in Rositz ist noch lan-
ge nicht abgeschlossen und wurde jetzt von Frau
Siegesmund auch zur Chefsache erklärt.

(Unruhe CDU)

Mit dem Bund ist zu klären, wie dieser sich aus der
rausgeschlichenen Verantwortung wieder einbringt.
Sie können uns damit nicht alleinlassen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der Anstieg von verseuchtem Grundwasser stellt
ein gravierendes Problem für die dort lebenden
Menschen und die Umwelt dar. Eine solche Last
darf nicht alleine auf den zuständigen Landkreis ab-
gewälzt werden. Die weitere Sanierung der Kalialt-
lasten muss mit dem Bund ebenfalls neu geregelt
werden. Diese Verantwortung kann der Freistaat
nicht alleine stemmen und ich sage: Er ist dafür ei-
gentlich auch gar nicht zuständig.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Mit der vorliegenden Strategie zur Erhaltung der
biologischen Vielfalt hat der Freistaat Thüringen
2011 neue Wege aufgezeigt, um dem Schwund von
Arten und Lebensräumen entgegenzuwirken. Der
Handlungsrahmen schließt neben bewährten In-
strumenten des Naturschutzes auch die nachhalti-
ge Nutzung der biologischen Vielfalt zum Beispiel in
der Land- und Forstwirtschaft mit ein. Der Wald ist
aber immer ein guter Lehrmeister, wenn es gilt,
Ökologie und Ökonomie miteinander zu verbinden.
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Geht es nach der Strategie, so wird – ich zitiere –
im Jahr 2020 „die Mehrzahl der Wälder in Thürin-
gen naturnah bewirtschaftet. Im Zuge des Waldum-
baus hat die Arten- und Strukturvielfalt der Wälder
zugenommen. [...] Elemente natürlicher Alterungs-
und Absterbeprozesse, d.h. Alt- und Totholz, wei-
sen einen verbesserten Vernetzungsgrad auf.
Großräumige, unzerschnittene Waldgebiete sind er-
halten geblieben.“ Das aus der Nationalen Biodiver-
sitätsstrategie des Bundes abgeleitete Ziel der Nut-
zungsaufgabe auf 5 Prozent der Waldfläche ent-
spricht auf Thüringen bezogen 25.000 Hektar. Im
Koalitionsvertrag haben wir diese Aussagen der
Biodiversitätsstrategie aufgegriffen und wollen am
Ziel, 25.000 Hektar dauerhaft aus der Nutzung zu
nehmen, festhalten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Bei der Umsetzung werden wir aber neue Akzente
setzen. So sollen die zukünftigen nutzungsfreien
Gebiete großflächig sein. Einzelbäume oder weit
zerstreute Kleinflächen sollen dagegen nicht länger
auf dieses Ziel angerechnet werden. Naturschutz-
und Forstverwaltung werden diese Bereiche einver-
nehmlich herausarbeiten, und dies unter Beteili-
gung aller wichtigen Akteure. Zudem wird in dieser
Legislaturperiode die Landesregierung ein umfas-
sendes Konzept erstellen, wie Lebensräume und
Populationen von Tieren und Pflanzen in Thüringen
durch ein landesweites Biotopverbundsystem ver-
netzt werden können.

Wir gestalten die Bewirtschaftung des Waldes in ei-
nem ausgewogenen Verhältnis der Nutz-, Schutz-
und Erholungsfunktionen und sichern die hieraus
bereits entstandenen Arbeitsplätze insbesondere in
strukturschwachen ländlichen Räumen sowie die
Versorgung der heimischen Industrie mit dem nach-
wachsenden Rohstoff Holz ab.

Zur Umsetzung unserer Vorstellungen werden wir
die Naturschutzverwaltung deutlich stärken, die Na-
tionalen Naturlandschaften weiter fördern und aus-
bauen sowie die Stiftung Naturschutz strukturell so
stellen, dass sie ihre Aufgaben erfüllen kann. Wir
werden in dieser Legislaturperiode mindestens
zehn biologische Stationen errichten, um den Na-
turschutz in der Fläche – insbesondere in den Natu-
ra-2000-Gebieten – zu verbessern. Die Zusammen-
arbeit mit den Umwelt- und Naturschutzverbänden
werden wir auf ein neues Niveau stellen.

Die Entwicklung unserer ländlichen Räume und
Dörfer ist für den Freistaat Thüringen zukunftsprä-
gend. Wir wollen die Dorfkerne stärken und die
Dorfinnenentwicklung gezielt fördern. Über das
LEADER-Programm wollen wir die Bürgerinnen und
Bürger intensiv in die Entwicklungsvorhaben einbe-

ziehen und das Potenzial der Menschen vor Ort für
kreative und innovative Lösungen viel stärker als
bisher nutzen.

Klimaschutz, Hochwasservorsorge, eine neue
Energiepolitik, Flächensparen und ein ökologischer
Waldumbau finden in der Fläche statt. Der Konsens
mit Eigentümern und Flächennutzern erfordert eine
begleitete Diskussion.

Dorfentwicklung, LEADER und Bodenordnung sind
deshalb zentrale Elemente einer integrierten ländli-
chen Entwicklung. Mit den Landkommunen wollen
wir Rahmenbedingungen schaffen, damit sie diese
Förderprogramme für ihre Entwicklung besser in
Anspruch nehmen können und es eben nicht – wie
vielfach in der Vergangenheit geschehen – an den
notwendigen Eigenmitteln schon scheitert.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Re-
gierungsbildung in Thüringen fällt zeitlich mit dem
Beginn einer neuen Legislatur in Brüssel zusam-
men. Seitens der Juncker-Kommission sind zahlrei-
che neue Initiativen zur Vertiefung der Wirtschafts-
und Währungsunion zu erwarten. Auch die Landes-
regierung wird sich in den kommenden Wochen
und Monaten damit auseinandersetzen und die
europäischen Ziele für Thüringen neu definieren.

In allen Politikfeldern wird Europa immer wichtiger.
Dem gegenüber steht ein leider nicht zu vernach-
lässigendes Desinteresse bei vielen Menschen,
was sich auch bei der letzten Europawahl in der
niedrigen Wahlbeteiligung zeigte. Dem will diese
Regierung mit mehr Informationen und Bildungsan-
geboten aktiv entgegenwirken. Zu den politischen
Gremien der EU müssen intensivere Kontakte auf-
gebaut werden, um frühzeitig auch im Rechtset-
zungsprozess Thüringer Interessen einzubringen.
Von zentraler Bedeutung ist für uns die Frage, wie
Thüringen seine Attraktivität als lebenswertes,
weltoffenes Land und als Wirtschaftsstandort in der
Mitte Europas weiter erhöhen kann.

Europa ist ein Gewinn – nicht nur, aber auch wegen
der Fachkräfte, die wir brauchen, und für die heimi-
sche Wirtschaft als Binnenmarkt. Europa ist ein Ge-
winn an Vielfalt, an Lebendigkeit. Zur europäischen
Zukunft Thüringens gehört auch ein klares Be-
kenntnis zu den in der EU-Grundrechtecharta nie-
dergelegten gemeinsamen europäischen Werten.
Auf diesem Grundverständnis wird die europapoliti-
sche Strategie der Landesregierung aufbauen. Wir
sagen Ja zu Europa.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich betone ganz klar: Wir brauchen keine Alternati-
ve gegen Europa. Allen antieuropäischen Kräften
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

wird sich diese Regierung entschieden entgegen-
stellen. Das Schüren von Ängsten wird nicht zuge-
lassen. Es hilft den Menschen hier im Freistaat
nicht und führt in jeder Hinsicht, gesellschaftlich
und wirtschaftlich, zum Rückschritt.

Ich wiederhole meine Worte vom Anfang: Wir wol-
len ein Thüringen, das weltoffen und attraktiv für al-
le Menschen ist. Wir wollen Thüringen, das Land in
der Mitte Deutschlands und in der Mitte Europas,
als ein offenes Land. Es ist bereits das grüne Herz
und es soll das bunte Herz Deutschlands werden.
Das möchte ich, das möchte diese Regierung wei-
ter leben und entwickeln, hin zu einem wirklich
weltoffenen Freistaat Thüringen in der Mitte Euro-
pas. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Unruhe AfD)

Präsident Carius:

Vielen Dank, Herr Ministerpräsident. Ich frage: Wer
wünscht Aussprache zur Regierungserklärung? Die
CDU-Fraktion. Vielen Dank. Dann beginnen wir mit
der Aussprache. Ich rufe auf den Abgeordneten
Mohring.

Abgeordneter Mohring, CDU:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und
Herren, wir sind mitten in der Adventszeit, eine stille
Zeit, besinnliche Zeit.

(Beifall SPD)

Alle sind in freudiger Erwartung auf das zweite
Kommen des Heilands.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Nicht
alle!)

Was passiert mitten in dieser Adventszeit? Wer
kommt plötzlich herein? Sie!

(Heiterkeit im Hause)

Rot-Rot-Grün in Thüringen als der zweite Sünden-
fall in der Politik.

(Heiterkeit im Hause)

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Marx, SPD: Das stimmt ja
nicht, Herr Mohring!)

Ich will ganz klar sagen: Wenn ich der Regierungs-
erklärung zugehört habe und zur Quintessenz kom-
me, muss ich feststellen: Ich hoffe, dass der Zeit-
raum vom zweiten Sündenfall bis zur Erlösung nicht
wie beim ersten 4.000 Jahre, sondern maximal
fünf Jahre dauert. Das hoffe ich für dieses Land.

(Beifall CDU, AfD)

Mit Rot-Rot-Grün hat sich eine Koalition der Verlie-
rer zusammengefunden.

(Beifall CDU, AfD)

Der erste Ministerpräsident in diesem Freistaat
Thüringen, der keinen Wahlkreis gewonnen hat,
weil Marion Walsmann ihn in seinem Wahlkreis be-
siegt hat.

(Unruhe SPD)

(Beifall CDU, AfD)

Die erste Landesregierung, in der kein Minister
sitzt, der zu Hause direkt von seinen Bürgern im
Wahlkreis gewählt wurde.

(Unruhe DIE LINKE, SPD)

(Beifall CDU, AfD)

Bodo Ramelow hat kandidiert im Wahlkreis und
verloren. Frau Klaubert hat kandidiert im Wahlkreis
und verloren. Frau Taubert hat kandidiert im Wahl-
kreis und verloren. Herr Poppenhäger hat kandi-
diert im Wahlkreis und verloren. Frau Siegesmund
hat kandidiert im Wahlkreis und verloren. Herr
Lauinger hat kandidiert und verloren. Frau Werner
hat in Sachsen kandidiert und verloren. Herr Tiefen-
see hat 2013 zur Bundestagswahl kandidiert und
verloren und Frau Keller und Herr Hoff sind gar
nicht erst angetreten. Eine Koalition der Verlierer

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Beifall CDU, AfD)

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Direkt ge-
wählte Landrätin zählt nicht?)

und eine Koalition, die sich selbst überhöht.

Wenn Bodo Ramelow am Tag der Vereidigung ins
Amt in die Kameras spricht und sagt, mit seiner
Wahl als Ministerpräsident sei das Ende der DDR
besiegelt, dann will ich ganz deutlich sagen: Eine
größere Missachtung vor den freiheitsliebenden
und demokratieliebenden Menschen, die im
Herbst 89 auf die Straße gegangen sind und eine
ganze Diktatur beseitigt haben und damit das Ende
der DDR besiegelt haben – das ist eine Verhöh-
nung dieser Menschen, die auf die Straße gegan-
gen sind.

(Beifall CDU, AfD)

Die DDR, das Ende von dieser Republik wurde be-
siegelt im Herbst 89 und nicht durch Ihre Wahl als
Ministerpräsident.

(Unruhe DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dass das zusammenpasst, das sagt die Wortmel-
dung von Gregor Gysi, der ja zu Gast letzte Woche
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in Erfurt war. Der hat wortwörtlich gesagt: „Wer hät-
te gedacht, dass wir hier nach 25 Jahren wieder
stehen können.“ Und was meint er mit dem „wir“?
Er meint natürlich mit dem „wir“ als der letzte und
erste SED- und Linke- und PDS-Vorsitzende, er
meint natürlich diese alte Partei, die aus dem
Staatsapparat getrieben wurde im Herbst 89. Und
wenn er sagt: „Wer hätte gedacht, dass wir hier
nach 25 Jahren wieder stehen ...“, meint er genau
das, die Rückkehr derer, die im Herbst 89 aus den
Ämtern verjagt wurden.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb sind Tausende vor diesem Landtag mehr-
mals auf die Straßen gegangen, weil sie nicht woll-
ten, dass die Schikanierer von gestern morgen wie-
der Verantwortung in diesem Land übernehmen.

(Beifall CDU, AfD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Wo waren die?)

Wissen Sie, ich war im Neuen Forum und habe
selbst Montagsdemos organisiert. Mir muss keiner
was sagen, „wo wart ihr?“.

(Unruhe DIE LINKE)

Euch auch nicht bei Bündnis 90/Die Grünen, euch
muss auch keiner was sagen, das ist vollkommen
richtig. Aber auch in unseren Reihen gibt es viele,
die im Herbst 89 dabei waren, und ich zähle mich
ausdrücklich dazu.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Können Sie gern machen!)

Aber eins will ich Ihnen von Bündnis 90/Die Grünen
gerne zurufen: Einer unserer Sprüche auf den
Transparenten im Herbst 89 war folgender: „Stasi in
die Produktion“. Und niemand wollte vor 25 Jahren
jemals rufen: Stasi in die Koalition. Genau das woll-
ten die friedliebenden Bürger des Herbstes 89
nicht.

(Beifall CDU, AfD)

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sie müssen sich selbst rechtfertigen – das müssen
wir nicht tun –, dass Ihre Regierungskoalition mit ei-
ner Stimme Mehrheit auch von denen getragen
wird, die noch im Herbst 89 Menschen ausspioniert
und Menschen geschädigt haben.

(Unruhe DIE LINKE)

Und wenn sich diese Regierung auf diese Stimmen
konzentrieren und verlassen muss, dann ist es mit
der Aufarbeitung in den Reihen der Linksfraktion
noch nicht sehr weit vorangekommen.

(Beifall CDU, AfD)

Ich will ausdrücklich sagen, die Entschuldigung von
Bodo Ramelow letzte Woche in seiner ersten Erklä-
rung vor dem Landtag nehmen wir mit Respekt zur
Kenntnis, weil sie ein erstes Zeichen ist. Aber es
bleibt dabei, den Worten müssen Taten folgen. Dar-
an werden wir Sie ausdrücklich messen und daran
werden Sie auch die SED-Opfer messen müssen.

(Beifall CDU)

Ich will Ihnen ausdrücklich sagen, Ihr Koalitionspa-
pier bleibt hinter diesen Ankündigungen weit zu-
rück. Es ist Ihr Verdienst von Bündnis 90/Die Grü-
nen, dass es überhaupt am Beginn der Koalitions-
gespräche dazu auch eine Debatte gegeben hat,
aber die Relativierungsversuche von Gregor Gysi
bis hin auch zu Bodo Ramelow im Vorfeld der De-
batte, die sprechen Ihre besondere Sprache. Denn
auf eines haben Sie nicht geachtet und deswegen
ist Ihre Präambel im Koalitionsvertrag auch dünn
und das Papier eigentlich nicht wert – Sie haben
auf eines nicht geachtet: Sie haben nicht eingefor-
dert von der Linkspartei, dass sie sich selbst be-
kennt zu ihrer Verantwortung im SED-Unrechts-
staat, dass sie ihrer Verantwortung nachkommt
zum Mauerbau, ihrer Verantwortung nachkommt zu
Mauertoten, ihrer Verantwortung nachkommt zu
Unfreiheit, ihrer Verantwortung nachkommt zu
Zwangsaussiedlung und Zwangsadoption. Das Un-
recht, das gewesen ist durch diesen SED-Unrechts-
staat und durch das Schild und Schwert der SED,
die Staatssicherheit,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Diese ist benannt!)

diese Verantwortung haben Sie nicht eingefordert,
und weil Sie diese Verantwortung nicht eingefordert
haben, steht Ihre Unrechtsstaatserklärung auf tö-
nernen Füßen und Sie müssen mehr beweisen als
das, was Sie in der Präambel eingefordert haben.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, wir sagen Ihnen aus-
drücklich zu, dass wir als die größte Oppositions-
fraktion in diesem Landtag fair, konstruktiv, aber
hart im Wort uns mit Ihnen auseinandersetzen wol-
len.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Jetzt
passt irgendwas nicht zusammen!)

Und deshalb ist es wichtig, dass wir uns am Beginn
dieser Wahlperiode einig sind, und wir beide haben
das auch am Beginn der Wahlperiode erklärt, dass
über allem ein demokratischer Grundkonsens ste-
hen muss, nämlich der, dass Gewalt und Angst kei-
ne Mittel der Politik sind.

(Beifall CDU, AfD)

Keine Mittel der Politik sind auch Sachbeschädi-
gungen an Abgeordnetenbüros, keine Mittel von
Politik sind Morddrohungen,
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(Beifall CDU, AfD)

keine Mittel von Politik sind Beschädigungen der
Würde der Abgeordneten.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir haben das Recht zur Teilnahme an Politik und
wir müssen gemeinsam darauf achten, dass die
Würde unserer Arbeit auch beachtet bleibt und
dass wir fair miteinander umgehen, hart in der Sa-
che, hart im Wort, hier im Parlament und vor dem
Parlament, aber ohne Gewalt und ohne Sachbe-
schädigung, sondern in friedlichem Miteinander, so
wie es sich für eine ordentliche, friedliebende und
freiheitliche und demokratische Gesellschaft gehört.
Das sichern wir Ihnen zu. Das müssen wir alle, die
wir hier in diesem Haus versammelt sind, auch ge-
meinsam Tag für Tag in dieser Wahlperiode und
darüber hinaus einfordern.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, Herr Ramelow hat zu
Beginn seiner Rede gesagt: Wir werden Gutes fort-
setzen, aber wir sind auch überzeugt, dass ein ein-
faches „Weiter so!“ uns nicht weiterhilft. – Jetzt ha-
ben wir dieser Regierungserklärung gelauscht und
haben gehört vom Prüfen, vom Entwickeln, vom
Aufrechterhalten, vom Ausbauen, vom Bestander-
halten, alles bleibt, wie es ist, jeder bekommt aus-
kömmlich Geld. Wenn das nicht ein „Weiter so!“ ist,
dann weiß ich auch nicht wirklich weiter. Ihre Re-
gierungserklärung ist Copy-and-paste.

(Unruhe DIE LINKE)

(Beifall CDU)

Ihre Regierungserklärung ist: Kopieren und Einfü-
gen. Sie bauen auf dem auf, was in früheren Regie-
rungserklärungen schon stand, kopiert aus Politik
und Bilanz der bisherigen Regierung.

(Unruhe DIE LINKE)

Das ist gut für Thüringen, aber mit der angekündig-
ten großen Aufbruchgetösemanie hat diese Regie-
rungserklärung bei Weitem nichts zu tun.

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Beifall CDU)

Und ich kann auch verstehen, warum unterm Strich
unter dieser Regierungserklärung nur ein „Weiter
so!“ steht:

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Da ha-
ben Sie jetzt aber ein Dilemma!)

Weil die Arbeit der letzten Regierung von SPD und
CDU unter Führung von Christine Lieberknecht sich
wahrlich sehen lassen kann. Die Arbeit der letzten
fünf Jahre war eine hervorragende Bilanz. Thürin-
gen ist gut vorangekommen und Thüringen steht

auf gutem Fundament an der Spitze der neuen
Bundesländer.

(Beifall CDU)

Danke, stellvertretend für das Kabinett, Christine
Lieberknecht für ihre Arbeit, fünf Jahre als Minister-
präsidentin in diesem Land.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Das
haben Sie innerparteilich ja wunderbar um-
gesetzt!)

Sie bauen mit der Arbeit dieser neuen Regierungs-
koalition auf 24 Jahre erfolgreiche Arbeit auf.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Ja,
was denn nun?)

Sie bauen auf 24 Jahre erfolgreiche Arbeit auf, des-
wegen steht Thüringen vorn. Deswegen steht Thü-
ringen vorn, wo es um Bildung geht. Deswegen
steht Thüringen vorn, wenn es um niedrige Arbeits-
losenquoten geht. Deswegen steht Thüringen vorn,
wenn es um Beschäftigungsdichte geht.

(Unruhe DIE LINKE)

Deswegen steht Thüringen vorn, wenn es um die
Frage von niedriger Jugendarbeitslosigkeit geht.

(Unruhe DIE LINKE)

Deswegen steht Thüringen vorn, wo es um hohe In-
vestitionsquoten unter den deutschen Ländern
geht. Und deswegen steht Thüringen vorn, wenn es
darum geht, ein Bundesland zu suchen, das 2007
ohne Neuverschuldung ausgekommen ist. Thürin-
gen steht auf gutem Fundament und jetzt kommt es
darauf an, die richtigen Weichenstellungen zu ma-
chen. Wir werden sehr darauf achten, dass Sie die
richtigen Weichenstellungen machen und dass Sie
den Rückwärtsgang nicht einlegen. Dieses Land
hat mehr verdient als Rückwärtsgang. Dieses Land
hat gute Zukunft verdient.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, das, was am Ende als
Aufbruch der Ankündigung übrig bleibt, sind Vorha-
ben, die das Land im Bund isolieren, Bewährtes in
diesem Land gefährden oder finanziell überfordern
werden. Besonders hart wird der Abstand zwischen
politischer Rhetorik und der Haushaltsrealität wohl
vor allen Dingen die Thüringer Kommunen treffen.
Nirgendwo finden sich in der Regierungserklärung
mehr konditionierte Sätze als die zu den Kommu-
nalfinanzen. Klare Zusagen für bessere Finanzaus-
stattung der Kommunen sehen wahrlich anders
aus. Die Kommunen können auf alles hoffen, nur
nicht auf die Erfüllung Ihrer Zusagen.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Aber
haben Sie mal überlegt, warum die Kommu-
nen hoffen müssen?)
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Wer in seiner Regierungserklärung davon spricht,
dass er den Kommunen dann mehr Geld geben
will, wenn Haushaltsüberschüsse das ermöglichen
– so steht es auch in Ihrem Koalitionsvertrag –,
dann kann das nur jemand formulieren, dem der
Blick für die Realität und für die Konjunkturentwick-
lung in dieser Bundesrepublik abhandengekommen
ist. Wer auf die Entwicklung in diesem Land schaut,
wer auf die Steuerprognosen schaut, wer auf die
Kasse schaut, der weiß, vieles wird passieren in
diesem Jahr 2015, nur nicht, dass der Fiskus mit
weiteren Überschüssen rechnen kann. Und wenn
der Fiskus nicht mit Überschüssen aus Steuer-
mehreinnahmen rechnen kann, dann werden die
Kommunen am Ende auf trockenen Tüchern sitzen
bleiben. Das ist Ihre Ankündigung. Wir werden Sie
daran messen, ob Sie schon im ersten Jahr 2015
wortbrüchig werden. Darauf werden wir genau
schauen. Ich prognostiziere den ersten Wortbruch
Ihrer Regierung an dieser Stelle voraus.

(Beifall CDU)

Bei manchen Absätzen in Ihrer Regierungserklä-
rung habe ich mich gefragt, ob Sie bisher außer-
halb von Thüringen gelebt haben. Thüringen ist
modern, Thüringen ist attraktiv und Thüringen ist
als Freistaat leistungsfähig.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Ja, was meinst du wohl?)

Der Wanderungssaldo in diesem Land ist seit
zwei Jahren positiv. Schauen Sie auf die Bundesre-
publik Deutschland, schauen Sie auf den Osten der
Republik und schauen Sie danach, wo es Bundes-
länder gibt, die mehr Zuwanderer als Abwanderer
haben. Dieses Land in der Mitte Deutschlands ist
ein attraktives Bundesland. Deswegen ziehen die
Menschen wieder zurück. Deswegen ziehen mehr
hierher als abwandern. Das ist die Ausgangsbasis,
auf der Sie arbeiten. Die müssen Sie erhalten, das
ist Ihre große Aufgabe.

(Beifall CDU)

Nicht ohne Grund ist die Mehrzahl der Thüringer,
fast 90 Prozent, mit diesem Land und in diesem
Land im hohen Maße zufrieden. Die Probleme, die
Sie beschreiben in Ihrer Regierungserklärung und
im Koalitionsvertrag, das sind aber die Projekte, mit
denen sich Thüringen isoliert. Es fängt ja schon in
der ersten Woche Ihrer Regierungsarbeit an. Koali-
tionsländer wie Mecklenburg-Vorpommern und
Sachsen-Anhalt haben sich die Woche gemeldet
und angekündigt, dass sie Thüringen den Stuhl vor
die Tür stellen wollen, wenn es umsetzt, was da für
den Verfassungsschutz an weiteren Novellierungen
angesagt ist.

(Beifall CDU)

Sie isolieren diesen Freistaat Thüringen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sie wissen das natürlich!)

Das ist nicht der richtige Weg. Ihre Ministerpräsi-
dentenkollegen warnen nicht zu Unrecht davor,
dass Sie Thüringen in die Isolation führen.

(Unruhe DIE LINKE)

Das Problem sind ebenso in Ihrer Erklärung kost-
spielige wie überflüssige ideologiebetriebene Pro-
gramme. Sie laufen darauf hinaus, dass der Staat
im gesellschaftlichen Bereich herumfummelt. Nie-
mand in diesem Land – so wohlmeinend es klingen
mag – hat ein beitragsfreies Kindergartenjahr gefor-
dert. Und jeder fragt sich, was ein öffentlicher Be-
schäftigungssektor in einem Land soll, das sich auf
Vollbeschäftigung zubewegt.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Leinefelde hat eines!)

Sie schaffen die falschen Weichenstellungen. Ein
Land, das auf Vollbeschäftigung zuläuft, braucht al-
les andere, aber keinen öffentlichen Beschäfti-
gungssektor. Das ist die entscheidende Botschaft,
die Sie ausbringen wollen: Sie wollen als Staat her-
umfummeln und Sie wollen den Menschen und der
Wirtschaft nicht ihre Freiheit lassen.

(Unruhe DIE LINKE)

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Unter-
stützung der Bundesagentur für Arbeit ist zu-
gesagt!)

Aber das passt natürlich zu Ihnen: Gewünschtes
Verhalten soll gefördert, Wahlfreiheit eingeschränkt,
Ausweichreaktionen sollen erschwert werden, Ge-
meinschaftsschulen, verpflichtende Ganztags-
schulen, Zerstörung von Wahlfreiheit für die Famili-
en sind dafür aus der Regierungserklärung fabel-
hafte Beispiele.

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Beifall CDU)

Natürlich ist es ein Problem Ihrer Erklärung, dass
die extreme Einseitigkeit in der Wahrnehmung der
Gesellschaft besonders bei Ihnen begründet ist.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Eben
war es die Fortsetzung Ihrer Politik!)

Von den Bürgerinnen und Bürgern, die in Thüringen
täglich ihrer Arbeit nachgehen und Steuern zahlen
als Arbeitnehmer, als Freiberufler, als Selbstständi-
ge, von denen haben Sie in Ihrer Regierungserklä-
rung nicht gesprochen. Aber die gehören auch zu
Thüringen und die machen das aus, was wir hier im
Freistaat verteilen wollen. Es sind die, die die Steu-
ern dieses Landes erarbeiten; zu denen haben Sie
in Ihrer Regierungserklärung kein Wort verloren.

(Beifall CDU)
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Klar ist, mit Ihrer angekündigten Politik wandert die
Politik in Thüringen aus der politischen Mitte an den
linken Rand. Sie nehmen auch die Gesellschaft
nicht mehr aus der Mitte heraus wahr, sondern Sie
wollen vom Rand heraus Politik gestalten. Und na-
türlich ist es richtig, sich um Schwache und Gering-
verdiener, um die Mühseligen und Beladenen, um
die Flüchtlinge und Verfolgten zu kümmern – aus-
drückliche Zustimmung –, doch vergessen Sie nicht
die, die mit all ihrer Arbeit jeden Tag von früh bis
spät am Abend mit ihrem eigenen persönlichen
Haftungsrisiko das finanzieren, was Sie ankündigen
künftig alles auszugeben.

(Beifall CDU)

Beides macht das Land aus. Erst dann ist das Land
vollkommen und vollständig.

(Beifall CDU, AfD)

Dann will ich ein Problem benennen, was in Ihrer
Regierungserklärung gar nicht vorgekommen ist:
kein Wort zu den Familien als Fundament unserer
Gesellschaft – wir haben das ausdrücklich ver-
misst –, kein Wort zu den Familien und kein Wort
zu dem blühenden Vereinswesen unseres Landes,
kein Wort zu dem breiten ehrenamtlichen Engage-
ment und seiner Förderung und außer den Sätzen
zum Lutherjahr – das sage ich ausdrücklich zu dem
bekennenden Christen – kein Wort zu den Kirchen
in diesem Land. Es ist bedauerlich, dass Ihre Re-
gierungserklärung an dieser Stelle so große Lücken
enthält.

(Beifall CDU, AfD)

(Heiterkeit DIE LINKE)

Wissen Sie, was das eigentlich alles zeigt? Etwas,
das Sie selbst vielleicht gar nicht wahrnehmen: Bür-
gerinnen und Bürger in diesem Land sind für Sie
vor allem Gegenstand staatlicher Lenkung und Lei-
tung. Sonst würden Sie all die gesellschaftlichen
Strukturen, in denen sich Eigenständigkeit und Ei-
gensinn, Verantwortung und Selbstverantwortung
äußern, für die es das Subsidiaritätsprinzip gibt,
wenigstens in den Blick nehmen. Aber dass Sie
diese Menschen außer Acht lassen in dieser ersten
Antrittsrede an diesen Freistaat Thüringen, das ist
bemerkenswert und das zeigt auch, welchen Poli-
tikansatz Sie in diesem Land verkörpern. Es ist
ausdrücklich nicht unserer. Wir werden einfordern,
dass Sie auch diese ehrenamtlichen Menschen,
dass Sie die Kirche in diesem Land, dass Sie die
Familien und alle die, die beitragen, dass dieses
Land bunt und vielfältig ist, auch mit in den Blick
nehmen und sie nicht vernachlässigt werden. Es
wird unsere Aufgabe sein, Sie jeden Tag darauf
aufmerksam zu machen.

(Beifall CDU, AfD)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Beim
Abschnitt zur Bürgerbeteiligung waren Sie of-
fensichtlich draußen!)

Dann will ich Ihnen deutlich sagen: Dieser Freistaat
Thüringen braucht keine demokratische Erneue-
rung; er ist durch und durch demokratisch. Dass
Sie das anders sehen, das mag sein, aber wir le-
ben in einer Demokratie, wir leben in einer Freiheit.

(Beifall CDU, AfD)

Und dieser Freistaat Thüringen ist demokratisch, er
braucht keine demokratische Erneuerung. Wahr-
scheinlich waren Sie gedanklich abwesend in den
letzten beiden Wahlperioden, als wir, auch auf bür-
gerschaftliches Engagement und auf große Debatte
in diesem Landtag hin, die direkte Demokratie in
der Landesverfassung und in der Thüringer Kom-
munalordnung so weit liberalisiert haben, dass wir
damit in der Spitzengruppe, was die rechtlichen Re-
gelungen in den neuen Ländern betrifft, angekom-
men sind. Wir sind an der Spitze bei Bürgerbeteili-
gung und bei direkter Demokratie; wir haben unse-
re Hausaufgaben in diesem Land gemacht.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir nutzen die Regelungen der direkten Demokra-
tie ausführlich aus, sie müssen nicht erweitert wer-
den, sondern sie müssen erst einmal gelebt wer-
den. Und es schadet doch nichts, dass Sie auch
einmal schauen, was passiert.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und wir haben es reichlich genutzt. Ich will doch
gern einmal daran erinnern: Einer Ihrer Koalitions-
partner war es ja in Südthüringen, dort wollten sie
unbedingt für viele Millionen einen schiefen Turm
bauen. Es waren die Bürger mit den niedrigeren
Hürden, die die direkte Demokratie genutzt haben,
diese Wahnsinnsfinanzierungsprojekte zu verhin-
dern. Danke an Michael Heym und die vielen Tau-
senden Bürger, die diese Mittel richtig genutzt ha-
ben!

(Beifall CDU)

Ich sage Ihnen auch, wir sind vollkommen mit Ihnen
überein, als Sie davon gesprochen haben, dass es
wichtig war, dass wir mitten im Wahlkampf zu die-
sem Landtag standen und in einem Sonderplenum
des Thüringer Landtags gemeinsam den Ab-
schlussbericht zu den NSU-Verbrechen hier ohne
Polemik, ohne Wahlkampf, sondern in aller Würde
gegenüber den Opfern, aber auch in der Auswer-
tung des Untersuchungsausschusses besprochen
haben. Das war tatsächlich – so haben viele von
außen diesen Freistaat gesehen und auf diesen
Landtag gesehen – ein Höhepunkt unserer parla-
mentarischen Arbeit. Wir müssen deshalb nicht
über den Abgrund streiten, der sich beim Blick auf
die Verbrechen des NSU aufgetan hat. Da sind wir
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uns einig, auch dass wir die Arbeit des Untersu-
chungsausschusses in dieser Wahlperiode fortset-
zen wollen. Das haben wir auch gemeinsam schon
am Ende der letzten Wahlperiode erklärt. Aber es
bleibt ein Problem, dass Ihr extrem einseitiger Blick
auf die Gefährdung unserer Demokratie nur darauf
gerichtet ist: Was muss man – richtigerweise – ge-
gen den Rechtsextremismus tun? Aber was Sie völ-
lig ausgeblendet haben – ich verstehe das ja bei
der Zusammensetzung Ihrer Landtagsfraktion und
Ihrer Partei –,

(Beifall AfD)

den Blick auf den Linksextremismus haben Sie hier
ausdrücklich vermissen lassen.

(Beifall CDU, AfD)

Ich will es anmahnen, die Bekämpfung des Extre-
mismus hat nicht nur die rechte Seite im Blick, son-
dern auch der Linksextremismus, auch die Gewalt,
die vom Islamismus ausgeht, gehören dazu. Sie
müssen alle Gefährdungen der Demokratie in den
Blick nehmen, nur dann haben wir eine wahre De-
mokratie und Wehrhaftigkeit organisiert.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Extre-
me Dummheit auch!)

Ich will Ihnen auch sagen, Ihre naive Einseitigkeit,
mit der Sie Flüchtlings- und Asylpolitik betrachten,
reicht nicht aus. Wir stehen uneingeschränkt für ei-
ne zugewandte Willkommenskultur und Integrati-
onspolitik.

(Zwischenruf Abg. Müller, DIE LINKE: Seit
wann?)

Wir stehen uneingeschränkt hinter großzügiger Hil-
fe für die an Leib und Leben bedrohten Flüchtlinge
und Asylbewerber und die letzte Landesregierung
hat in diesem Sinne

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

enorm viel unternommen. Wir müssen uns nicht
vorschreiben lassen, was gut ist für dieses Land.
Die Regierung von Christine Lieberknecht, in Zu-
sammenarbeit mit der SPD, hat an diesen wichti-
gen Weichenstellungen die entscheidenden Schrit-
te in der letzten Wahlperiode unternommen. Beleh-
rungen sind an dieser Stelle von Ihnen sowieso
ausdrücklich überflüssig.

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Der eine sagt es so, der andere
so!)

Aber ich will Ihnen auch sagen, wir stehen nicht für
eine Politik zur Verfügung, die gar nicht mehr nach
den Gründen fragt, warum jemand nach Deutsch-
land kommt, die gar nicht mehr danach fragt, was
ein Zuwanderer einbringen kann in die Gesellschaft

und was er einbringen möchte, und die auch gar
nicht mehr danach fragt, was Kommunen und Sozi-
alsysteme wirklich sinnvoll bewältigen können.
Dass Ihre erste Amtshandlung der Winterabschie-
bestopp war, analog zu dem, was die Landesregie-
rung in Schleswig-Holstein gemacht hat, ist insofern
bezeichnend, als Sie die Regelung von Schleswig-
Holstein eins zu eins übernommen haben. Ich will
an der Stelle mindestens anmerken, dass der Win-
terabschiebestopp, der zunächst vor allen Dingen
auch den Schutz vor Kälte und Winter in den Blick
nimmt, bei der Liste der 15 Staaten, die Sie aufge-
führt haben in Ihrem Beschluss, mindestens bei Pa-
kistan, wo derzeit 22 Grad herrschen, nicht wirklich
begründungsfähig ist. Und ich will mindestens an-
merken, dass dort, wo die Bundesregierung von
CDU und SPD gemeinsam gerade eine sichere
Drittstaatenregelung vereinbart hat, für Mazedoni-
en, für Serbien, für Bosnien-Herzegowina,

(Beifall CDU, AfD)

dass für diese sicheren Drittstaaten natürlich der
Winterabschiebestopp nicht gelten kann. Denn
wenn Sie ausdrücklich gegen die gesetzlichen Re-
gelungen des Bundes verstoßen, dann tragen Sie
erneut dazu bei, dass Sie Thüringen isolieren, weil
Sie gegen geltendes Bundesrecht verstoßen

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

und nicht die Möglichkeiten ausnutzen, die Sie aus-
nutzen können, Flüchtlinge zu schützen, die ver-
folgt sind und über den Winter geschützt werden
müssen.

(Beifall CDU)

Abschiebestopp ja, aber nicht einfach abschreiben,
was andere Länder schon falsch gemacht haben.
Das ist ein Irrweg und den müssen wir hier bezeich-
nen.

(Beifall CDU, AfD)

Mehr als bemerkenswert ist in Ihrer Regierungser-
klärung, dass Sie all das, was Sie ankündigen, all
das, wo Sie mehr Geld in die Hand nehmen wollen,
alles zulasten der Steuerzahler machen wollen.

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Schauen Sie doch mal auf Ihren Koalitionsvertrag!
Wahrscheinlich haben Sie ihn vor lauter Euphorie
gar nicht gelesen, Sie hatten ja auch keine Zeit vor
lauter Abstimmungen und Posten besetzen. Posten
und Kosten waren ja die letzte Aufgabe in den letz-
ten Wochen.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Jeder ein Pöstchen, damit alle zustimmen, damit
diese Regierung zustande kommt.
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(Beifall CDU, AfD)

Aber wenn sich der Euphorienebel gelegt hat und
wenn Sie endlich in Ihren Posten auch alle ange-
kommen sind und sich zurücklehnen können, dann
wollen wir doch mal auf eins schauen: Was haben
Sie denn vereinbart in Ihrem Koalitionsvertrag? Ge-
nerierung von Mehreinnahmen, Stärkung der Ein-
nahmebasis – das ist nicht nur sprachlich unschön,
sondern auch in der Wirklichkeit. Wer von Generie-
rung von Mehreinnahmen spricht und wer von der
Stärkung der Einnahmebasis spricht, der meint
wohl nur den tieferen Griff in die Tasche der Steu-
erbürger. Genau das geht nicht.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Genau das ist der falsche Weg und genau das ha-
ben Sie vor.

(Beifall CDU, AfD)

Unschöne Worte, schlecht formuliert, aber die
Wahrheit erkennbar – Sie wollen dem Steuerzahler
in die Tasche greifen.

(Zwischenruf Abg. Gentele, AfD: Genau!)

Und das, was Sie nicht aufschreiben, das, was Sie
nicht sagen in Ihrer Regierungserklärung, das findet
sich im Linken-Wahlprogramm auf Seite 40 wieder.
Was heißt denn „Stärkung der Einnahmebasis“ und
„Generierung von Mehreinnahmen“? Wer es bei
den Grünen und wer es bei der SPD nicht gelesen
hat, für den lohnt sich ein Blick auf Seite 40 im Lin-
ken-Wahlprogramm. Dort steht nämlich drin, was
die Generierung von Mehreinnahmen heißt: Weil
das Land Thüringen natürlich gar keine Steuern er-
höhen kann, weil die Steuergesetzgebungskompe-
tenz beim Bund liegt und weil Angela Merkel richtig
sagt „keine Steuererhöhung in dieser Wahlperiode“,
dann bleibt nur noch der Griff in die kommunale
Steuertrickkiste. Sie schreiben, Sie wollen die kom-
munale Steuerquote von 24 Prozent auf 40 Prozent
erhöhen. Wer die Mittelständler und die Hand-
werksbetriebe so schröpfen will, wer das Steuerauf-
kommen verdoppeln will, wer die Steuerquote so
enorm anschrauben will, ruiniert dieses Land und
stellt die falschen Weichen.

(Beifall CDU, AfD)

Das werden wir nicht zulassen. Wir werden immer
unser Wort machen, wo Sie Handwerker und Mittel-
standsbetriebe in den Ruin führen, weil Sie Ihre
Wahlversprechen mit Steuererhöhungen finanzie-
ren wollen.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Dr. Lukin, DIE LINKE: Sa-
gen Sie das der CDU in Jena!)

Schauen Sie sich doch an. Welchen Beitrag wollen
Sie denn auf Bundesebene leisten?

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: War
das jetzt die konstruktive Opposition?)

Jetzt waren Sie gestern erstmals bei der Minister-
präsidentenkonferenz, mussten erst mal zwei Stun-
den vor der Tür stehen, weil die Sozialdemokraten
Sie nicht mal reinlassen wollten. Jetzt ist die Frage:
Wie lange hält das an? Werden Sie irgendwann
eingeladen in diese Vorbesprechung? Dann ist
auch klar, was in 2017 in Berlin passieren soll. Aber
es war bezeichnend, als Sie gestern vor der Tür
standen. Wer vor der Tür steht bei der Ministerprä-
sidentenkonferenz, lieber Herr Ramelow, der kann
schlechterdings mitreden und nicht mitreden. Ich
will ganz klar sagen: Stehen Sie vor der Tür, kön-
nen Sie Thüringer Interessen nicht wahrnehmen.
Ich bin gespannt, wie Sie Ihre Rolle zukünftig für
diesen Freistaat Thüringen ausfüllen wollen. Wer
vor der Tür steht, hilft schlecht diesem Freistaat.

(Heiterkeit AfD)

(Beifall CDU)

(Unruhe DIE LINKE)

Aber es bleibt entscheidend: Was machen Sie dort
für Ihr Wort und wie kriegen Sie Mehrheiten zustan-
de? Natürlich haben Sie davon berichtet, was heute
alle Zeitungen schreiben, dass vereinbart wurde mit
den Ministerpräsidenten und der Bundesregierung,
bis Juni 2015 soll es ein Verhandlungsergebnis ge-
ben. Aber weil das ein enger Zeitkorridor ist, hätte
mich natürlich interessiert, was denn die neue Re-
gierung vorhat, an Impulsen einzubringen bei den
Bund-Länder-Finanzbeziehungen. Wie wollen Sie
denn die Interessen von Thüringen bei diesen har-
ten Verhandlungen wahrnehmen, wo es um die Zeit
nach Ihrer Regierung, wenn die zu Ende ist spätes-
tens nach 2019, geht? Die Zukunft dieses Landes
geht auch weiter, wenn Rot-Rot-Grün am Ende ist,
aber Sie müssen jetzt Ihr Wort machen und Sie ha-
ben in Ihrer Regierungserklärung zu Ihren Verhand-
lungspunkten, zu den Interessenvertretungen, die
Sie für Thüringen wahrnehmen wollen, nichts ge-
sagt. Eine große Lücke in Ihrer Regierungserklä-
rung.

(Beifall CDU)

Natürlich – wo soll es auch herkommen –, gesagt
haben Sie nichts, wie Sie all das finanzieren wollen.
Sie haben in den Verhandlungen nichts gesagt. Sie
haben in der Pressekonferenz der Vorstellung zum
Koalitionsvertrag nichts gesagt. Da gab es einen
Journalisten von einer Thüringer Zeitung, der sogar
nachgefragt hat: Liebe Koalitionäre von Rot-Rot-
Grün, sagt uns doch: Was kostet das, was ihr da
vereinbart habt?

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Geld!)

Dann haben die sich alle drei angeguckt, haben die
Mikrofone gegenseitig rübergeschoben wie beim
Hütchenspielertrick, aber die Mikrofone gingen
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nicht weg, die Antwort blieb immer noch offen. Was
haben Sie gesagt: Wir wissen es nicht, wir müssen
erst rechnen. – Das ist typisch Linke-Finanzpolitik,
keine Ahnung vom Geld, aber erst mal ausgeben
wollen.

(Beifall CDU, AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

Aber wir helfen Ihnen gern weiter, weil wir rechnen
können. Wir wissen, was das kostet.

(Unruhe und Heiterkeit DIE LINKE)

Ich ahne auch, dass die neue Finanzministerin
auch das Gefühl hat, was das kostet.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Zuga-
be!)

Sie saß nämlich ziemlich eingekauert auf ihrem
Stuhl die ganze Zeit, als Sie geredet haben, weil sie
weiß, sie muss künftig die Rolle ausfüllen, die der
hoch angesehene Wolfgang Voß in der vergange-
nen Wahlperiode ausgeführt hat.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Erstens große Schuhe von Wolfgang Voß, super Fi-
nanzminister, super Bilanz! Ganz große Schuhe für
Sie! Aber jetzt kommt es und das ist das Entschei-
dende: Das, was Sie im Koalitionsvertrag vereinbart
haben, das, was Sie an Versprechen aufgeschrie-
ben haben, kostet diesen Freistaat Thüringen,
wenn Sie alles eins zu eins umsetzen, jährlich
1 Milliarde Euro mehr an Mehrausgaben. Das kann
sich dieser Freistaat Thüringen nicht leisten. Wenn
Sie umsetzen, was Sie versprechen, ruinieren Sie
dieses Land und stellen es nicht auf solide Finanz-
füße, wie Sie angekündigt haben, sondern Sie ma-
chen das Land finanziell kaputt. Das wollen wir
nicht und das werden wir ausdrücklich nicht zulas-
sen.

(Beifall CDU, AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

Wir haben dieses Land auf sichere Füße gestellt.

(Unruhe DIE LINKE)

Seit 2007 machen wir keine Schulden mehr.
Schauen Sie sich die Leistungsbilanz der CDU-ge-
führten Landesregierungen an. Schauen Sie sich
den Wettbewerb der deutschen Bundesländer an.
Wir stehen vorn, wenn es darum geht, ohne Schul-
den über so einen langen Zeitraum ausgekommen
zu sein.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben Rücklagen gebildet. Und jetzt kommt
das ganz Entscheidende: Wir haben auch Altschul-
den verbindlich getilgt. Davon lassen Sie jegliches
Wort in Ihrem Koalitionsvertrag vermissen. Die Pro-

Kopf-Neuverschuldung steigt unter Ihrer Regierung
an, das kündige ich Ihnen heute schon an – alles,
nur keine solide Finanzpolitik!

(Beifall CDU, AfD)

Falls Sie zugehört haben, was Bodo Ramelow ge-
sagt hat, dann hätten Sie doch bei einem Satz stol-
pern müssen, dass nicht zusammenpasst, was Sie
ankündigen. Er spricht davon: Wir wollen die Til-
gung bestehender stiller Verbindlichkeiten fortset-
zen. Ich sage Ihnen ganz klar: Wer in der Finanzpo-
litik von Stille spricht, sollte besser schweigen. Wer
in der Finanzpolitik davon spricht, er will sich erst
einmal einen Überblick über die Finanzlage ver-
schaffen, hat keine Ahnung von Finanzpolitik.
Nichts ist transparenter im deutschen Bundesstaat
als der Haushaltsplan eines Landes.

(Heiterkeit AfD)

Dort steht alles, dort ist alles nachvollziehbar.

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Keinerlei versteckte Kos-
ten, ja, ja!)

Dort sind alle Verbindlichkeiten, alle Aufgaben fest-
geschrieben. Sie müssen das Wort machen vom
Kassensturz, weil Sie eine Begründung suchen für
Ihren Griff in die neue Schuldenkiste, weil Sie eine
Begründung suchen, warum Sie Ihre Versprechen
nicht erfüllen können. Wir werden Sie beim Wort
nehmen bei all dem, was Sie ankündigen, bei all
dem, was Sie sagen wollen, was Sie ausfinanzieren
wollen,

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Worüber regt ihr euch eigentlich
auf? Dass Sie zu viel ausgegeben haben?)

und bei all dem, was Sie machen wollen, wenn es
darum geht, vermeintlich die Schulden einzuhalten.
Alleine die Aussetzung der Tilgung von Altschulden
spricht Bände. Es ist die Abkehr von seriöser Fi-
nanzpolitik und der erste Weg dahin, unsolide Fi-
nanzpolitik in dieser Wahlperiode anzusteuern. Mit
uns ist das nicht zu machen.

(Beifall CDU)

Dann ist auch interessant festzustellen: diese leise
Abkehr der großen, vollmundig angekündigten Ge-
bietsreform. Wer davon spricht – wir nicht, wir sind
wohl alles, nur keine Gebietsreformfreunde, mit uns
gibt es auch keine Gebietsreform in diesem Land.
Das ist doch ganz klar.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Beifall CDU)

Wir vertrauen den Menschen. Sie wollen reinfum-
meln in die Gesellschaft. Wir vertrauen den Men-
schen, wir vertrauen den Kommunen, deswegen
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sind wir gut vorangekommen in der letzten Wahlpe-
riode. Aber dass Sie still und leise hier vorn sagen
– richtigerweise –, erst Verwaltungsreform, dann
Funktionalreform, und dann sagen, nicht vor 2018,
vielleicht noch vor 2019 die gesetzlichen Rege-
lungen schaffen, der gibt doch eins zu: Mit 46 Stim-
men kann man zwar schön die Posten besetzen,
aber mit 46 Stimmen kann man wirkliche Reformen
in diesem Land nicht auf den Weg bringen. Sie wer-
den alles machen, außer Postenbesetzung und
großem Ankündigen – Sie werden am Ende mit lee-
ren Händen dastehen. Große Reformen sind von
Ihnen nicht zu erwarten, das hat Ihre Regierungser-
klärung heute gezeigt. Gut für das Land: Ohne Ge-
bietsreform war die erste Wahllüge perfekt, Ge-
bietsreform wird es mit Ihnen unter Rot-Rot-Grün
auch nicht geben.

(Beifall CDU)

Kein Wort von umfassender Aufgabenkritik. Kein
Wort von dem, was in der Strukturreform tatsäch-
lich auf den Weg gebracht wird, außer der Stärkung
von Einnahmebasis und der Formulierung: Fortset-
zung des Stellenrückgangs zur Erreichung des Ni-
veaus vergleichbarer Länder wird angekündigt.
Aber was heißt das denn, wenn gleichzeitig gesagt
wird, wir wollen bei der Polizei richtigerweise mehr
vor Ort organisieren und Sicherheit weiter gewähr-
leisten, wenn das heißt, Stellenkorridore bei den
Lehrern von 500, wie wir auch unter Schwarz und
Rot vereinbart haben, plus Vertretungsreserven?
Dann heißt das am Ende – man braucht doch nur
mal gucken,

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Das könnt
ihr doch machen!)

wo Linke schon regiert haben, nach Brandenburg
schauen: Was ist denn aus der Fortsetzung des
Stellenabbaus, wie in Brandenburg angekündigt,
geworden? Der unvermeidliche Stellenabbau dort
ist wie hier, hat dazu geführt, dass aus dem verein-
barten Stellenabbau am Ende mehr Stellen gewor-
den sind. Mit Verweis auf Brandenburg, dass auf fi-
nanzpolitische Ankündigungen – „wir machen keine
Schulden“ – am Ende eins geworden ist. Was pas-
siert denn, wenn man auf der einen Seite die Ein-
nahmen nicht erhöhen kann und auf der anderen
Seite nicht in der Lage ist, die Ausgaben zu redu-
zieren, weil man keine Aufgabenkritik macht, weil
man die Reform auf die lange Bank schiebt, weil
man sie gar nicht umsetzt trotz vollmundiger An-
kündigung? Die Investitionsquote in Brandenburg
ist von 17,5 Prozent in 2009 auf 10,5 Prozent im
Jahr 2016 nach der Mittelfristigen Finanzplanung
gesunken. Ich sage Ihnen: Wenn Sie das auch vor-
haben, weil Sie nicht in der Lage sind, die Finanzen
in Ordnung zu bringen, weil Sie Ihre Mehrausgaben
finanzieren wollen, wenn das Einzige ist, was bleibt,
die Investitionsquote zurückzuführen, dann machen
Sie dieses Land kaputt, dann legen Sie den Rück-

wärtsgang genau dort ein, wo die einzige Chance
für die Entwicklung dieses Landes und die einzige
Chance für ordentliche Löhne besteht, wo die einzi-
ge Chance für Wachstum besteht und wo auch die
einzige Chance darin besteht, durch ein erhöhtes
Steueraufkommen, was aus Wachstum heraus
wächst, auch die Einnahmen und die Ausgaben so
ausgeglichen zu halten, dass wir weiter ohne
Schulden auskommen. Gehen Sie diesen Weg wie
in Brandenburg, ist es ein falscher Weg, ist es ein
Rückwärtsgang und dann ist es genau das, was wir
vermuten: Rot-Rot-Grün macht das Land kaputt
und bringt das Land nicht voran.

(Beifall CDU, AfD)

Aber ich will Ihnen auch sagen: An den Taten wol-
len wir Sie messen und die Chance wollen wir Ih-
nen natürlich geben, dass Sie Ihre Konzepte hier
vorbringen. Das gehört zur fairen, konstruktiven Ar-
beit dazu, ausdrücklich.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Na danke!)

An den Taten wollen wir Sie messen, aber die Wor-
te allein sind nicht sonderlich glaubwürdig. Deshalb
ist es wichtig, wenn Sie es unterstützen wollen, um
die Glaubwürdigkeit Ihrer Worte auch zu untermau-
ern, dann will ich gern an Bündnis 90/Die Grünen in
der Regierungskoalition appellieren.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Lass das
Bündnis bitte weg!)

Wir werden in diesem Landtag in einer der nächs-
ten Sitzungen einen Antrag einreichen zur Veranke-
rung der Schuldenbremse in der Verfassung, und
wenn Sie dabei sind, dass Sie mithelfen wollen,
dass Finanzpolitik auf Dauer solide angelegt ist,
dann können die Grünen ihren alten Antrag heraus-
kramen aus der letzten Wahlperiode und dafür wer-
ben, dass diese Koalition von Rot-Rot-Grün in der
Lage ist, die Mehrheit beizutragen.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Herr Mohring, was machen Sie
denn jetzt?)

An uns scheitert eine verfassungsändernde Mehr-
heit in dieser Frage nicht. Schuldenbremse ja,
wenn die Grünen sich in dieser Regierungskoalition
durchsetzen. Wir sind gespannt, welche Kraft
Bündnis 90/Die Grünen in dieser neuen Koalition
denn tatsächlich überhaupt haben werden.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Beifall CDU)

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Wenn das Herr Barth gehört hätte! Sie haben
es ja eins zu eins übernommen!)

Was Sie haben vermissen lassen in Ihrer Regie-
rungserklärung, ist, ein belastbares Personalent-
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wicklungskonzept bis Ende 2015 vorzulegen, natür-
lich in Kooperation mit den Beschäftigten, die das
Ziel erreichen, dass tatsächlich auch Einstellungs-
korridore geschaffen werden, aber eben auch, dass
der notwendige Personalabbau tatsächlich umge-
setzt wird. Daran werden wir Sie messen. Ihre An-
kündigung in der Regierungserklärung lässt das
eher vermissen.

(Unruhe DIE LINKE)

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen ganz klar
etwas zur Frage, das Wahlalter auf 16 abzusenken,
sagen. Richtigerweise sprechen Sie davon, dass es
wichtig ist, Demokratie auch an Schulen zu organi-
sieren, politische Bildung auch an Schulen festzu-
schreiben. Das teilen wir ausdrücklich, weil das
wichtig ist für die Demokratiefestigkeit, für die Lern-
fähigkeit von Demokratie, aber ich kündige Ihnen
jetzt schon an: Einer Verfassungsänderung zur Ab-
senkung des Wahlalters auf 16 werden wir nicht zu-
stimmen.

(Beifall CDU, AfD)

Natürlich diskutieren wir darüber, aber wenn Sie
sich angesehene Studien ansehen – ich will eine
der Universität Hohenheim nennen, die untersucht
hat, wie es denn junge Menschen selbst mit ihrer
eigenen Verantwortung bei politischen Entschei-
dungen halten –, dann sagen die selbst, dass 16-
bis 18-Jährige sich seltener für Politik interessieren,
und nicht, weil sie faul oder politikverdrossen sind,
wie sie sich selbst einschätzen, sondern weil sie
sich selbst kein zuverlässiges Urteil in dem Alter
zutrauen wollen.

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: So ein Quatsch!)

(Unruhe DIE LINKE)

Und wenn junge Menschen sich selbst kein zuver-
lässiges Urteil zutrauen werden, dann kommen nur
Linke auf die Idee, das vom Staat aus zu organisie-
ren und zu lenken. Darauf kommt man nicht, wenn
man vernunftbegabt auf die Gesellschaft schaut,
sondern weil man ideologisch bedingt das ändern
will und steuern will, was man selbst ideologisch für
richtig hält.

(Beifall CDU, AfD)

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ideologische Bedingtheit!)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: War es
nicht die CDU in Brandenburg, die der Ab-
senkung des Wahlalters zugestimmt hat?)

Meine Damen und Herren, ich will Ihnen etwas zu
Ihren Ankündigungen in der Bildungspolitik sagen
und ich will Ihnen ausdrücklich zustimmen, wenn
Ihr Satz gilt, dass alle bestehenden Schularten eine
sichere Entwicklungsperspektive bekommen, dann
ist das aller Ehren wert. Die Frage muss aber lau-

ten: Was heißt das tatsächlich und wie ist das mög-
lich, wenn Sie gleichzeitig ankündigen, den flächen-
deckenden Ausbau von Gemeinschaftsschulen vor-
anzutreiben? Wer den flächendeckenden Ausbau
von Gemeinschaftsschulen vorantreiben will, der
will am Ende auch, dass Grundschulen in ihrer
Selbstständigkeit aufgegeben werden, der will am
Ende auch, dass Gymnasien in ihrer Selbstständig-
keit aufgegeben werden. Wir wollen Sie an den Ta-
ten messen, aber Ihre Worte an der Stelle sind
nicht sonderlich glaubwürdig.

(Beifall CDU, AfD)

Wir sprechen uns ausdrücklich gegen die Abschaf-
fung eines eigenständigen Förderschulgesetzes
aus,

(Beifall CDU)

aber wir begrüßen, dass Sie für die Förderschulleh-
rerausbildung eine eigene Ausbildung vorgeschla-
gen haben. Die Umsetzung wird spannend, aber
dass Sie es ankündigen, wollen wir ausdrücklich
begrüßen. Aber ich will Ihnen sagen, das eigen-
ständige Förderschulgesetz hat einen besonderen
Wert. Wir wollen diesen besonderen Wert, eben
auch, dass die Ansprüche der Kinder mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf verbindlich in einem
eigenständigen Gesetz festgeschrieben und nicht
durch allgemeine Regelungen zur individuellen För-
derung an Schulen aufgeweicht werden. Diesen
Wert halten wir für besonders wichtig für diesen
Freistaat Thüringen. Deshalb wollen wir keine Zu-
sammenlegung zwischen Schulgesetz und Förder-
schulgesetz, sondern die Eigenständigkeit des För-
derschulgesetzes hat unsere Priorität. Wir werden
dafür streiten in diesem Haus, dass das auch in der
Zukunft so bleibt.

(Beifall CDU)

Ich sage Ihnen auch: Wir sind gespannt darauf, wie
Sie wirkliche Eigenverantwortung für die Thüringer
Schulen schaffen wollen. Grundsätzlich unterstüt-
zen wir dieses Anliegen, weil es auch unserem An-
satz entspricht, Eigenverantwortung der Schulen
vor Ort zu stärken. Wir wollen auch gern darauf auf-
merksam machen, dass auch wir nicht in der Frage
sonderlich in der letzten Koalition weit vorangekom-
men sind. Sie haben ja aus Ihrer Sicht den Bil-
dungsminister aus der letzten Wahlperiode an einer
Stelle vorhin gelobt und ihn dann gleichzeitig kriti-
siert in derselben Rede, zwei Sätze später, indem
Sie gesagt haben, Sie wollen die Unruhe an den
Schulen beenden. Das muss die SPD mit sich aus-
machen: Welches Wort wiegt denn mehr - gute Bil-
dungspolitik auf der einen Seite oder Abschaffung
der Unruhe an der Thüringer Schule? Das müssen
Sie in Ihrer Koalition mit sich ausmachen. Ich bin
deshalb gespannt, wie Sie tatsächlich Eigenverant-
wortung an Thüringer Schulen organisieren wer-
den.
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Ich sage Ihnen jetzt schon mal viel Spaß in der Ko-
alition voraus. Unsere Unterstützung, wenn es um
wirkliche Eigenverantwortung geht, haben Sie aber
an dieser Stelle.

(Beifall CDU)

Meine Damen und Herren, was zeigt am Ende die-
se Regierungserklärung, wenn man auf die Details
noch weiter gehen würde? Ich will es an einem
Punkt noch mal hervorheben, weil sie besonders
sind. Sie haben richtigerweise aus Ihrer Sicht das
fehlende WLAN in den Ministerien, in der Staats-
kanzlei beklagt. Aber wenn man Ihre Digitalisie-
rungsstrategie anschaut, die Sie heute angekündigt
haben, da bleiben Sie selbst hinter Ihren vollmundi-
gen Ankündigungen bei Weitem zurück. Denn Sie
sprechen in Ihrer Regierungserklärung davon, dass
Sie die Breitbandstrategie 2020 fortsetzen wollen.
Dort ist aber vereinbart, dass 15 bis 30 Mbit/s bis
2020 Ausbaukapazitäten erfolgen sollen. Wir wis-
sen aber – und nicht Sie zuletzt –, falls Sie gestern
überhaupt zugehört haben und nicht freudetrunken
bei der Ministerpräsidentenkonferenz und vor lauter
Buckeln bei der Kanzlerin abwesend gewesen sind,

(Heiterkeit CDU)

dann wissen Sie, dass gestern vereinbart wurde,
dass das Ausbauziel bis 2018 heißt: 50 Mbit pro
Sekunde – vor allen Dingen daraus, dass die Län-
der ihren Eigenanteil aus der Versteigerung von
Frequenzen durch den Bund und die Aufteilung der
Erlöse nach dem Königsteiner Schlüssel auch jetzt
etatisieren müssen.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aber gestern im Bundesrat und heute nichts dazu
sagen, sondern auf eine alte, vergangene Strategie
verweisen, der ist nicht auf der Höhe der Zeit, der
hat auch nicht zugehört bei dem, was die Minister-
präsidenten vereinbart haben.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Das habe ich nicht gesagt!)

Ich habe mich heute früh noch mal erkundigt, Sie
müssen Ihre Frage der Erlöse und der Aufteilung
der Gelder mit hier vor Ort verankern, dann geht
Breitbandstrategie, dann geht schnelles Internet in
Thüringen. Dafür sprechen wir uns aus. Ihre Regie-
rungserklärung will alles, nur nicht an der Stelle zü-
gig und schnell vorankommen.

(Beifall CDU)

Aber, meine Damen und Herren, was zeigt uns
das? Vorschläge, die nicht ausfinanziert sind. Ein-
griffe in die Gesellschaft, ideologiebehaftet. Ein
„Weiter so!“ in der Gesellschaft, wo man eigentlich
große Ankündigungen vorwegnimmt und sagt, man
will alles verändern. Tatsächlich will man alles fort-
entwickeln, was bisher schon alles da ist. Und rück-
wärts gewandte Ideen, wo es darum geht, das Land

nicht voranzubringen, sondern zu isolieren und al-
lein stehen zu lassen und nicht in dem Konzert der
deutschen Bundesländer an der Spitze weiter Ver-
antwortung zu übernehmen. Es ist so, am Ende
symbolisch, wie ich es auch schon in der Vergan-
genheit der anderen Runden gesagt habe: Mit Ih-
rem Einzug in die Staatskanzlei haben Sie symbo-
lisch die rote Fahne gehisst.

(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE: Ja-
wohl!)

Symbolisch steht die rote Fahne für eins, nämlich:
Es gibt nur einen Ort an der Stelle auf der Welt, wo
die rote Fahne gehisst ist und wo es vorwärtsgeht.
Das ist die rote Fahne hinten am Langholztranspor-
ter. Bei Ihnen, mit der roten Fahne auf der Staats-
kanzlei, geht es nicht voran, sondern zurück.

(Beifall AfD)

Wir werden aufpassen, dass Thüringen in einer gu-
ten Zukunft bleibt. Wir werden Sie kritisch als Op-
position dabei begleiten. Vielen Dank.

(Beifall CDU, AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Das Wort hat jetzt Abgeordnete Hennig-Wellsow für
die Fraktion Die Linke.

Abgeordnete Hennig-Wellsow, DIE LINKE:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Da-
men und Herren, liebe Kolleginnen, die Reaktion
von Mike Mohring sagt mehr über Mike Mohring
und die CDU als über uns.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich finde es schon sehr erstaunlich, wie der Verlie-
rer einer Bundesvorstandswahl sich hierher stellen
und andere als Verlierer beschimpfen kann. Eine
Wahl, die so deutlich verloren ist, eine Bundeskanz-
lerin, die in Thüringen bei einer CDU eingegriffen
hat, damit sie nicht zusammen mit der AfD agiert,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und dafür eine Quittung bekommen hat – an einem
solchen Punkt wird das Ganze schon skurril. Es ist
schon ein bisschen schade, dass Mike Mohring
sich heute noch einmal für die Vorstandswahl mor-
gen profilieren muss. Ich glaube, dem ist viel ge-
schuldet. Das sei ihm verziehen.

(Unruhe DIE LINKE)

(Zwischenruf Abg. Hausold, DIE LINKE: Viel-
leicht verliert er doch!)

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Kommen Sie
zur Sache jetzt!)

64 Thüringer Landtag - 6. Wahlperiode - 3. Sitzung - 12.12.2014

(Abg. Mohring)



Das Schöne ist, dass eine neue Koalition natürlich
auch neuen Wind ins Land bringt, dass wir andere
Vorstellungen haben als Sie, dass wir diese in ei-
nem guten Koalitionsvertrag formuliert haben. Auch
in der Reaktion der CDU auf diesen Koalitionsver-
trag und die Regierungserklärung vom Ministerprä-
sidenten Bodo Ramelow konnte ich nicht erkennen,
dass die CDU irgendeine Vorstellung von Thürin-
gen hat, wie es weiter vorangehen kann.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich sage mal, wer hier von Verlierern spricht, der
muss einfach auch zur Kenntnis nehmen, dass in
Thüringen das Realität geworden ist, was für zwölf
weitere Bundesländer gilt, nämlich dass es keine
CDU-Ministerpräsidenten mehr gibt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es gibt nämlich genau vier in Deutschland und das
sagt auch ein bisschen was darüber, auf welchem
Ast die CDU sitzt. Ich wusste auch gar nicht, dass
mit Oppositionsführerschaft – und, ich glaube, das
ist für Mike Mohring, das habe ich heute fest-
gestellt, wahrscheinlich die perfekte Rolle gewor-
den – einhergeht, dass man nicht mehr lesen und
nicht mehr zuhören kann. Deswegen kann ich vie-
les einfach nur als falsch zurückweisen.

Wenn wir etwas erreicht haben mit dieser Koalition,
dann ist das doch auch zuallererst, dass wir klar-
machen können, dass wir handeln. Wir haben den
Winterabschiebestopp zuallererst in Thüringen
durchgesetzt. Das ist eine erste Handlung des Ka-
binetts.

(Beifall DIE LINKE, SPD)

Das war 24 Jahre in Thüringen nicht möglich und
das bedeutet, dass wir für eine humane Politik ste-
hen und dass wir es nicht zulassen, dass Men-
schen um ihr Leben fürchten müssen, weil sie ab-
geschoben werden.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich verspreche an diesem Pult eines: Wir werden
die Menschen in Thüringen zu Gewinnern und Ge-
winnerinnen machen, denn darum geht es in Thü-
ringen – nicht um die einzelne Partei, die an diesem
Punkt feststellen muss, dass sie leider in diesem
Fall verloren hat.

(Beifall DIE LINKE)

Ich will noch ein bisschen was zur Haushaltspolitik
sagen. Bodo Ramelow hat schon sehr viel dazu ge-
sagt, auch, wohin wir wollen. Die CDU hat 16 Milli-
arden Schulden hinterlassen.

(Zwischenruf Abg. Primas, CDU: ... hätten …
doch gar nicht aufwenden müssen. Reden
Sie nicht dummes Zeug! )

(Unruhe CDU)

Die CDU hat eine kommunale Finanzstruktur hinter-
lassen, die einfach fatal ist. Wir haben über
100 Gemeinden, die keinen Haushalt haben; wir
haben 400 Gemeinden, die nur durch den Rückgriff
auf ihre Rücklagen einen Haushalt aufstellen konn-
ten; wir haben 200 Gemeinden ohne Rücklagen
überhaupt; wir haben 60 Gemeinden in einer sehr
prekären Finanzsituation und all das hat die CDU
gemacht.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dafür, dass die Kommunen kein Finanzproblem ha-
ben, war es schon erstaunlich, dass Sie im vergan-
genen Jahr 136 Millionen Euro einfach mal so an
die Kommunen geben wollten.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN: Es war Landtags- und
Kommunalwahl!)

Weiter zur Haushaltspolitik: Jetzt kann man sagen,
das Schuldenaufbauen in den letzten Jahren hat
Sinn gemacht, weil Infrastruktur aufgebaut werden
musste usw. Aber ich will mal kurz erwähnen, was
in der Zeit von Mike Mohring als finanzpolitischem
Sprecher und Fraktionsvorsitzendem bzw. in den
90er-Jahren an Entscheidungen hier anstand. Wir
hatten eine Pilz-Affäre, das sagt dem einen oder
anderen noch etwas, wir sprachen über Spaßbä-
derförderungen, die uns bis heute nicht loslassen,
wir sprechen über Altlasten daraus in den Folgejah-
ren von über 90 Millionen Euro, über Flugliniensub-
ventionen, über Fahrgastzahlenmanipulation usw.
Wir haben eine Spielbank, zu der ein Untersu-
chungsausschuss geführt worden ist. Wir hatten
Trennungsgeldaffären. Die kleinteilige Thüringer
Verwaltungsstruktur mit einem dreistufigen Verwal-
tungsaufbau kostet uns heute noch sehr viel Geld.
Es wurde die Privatisierung von Krankenhäusern in
Größenordnungen gefördert. Wir haben den Maß-
regelvollzug privatisiert bekommen. Wir haben ein
üppiges Beauftragtenwesen. Ich sage nur Richtung
Polizei, es ging um die Polizeiausstattung, um Hub-
schrauber in doppelter Ausführung; wir diskutieren
über Polizeifahrzeuge und nicht zuletzt über ein
Sondervermögen zur Verbesserung wasserwirt-
schaftlicher Strukturen, das 2009 ein Wahlge-
schenk an die Thüringerinnen und Thüringer war,
um überhaupt noch eine Wahl gewinnen zu kön-
nen. Das ist eine milliardenschwere Last, die immer
noch auf dem Haushalt liegt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)
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So könnte ich das fortführen. Aber eins wird, glaube
ich, deutlich: Von finanzpolitischer Verantwortung
kann bei der CDU nicht die Rede sein.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir haben Jahr für Jahr in den Landeshaushalten
150 Millionen Euro gefunden, die irgendwo geparkt
waren für was weiß ich für Geschenke, siehe
136 Millionen Euro. Nur einen Blick auf Branden-
burg: Brandenburg hat den vergangenen Haushalt
mit dem höchsten Überschuss aller Bundesländer
überhaupt beschlossen, und das, liebe Kolleginnen
und Kollegen, mit einem Linken-Finanzminister.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ein Beispiel will ich hier noch sagen, dass ich, was
die Kommunen und Gemeinden angeht, überhaupt
nicht aus einer linken Perspektive spreche. Es ist
der CDU-Bürgermeister in Hildburghausen, der
nach dem sanierten Haushalt, von Steffen Harzer
übergeben, jetzt damit beginnt Kredit aufzunehmen,
weil er einfach nicht mehr den Haushalt zube-
kommt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Insofern wird auch an diesem Punkt deutlich, wie
sehr wir in der Pflicht sind, die kommunale Familie
finanziell besserzustellen.

Und wenn es darum geht – nur als Stichwort: die
Abschaffung der V-Leute –, das Kritisieren der Ver-
änderung der Sicherheitsarchitektur in Thüringen,
dann kann ich nur sagen, dann macht an diesem
Punkt die Koalition alles richtig, weil wir in diesem
Punkt tatsächlich Konsequenzen aus dem NSU-
Terror ziehen, die anders nicht sein können und wo
wir den Mut haben müssen, in Thüringen diesen
Schritt zu gehen, und wir werden das tun.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nur mal eine kleine Anmerkung am Rande: Wenn
Mike Mohring vom „Buckeln vor der Kanzlerin“
spricht, dann hat das …

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Das ist gut!)

Gut, ich brauche gar nicht weitersprechen. Das ist
angekommen.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, eines wird
sehr deutlich in dieser ersten Regierungserklärung
der rot-rot-grünen Koalition: Bereits nach wenigen
Tagen haben wir damit begonnen, eine neue Form
des Umgangs mit dem Parlament auf den Weg zu
bringen. Das Gesagte steht für Offenheit und Mit-

einander und auch ich kann Sie an dieser Stelle,
die diese Koalition kritisieren, nur dazu auffordern,
uns darin zu begleiten, eine neue politische Kultur
für das Parlament, aber auch für Thüringen auf den
Weg zu bringen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Gentele, AfD: Das sehe
ich am Büro!)

Das inhaltliche Kernelement der Regierungspolitik
besteht in der demokratischen, sozialen und ökolo-
gischen Modernisierung. Dass die CDU das nicht
verstehen kann, das ist mir vollständig klar, weil sie
nicht für demokratisch, sozial, modern und ökolo-
gisch steht. Aber diese Koalition wird eine solche
Politik auf den Weg bringen und Bodo Ramelow hat
dazu eingeladen, diese Zukunftsprojekte, die wir
heute benannt bekommen haben, konstruktiv mit-
zugestalten.

Ich muss leider feststellen, dass die CDU-Fraktion
als größte Oppositionspartei gerade nur mit sich
selbst beschäftigt ist.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-Wright,
DIE LINKE: Genau!)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Mit
Wanzen auch!)

Sie behauptet, die politische Mitte Thüringens dar-
zustellen. Allein ihre eigene Mitte hat sie noch nicht
gefunden. Deswegen ist das Bild der CDU in den
vergangenen Wochen, in chaotischer Zerstrittenheit
zu zerfallen, ein sehr realistisches und ich warte die
nächsten Jahre ab, ob überhaupt noch Politikfähig-
keit zu erkennen ist.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Auf jeden Fall!)

Die Bundesvorsitzende musste erst eingreifen, um
die abenteuerlichen Pläne des Fraktionsvorsitzen-
den der CDU über eine Allianz mit Rechtspopulis-
ten zu beenden. Dass auch seine Nichtbundesvor-
standswahl damit zusammenhängt, wissen wir alle.

An dieser Stelle die Grünen aufzufordern, zusam-
men mit der AfD und der CDU für eine Schulden-
bremse im Landtag in der Thüringer Verfassung zu
stimmen, zeigt zum einen, dass die CDU-Fraktion
nicht rechnen kann – das reicht nämlich nicht für
zwei Drittel –, und zum anderen, dass wir uns nicht
darauf verlassen können, dass das Wort zählt, dass
es keine Allianz mit Rechtspopulisten gibt. Der
CDU-Fraktionsvorsitzende muss sich leider auch
fragen lassen, wie viel Wert sein Wort eigentlich
hat, nach dem, was alles inzwischen öffentlich be-
kannt geworden ist.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Da klat-
schen nicht mal Ihre eigenen Leute!)
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Und landesweit mit solchen Negativschlagzeilen in
die Medien zu kommen,

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Da
gibt‘s auch nichts zu klatschen!)

ist mit Sicherheit kein Ruhmesblatt. Manche CDU-
ler liebäugeln nach ganz rechts, gleichzeitig wird
nach außen versucht, immer noch die sture Arro-
ganz der Macht weiterzuführen, was in einer unan-
genehmen Art und Weise kontrastiert, was wir heu-
te von Bodo Ramelow gehört haben. Das steigert
sich in Anstandslosigkeit, die hier nur als rapide
schwindende Souveränität einer ehemaligen Regie-
rungspartei zu verstehen ist.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Der ehemalige Finanzminister Herr Voß –

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Gar nicht mehr da!)

er hat quasi als letzte Amtshandlung 200 Millio-
nen Euro an Rücklagen des Landes sozusagen in
Schuldentilgung gegeben –

(Beifall CDU, AfD)

tut weiterhin so, als wäre der Landeshaushalt seine
Privatschatulle, führt die Politik der CDU fort, Thü-
ringen als ihr Privatgebiet zu betrachten. Das kann
ich an dieser Stelle nur kritisieren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aber ich kann Ihnen auch versprechen, das letzte
Wort hat an diesem Punkt definitiv die neue Regie-
rung und nach einem seriösen Kassensturz, weil
nach Ihrer Politik nicht klar ist, was Sie mit dem
Landeshaushalt gemacht haben, werden wir ent-
scheiden, wie wir weiter vorgehen.

Herr Reinholz hat nicht einmal den Anstand, sein
Ministerium ordnungsgemäß zu übergeben,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und das, liebe Kolleginnen und Kollegen, erinnert
mich schon so ein bisschen an ein bockiges kleines
Kind, dessen Spielzeug abhandengekommen ist.
Das hat nichts mit verantwortungsvoller Politik zu
tun, das hat auch nichts mit Professionalität zu tun
und deswegen muss ich auch ernsthaft daran zwei-
feln, dass es der CDU überhaupt gelingt, den Auf-
trag der Wählerinnen und Wähler zu erfüllen, näm-
lich eine gute Oppositionspartei zu sein.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Aber im Interesse der Thüringerinnen und Thürin-
ger bitte ich Sie, Ihre destruktive Nabelschau zu be-
enden, in die Oppositionsarbeit einzusteigen und

mit uns gemeinsam für die Weiterentwicklung Thü-
ringens zu streiten, gegen Rechtsextremismus und
für eine neue politische Kultur.

Werte Abgeordnete, im Bereich der Arbeitsmarkt-
politik setzt der neue rot-rot-grüne Koalitionsvertrag
wirklich Maßstäbe. Das Konzept der Guten Arbeit
steht im Mittelpunkt.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Für die Koalition bedeutet gute Arbeit, dass sie
auch und gerade im Bereich der geförderten Arbeit
existenzsichernd, selbstbestimmend und gesund-
heitsfördernd sein muss. Die Sicherung der gesell-
schaftlichen Teilhabe ist wesentliches Merkmal gu-
ter Arbeitsmarktpolitik und gute Arbeitsmarktpolitik
ist Teil guter Wirtschaftspolitik. Diesen Gedanken
ist der Koalitionsvertrag in Gänze verpflichtet. Nur
eine kurze Anmerkung: Langzeitarbeitslose in ge-
meinwohlorientierte Beschäftigung zu bringen be-
deutet nicht, in Unternehmen zu kündigen.

(Beifall DIE LINKE)

Unsere Landesregierung wird sich im engen Kon-
takt mit den Sozialpartnern für eine Modernisierung
und Humanisierung der Arbeitswelt einsetzen. Da-
zu zählen die Stärkung des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes, der Einsatz für eine Antistressver-
ordnung, die bessere Vereinbarkeit von Familie und
Beruf sowie für Tarifbindung und gerechte Entloh-
nung. Das Stichwort „Tariftreue und Vergabege-
setz“ ist durch den Ministerpräsidenten ausdrück-
lich erläutert worden. Wir werden die Wirtschaft da-
bei unterstützen, dass ihre Entwicklung auch Spiel-
räume für eine Verbesserung der Situation der Be-
schäftigten zulässt, denn wirkliche Sozialpartner-
schaft nützt den Thüringer Unternehmen und den
bei ihnen Beschäftigten gleichermaßen. Darüber
hinaus müssen und werden wir uns besonders für
diejenigen Menschen einsetzen, die heute noch
von der Erwerbsarbeit und damit auch von gesell-
schaftlicher Teilhabe ausgeschlossen sind.

(Beifall DIE LINKE)

Auch in dieser Hinsicht setzt der Koalitionsvertrag
Maßstäbe. Wir werden das Landesarbeitsmarktpro-
jekt ungekürzt fortführen. Für Menschen mit Behin-
derung werden wir ein Budget für Arbeit ermögli-
chen, um ihnen eine Perspektive jenseits der Werk-
stätten zu eröffnen, sozialversicherungspflichtig und
existenzsichernd.

(Beifall DIE LINKE)

Darüber hinaus ist eine echte Innovation vorgese-
hen und ich freue mich, dass die Linke mit einer Mi-
nisterin wie Heike Werner für ältere Langzeitar-
beitslose endlich das Projekt „Arbeit statt Arbeitslo-
sigkeit“ auf den Weg bringen und finanzieren kann.
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(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das geschieht mittels Passiv-Aktiv-Transfer in ei-
nem mit dem Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales abgestimmten Thüringer Modellprojekt. Wir
freuen uns sehr – Bodo Ramelow hat es schon ge-
sagt –, dass hier bereits viele positive Signale aus
der Bundesagentur für Arbeit vorliegen und uns ei-
ne große Unterstützung zuteil kommt. Wie wichtig
das auch ist, dass wir dieses Programm einführen,
zeigen die Zahlen. 49 Prozent der Arbeitslosen-
geld-II-Beziehenden in Thüringen erhalten seit
vier Jahren oder länger ohne Unterbrechung diese
Leistung, weil sie keinen Arbeitsplatz finden. Es ist
natürlich illusorisch zu glauben, dass diese Men-
schen zeitnah auf den genannten ersten Arbeits-
markt vermittelt werden können. Aber auch für sie
braucht es ein entsprechendes Angebot, um gesell-
schaftliche Teilhabe zu gewährleisten. Unser Mo-
dellprojekt eines öffentlichen Beschäftigungssektors
wird hier einen wichtigen Einstieg liefern, um Men-
schen in freiwillige, gesellschaftlich notwendige,
existenzsichernde und sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung zu integrieren.

Wir müssen, liebe Kolleginnen, jungen Menschen
endlich eine Perspektive in Thüringen bieten.

(Beifall DIE LINKE)

Das ist sowohl ein Gebot der Zukunftssicherung als
auch für die Zukunftsfähigkeit unserer Wirtschaft,
gerade wenn es um die Sicherung des Fachkräfte-
bedarfs geht. Deshalb steht diese Koalition auch für
einen guten Umgang und Übergang von der Schule
in den Beruf und für gute Ausbildung, mit flächen-
deckenden und praxisnahen Angeboten der Berufs-
orientierung, mit einer besseren Verzahnung von
Jugendberufshilfe und weiteren sozialen Unterstüt-
zungsformen, mit dem Ausbildungssystem und mit
einer Verbesserung der Ausbildungsbedingungen.

An dieser Stelle möchte ich wirklich darauf hinwei-
sen, was wir im Koalitionsvertrag aus meiner Sicht
auch zukunftsweisend auf den Weg bringen wer-
den, nämlich ein sogenanntes Azubiticket. Ähnlich
dem Semesterticket für Studierende wollen wir da-
mit ein preiswertes Angebot für Auszubildende
schaffen und gleichzeitig die Erreichbarkeit der Be-
rufsschulen verbessern.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dabei werden die Kammern natürlich einbezogen.
Aber es ist auch klar, dass von einer stärkeren Mo-
bilität von Auszubildenden die Auszubildenden als
auch die Unternehmen, aber auch andere profitie-
ren.

Es ist bereits ausgeführt worden, dass in den
nächsten Jahren auch unsere Infrastrukturprojekte
eines neuen Augenmerks bedürfen. Neben den

Großprojekten wie dem ICE-Knoten Erfurt, der uns
als Europadrehkreuz vor ganz neue Herausforde-
rungen stellt – der Ministerpräsident hat da schon
einschlägige Vorstellungen unterbreitet –, und den
bereits anvisierten Straßenbauprojekten werden wir
auch den Regionalverkehr viel stärker in den Blick
nehmen, als das bisher der Fall war. Er ist für die
Lebensqualität im ländlichen Raum, zu dem große
Teile Thüringens gehören, unerlässlich. Zielführend
ist hierbei der Verkehrsverbund mit der Verknüp-
fung von Schiene und Bus. Neue Modelle wie ein
Express-Busnetz können die Attraktivität solcher
Angebote erhöhen.

(Beifall DIE LINKE)

Wir halten Gespräche mit der Bahn für nötig, um
nicht ganze Regionen, wie beispielsweise Ostthü-
ringen, vom Fernverkehr abzukoppeln.

(Beifall DIE LINKE)

Die Mitte-Deutschland-Strecke ist die am meisten
frequentierte in Thüringen. Perspektivisch setzen
wir auf eine höhere Taktfrequenz. Neben dem Aus-
bau und der Verbesserung der ÖPNV-Angebote
gehört auch die Förderung einer nachhaltigen Mo-
bilität und damit die Unterstützung CO2-armer An-
gebote zu unseren Aufgaben. Zur Absicherung der
Umsetzung unseres Nachhaltigkeitszieles ist gera-
de im Hinblick auf die Substanz der Verkehrswege
und die dafür notwendigen finanziellen Aufwendun-
gen festzuhalten, dass es vermehrt um Straßener-
halt statt um Straßenneubau gehen muss. Mit einer
noch stärkeren Berücksichtigung des Radverkehrs
bei Straßenbaumaßnahmen wollen wir eine nach-
haltige und bedarfsgerechte Absicherung von Mobi-
lität unterstützen.

Die Kommunen wollen wir beim Lärmschutz und in
der Verkehrssicherheit unterstützen und koordinier-
te Maßnahmen entwickeln. Uns ist es besonders
wichtig, Mobilität für alle – ob jung, ob alt, ob ge-
sund, ob gebrechlich – zu sichern. Dazu gehört
selbstverständlich die Barrierefreiheit.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich bin mir sicher, dass die zuständige Ministerin
Birgit Keller zu all diesen Fragen sehr zügig voran-
kommen wird und im Landtag von den Erfolgen der
Regierung in dem Punkt berichten kann.

In der Bildungspolitik hat Mike Mohring vorhin sehr
deutlich gemacht, dass er einfach weit weg von ei-
ner emanzipatorischen Bildungspolitik ist, die alle
mitnimmt und die Chancengerechtigkeit für alle öff-
net.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

In der Bildungspolitik tritt die Koalition an, um Bil-
dungsgerechtigkeit in Thüringen zu verbessern.
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Erst die neuesten Zahlen zeigen, dass wir regional
als auch sozial schwerwiegende Unterschiede ha-
ben, was Bildungschancen angeht. Dazu werden
der systematische Ausbau des längeren gemeinsa-
men Lernens bei Garantie aller Schularten – was
sich definitiv nicht ausschließt – mit multiprofessio-
nellen Teams und die Verstetigung der Schulsozial-
arbeit beitragen. Mit einem neuen Personalsteue-
rungsmodell und der Neueinstellung von mindes-
tens 500 Vollzeitlehrkräften pro Jahr werden wir er-
reichen, dass Thüringen aus dem Mittelfeld der Bil-
dungsgerechtigkeit auf einen Spitzenplatz gelangt.

(Beifall DIE LINKE)

Das von der Landesregierung inzwischen angebo-
tene Bündnis für gute Schule – und da bedanke ich
mich bei Dr. Birgit Klaubert – unterstützen wir auch
als Fraktion und als Regierungskoalition ausdrück-
lich. Wir setzen uns noch dazu dafür ein, dass wir
endlich, auch was das Thema Inklusion angeht, zu
einer Qualitätsoffensive kommen, die alle mitnimmt
und die Bedingungen entsprechend schafft.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, in der Gesundheits- und
Pflegepolitik werden wir die Gesundheitsversor-
gung in Thüringen qualitativ stärken, auch um den
Herausforderungen des demografischen Wandels
wirksam zu begegnen. Dabei halten wir Krankheits-
prävention und Gesundheitsförderung für beson-
ders wichtig. Es gilt, die Versorgungsangebote an
die sich wandelnden Bedürfnisse der Bevölkerung
anzupassen und zum Beispiel neue Modelle der
sektorenübergreifenden Versorgung zu unterstüt-
zen. Wir wollen eine möglichst wohnortnahe Patien-
tenversorgung gewährleisten. Wichtige Elemente
sind die Errichtung von medizinischen Versor-
gungszentren im ländlichen Raum durch Kommu-
nen, Krankenhausträger, kassenärztliche Vereini-
gungen oder niedergelassene Ärztinnen und Ärzte
sowie der Ausbau der schon bestehenden MVZs.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bodo Ramelow
hat … Einen Moment.

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Der Hund At-
tila hilft bei der Suche!)

Bodo Ramelow hat zuerst immer recht.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Genau!)

(Unruhe CDU)

Sehr geehrte Kollegen, Bodo Ramelow hat die Not-
wendigkeit der Aufarbeitung von in der DDR began-
genem Unrecht in der Regierungserklärung aus-
drücklich betont und erwähnt.

Ich erkläre hier für die Partei Die Linke und die
Fraktion Die Linke, dass wir das genauso sehen,
und ich verweise auf die hohe Zustimmung von

94 Prozent zum Koalitionsvertrag in unserer Basis-
befragung, der in dieser Frage eindeutig ist.

(Beifall DIE LINKE)

Ich frage mich auch, wo Sie leben, Herr Mohring.
Weder Gregor Gysi noch Bodo Ramelow waren
Mitglied der SED-Nomenklatura. Sie ignorieren voll-
kommen, dass die 2,3 Millionen SED-Mitglieder
heute auch in anderen Parteien zu finden sind –
auch bei Ihnen.

(Zwischenruf Abg. Henke, AfD: Das stimmt
jetzt aber nicht!)

Sie ignorieren, dass es auch in der SED, vor allem
an der Basis, aber auch einzelne Verantwortungs-
träger und Kräfte gab, die die Machtarroganz der
Führung abgelehnt haben,

(Beifall DIE LINKE)

die gehofft haben, dass in der DDR ähnlich wie in
der UdSSR unter Gorbatschow ein tief gehender
Reform- und Demokratisierungsprozess beginnt
und die deswegen auch in den Konflikt gegangen
sind.

(Beifall DIE LINKE)

Sie ignorieren, dass sich unsere Vorgängerpartei
PDS bereits mit ihrer Verantwortung für das Schei-
tern der DDR und ihre demokratischen Defizite tief
gehend auseinandergesetzt hat – von der Entschul-
digung bei den Bürgerinnen der DDR auf dem Son-
derparteitag im Dezember 1989 über die Aufarbei-
tung des Stalinismus in der SED-Geschichte bis hin
zum Parteibeschluss der Hauptverantwortungsträ-
ger und vielen Diskussionen an der Basis.

Sie ignorieren, dass 25 Jahre nach dem Mauerfall
längst viele Menschen in der Linken Politik machen,
die in ihrer Biografie überhaupt keine Anknüpfungs-
punkte zur SED und ihrer Politik haben.

Schließlich ignorieren Sie, dass auch die CDU mit
Verantwortung in der DDR getragen hat.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Sehr gut!)

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und Sie ignorieren, dass Sie als Partei oder dass
die CDU als Partei gelten muss, die nicht unbedingt
den Wandel in der DDR mit vorangetrieben hat.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

An dieser Stelle bin ich ausdrücklich dankbar für
unseren sehr eindeutigen Koalitionsvertrag, der klar
benennt, was das DDR-Unrecht angerichtet hat,
und über die Maßnahmen, die wir bisher von einer
Thüringer Landesregierung gesehen haben, auch
die Aufarbeitung von DDR-Unrecht vorantreiben
wird. Lassen sie mich mit dem Thema enden, das
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mich durchaus befremdet. Ich weise es ausdrück-
lich als parteipolitisch motiviert zurück, dass ge-
droht wird, dass die Thüringer Sicherheitsbehörden
nicht mehr die Zusammenarbeit mit anderen Bun-
desländern finden, weil wir die wichtigen und kon-
kreten Schlussfolgerungen aus dem NSU-Terror
ziehen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. Emde, CDU: Ich dachte,
Sie geben jetzt einen positiven Ausblick!)

Diese Koalition wird es nicht zulassen, dass der
NSU-Terror kleingeredet wird. Wir werden weiter
für Aufklärung sorgen und wir werden an diesem
Punkt auch klar benennen, dass es für uns ein Ver-
brechen ist, was in die Thüringer Geschichte einge-
gangen ist und das man in seiner Gänze betrachten
muss. Das bedeutet auch einen klaren Kampf ge-
gen Rechtsextremismus an der Wurzel und mit die-
sen Worten bedanke ich mich.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Das Wort hat jetzt Abgeordneter Höcke, Fraktion
der AfD.

(Beifall AfD)

Abgeordneter Höcke, AfD:

Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Lieber Ministerpräsident Ramelow, auf der Ein-
ladung zum heutigen Plenum stand, dass wir heute
eine Regierungserklärung hören würden.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Wir haben eine gehört!)

Ich habe heute nur eine Regierungsvorlesung ge-
hört.

(Beifall AfD)

Sie sind sicherlich in Kenntnis über § 28 Abs. 1 der
Geschäftsordnung dieses Hohen Hauses. Das war
keine Meisterleistung, das sage ich Ihnen mal als
Anfänger,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Heiterkeit DIE LINKE)

weil Ihr Ruf als exzellenter Rhetoriker Ihnen eigent-
lich vorausgeeilt ist. Ich hoffe, dass Sie irgendwann
dann auch wieder den Standard liefern können, den
ich von Ihnen erwarte.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Politikum!)

Ansonsten können Sie froh sein, dass Ihre Kolle-
gen, sowohl auf den Abgeordnetenbänken als auch
auf der Regierungsbank, während Ihrer Erklärung
ausgiebig auf ihren Smartphones gedaddelt haben,

(Zwischenruf Taubert, Finanzministerin: Das
ist ja unverschämt!)

sonst wären wahrscheinlich die Köpfe auf das Holz
geschlagen und einige Nachrücker hätten sich
startklar machen müssen, sehr verehrte Damen
und Herren.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das einzig Gute daran,
dass Sie jetzt da stehen können, ist, dass Sie
die Schüler nicht mehr ertragen müssen!)

Ja, jetzt beruhigen Sie sich mal wieder! Ganz ruhig!
Ich möchte gerade noch was zur Form sagen. Ich
bedauere es außerordentlich, dass das Rumgedad-
del auf Smartphones auch in diesem Hohen Haus
Einzug gehalten hat.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das möchte ich mal ganz deutlich betonen, weil ich
denke, dass es der Würde dieses Hauses nicht an-
gebracht ist. Ich habe in meiner Fraktion angeraten,
die Benutzung der Technik während des Plenums
einzustellen, weil es mir als Respekterweisung vor
dem Hohen Haus dient, und wir möchten auch die-
ses Zeichen setzen, dass wir die Würde dieses Ho-
hen Hauses gewahrt wissen wollen.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Dann
setzen Sie sich!)

Ich habe aus der Presse erfahren, dass ich in den
letzten Plenarsitzungen rumgepöbelt hätte.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das haben Sie!)

Ja, gut.

Wenn das so ist, dann möchte ich darüber mein
Bedauern ausdrücken. Ich möchte das wirklich tun.
Ich möchte mein Bedauern ausdrücken, weil ich tat-
sächlich ein Mensch bin, der auf Ausgleich ange-
legt ist.

(Zwischenruf Abg. Mühlbauer, SPD: Der war
gut!)

Nein, der war nicht gut, das ist so.

Das heißt nicht, dass ich in der politischen Ausein-
andersetzung nicht auch deutlich werden will. Alles
andere wäre Lebenszeitverschwendung und das
muss ja nicht sein.

Ich möchte aber auch mal auf den Gebrauch des
Zwischenrufs aufmerksam machen und darauf hin-
weisen, dass wir in den letzten Jahren und Jahr-
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zehnten leider eine deutliche Qualitätsabsenkung
konstatieren müssen, was den Gebrauch des Zwi-
schenrufs angeht.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich würde mich freuen, wenn wir wiederum die
Würde des Hohen Hauses auch dadurch erhalten
könnten, dass wir intelligent und sicherlich platziert
einen Zwischenruf landen, aber vorher vielleicht
doch mal nachdenken. Das würde mich freuen. Ich
weiß, dass meine Kollegen in der AfD-Fraktion das
auf jeden Fall so handhaben werden und hier ein
deutliches Zeichen senden werden.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Es gab
keinen Zwischenruf, es hat also nicht ge-
klappt mit dem Nachdenken!)

So, jetzt kommen wir von der Form weg und wollen
auch mal zum Inhalt gehen, denn das ist notwen-
dig, damit das Ding wird. Nicht wahr? So ein klei-
nes Landesparlament wie das unsere – ich bin ei-
gentlich der Meinung, dass es noch weiter verklei-
nert gehört – ist grundsätzlich nicht der Ort, an dem
die großen Dinge besprochen werden dürfen. Aber
ich denke, so ein historisch-politischer Sündenfall
wie die Wahl eines kommunistischen Ministerpräsi-
denten

(Unruhe DIE LINKE)

ist dann schon mal Anlass genug,

(Beifall AfD)

um auch mal grundsätzlich einzuschwenken, Herr
Ramelow.

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident: …
hab ich doch angekündigt!)

Dies nur vorweg. Ich sehe eindeutig eine personel-
le, institutionelle, konstitutionelle Kontinuität Ihrer
Partei, Herr Ramelow, zu den Mauermördern der
SED. Das wird auch überhaupt nicht wegdiskutiert
werden können.

(Beifall AfD)

Ich schließe mich ganz eindeutig der Aussage des
Trägers der Thüringer Verdienstmedaille Reiner
Kunze an, der in einer Anzeige kurz vor der Wahl
sagte: Die Linke ist der „Kokon der kommunisti-
schen Plattform“. Dem möchte ich mich ausdrück-
lich anschließen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

Liebe Genossinnen und Genossen, ich habe Ba-
beuf, Blanqui, Weitling, Marx und Engels gelesen.

(Zwischenruf Abg. Kobelt, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Abg. Korschewsky, DIE LINKE:
Aber nicht verstanden!)

Wir können ja mal die Probe machen in einem in-
ternen Diskurs, Herr Kollege, ob ich es verstanden
habe oder ob Sie es gelesen haben.

Ich kann Ihnen versichern – und hören Sie gut zu –,
dass ich die Kritik der Frühsozialisten und einiger
kommunistischer Theoretiker am Kapitalismus sehr
wohl nachempfinden kann. Ich betone an dieser
Stelle, dass wir den Zustand des gegenwärtigen Fi-
nanzkapitalismus tatsächlich überwinden müssen,
wenn wir unseren blauen Planeten nicht gegen die
Wand fahren wollen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall AfD)

Aber ich betone auch, dass die Lösungsansätze
der Sozialisten und Kommunisten keine sind. Der
Kommunismus steht für 100 Millionen Tote im
20. Jahrhundert. Der Kommunismus versucht, das
gleichzuschalten, was nicht gleich ist.

(Beifall CDU, AfD)

Das ist genauso ein großes Verbrechen, wie wenn
man das Ungleiche gleichschalten will.

(Beifall CDU, AfD)

Ich sage – und da bin ich bescheiden als Poli-
tiker –: Die Politik darf den Menschen beim Werden
nur unterstützen. Die Selbstentfaltung der Anlagen
jedes Einzelnen muss vom Einzelnen vollzogen
werden.

(Beifall AfD)

Der ideologische Machbarkeitswahn, Herr Rame-
low, der auch aus Ihrem Koalitionsvertrag spricht,
mündet in eine Erziehungsdiktatur.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Unruhe DIE LINKE)

Sie wollen nicht Ihrem Land dienen, sondern Sie
wollen nur eine Utopie – das ist eigentlich eine Dys-
topie, die ich sehe, keine Utopie – verwirklichen. Ihr
Motto scheint es zu sein – jetzt werde ich ganz kon-
kret, wenn ich den Blick auf Thüringen lenke und
das, was Sie mit unserem Freistaat vorhaben –: Sie
lenken da um, wo Thüringen einigermaßen in der
Spur war, und setzen dort auf Kontinuität, wo bisher
schon vieles falsch gelaufen ist, Herr Ramelow.

(Beifall AfD)

Werfen wir einen Blick auf die Finanzen und die
Wirtschaft: Es ist doch bezeichnend, dass das Ka-
pitel „Nachhaltige Haushalts- und Finanzpolitik“ das
vorletzte des Koalitionsvertrags ist.

(Unruhe DIE LINKE)
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Die Grundlage der politischen Gestaltung wird qua-
si als Beiwerk hinten drangefügt, das sagt doch
schon alles.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Kalich, DIE LINKE: Grund-
lage ist der Mensch!)

Der Mensch steht natürlich immer im Mittelpunkt,
da haben Sie recht.

Sie werden Thüringen in ein finanzpolitisches
Abenteuer stürzen, weil die angekündigten Ausga-
ben absolut unmöglich sind.

Das Einzige, was Sie realistisch gegenfinanzieren,
ist das kostenlose Kindergartenjahr. Das finanzie-
ren Sie dadurch gegen, dass Sie etwas Bewährtes
fallen lassen, nämlich das Landeserziehungsgeld;
dazu später noch einmal mehr.

Es wird weiterhin mit nicht vorhandenen Haushalts-
überschüssen jongliert und es wird auf nicht zuge-
sagte Bundeszuschüsse gesetzt. Ich sage ganz
deutlich, letztlich verbrennt man hier das Holz, an
dem sich unsere Kinder und Enkel noch wärmen
sollen.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Holz ist ein nachwachsen-
der Rohstoff!)

Frau Henning-Wellsow erklärte während der Vor-
stellung des Koalitionsvertrags ganz treffend – ich
zitiere –: „Nicht alles, was wir wollen, ist bezahlbar.“
Recht hat sie, Frau Henning-Wellsow.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Hen-
nig!)

Auf Bundesebene wollen Sie für einen Subventi-
onsabbau eintreten, in Thüringen aber alle verfüg-
baren Mittel abgreifen. Mit diesem Widerspruch im
Gepäck, lieber Herr Ramelow, werden Sie wahr-
scheinlich im Bund nicht weit kommen, auch wenn
die verehrte Kanzlerin Ihnen schon die Hand ge-
schüttelt hat.

(Heiterkeit DIE LINKE)

Es ist gar nicht erkennbar, wo Sie Geld einsparen
wollen. Ob wirklich die Erhöhung der Anzahl der
Staatssekretäre Einsparpotenzial birgt, das wage
ich allerdings zu bezweifeln.

(Beifall AfD)

Und auch die Gebietsreform wird nicht zu Einspa-
rungen führen, wie das Beispiel aus anderen Bun-
desländern zeigt, ganz deutlich zeigt, im Gegenteil,
das Einzige, was Sie den Bürgern zumuten, sind
längere Wege zu den Ämtern. Auch innovative wirt-
schaftspolitische Ideen sucht man in Ihrem Koaliti-

onsvertrag vergeblich. Dafür soll aber die Sozial-
wirtschaft ausgebaut werden, in die Unternehmens-
führung wollen Sie eingreifen und die Subventions-
töpfe öffnen, und das bei 16 Milliarden Schulden.
Herr Ramelow, wie soll das funktionieren?

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Ramelow, Ministerpräsident:
Durch Einsparungen, die wir …)

Die Energiewende, ein wichtiges Thema gerade für
die Grünen in Ihrer Koalition, aber auch für Sie. Die
Energiewende bedeutet für Sie nur Chancen. Die
Kosten der EEG-Umlage und die hohe Staatsquote
führen allerdings zu permanent steigenden Preisen.

(Beifall CDU, AfD)

Dass die Wirtschaft und dass die kleinen, mittel-
ständischen und Handwerksbetriebe unter diesen
ständig steigenden Preisen leiden, das scheint Ih-
nen völlig egal zu sein, liebe Freunde von der rot-
rot-grünen Koalition.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Beifall CDU, AfD)

Und auch dass die Pleite der Geraer Stadtwerke-
Holding maßgeblich, Herr Ramelow, mit dem mas-
siven Eingriff in den Energiemarkt zusammenhängt,
das haben Sie anscheinend überhaupt gar nicht be-
griffen.

(Beifall CDU, AfD)

Das Schlimmste aber ist – und das sage ich jetzt
mal ganz bewusst als Konservativer, dem die Öko-
logie sui generis am Herzen liegt –, das Schlimmste
aber ist, dass Ihre auf Ideologie, Hysterie und Un-
vernunft gegründete Energiewende unserer Natur
schweres Leid zufügt.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das ist rich-
tig!)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Zerstörungswerk der energiepolitischen Trans-
formation, das Sie vorhaben und das Sie hier in
Thüringen forcieren wollen, das wird unsere einzig-
artige Kultur- und Naturlandschaft in einer Weise
verändern, transformieren – das ist ja der beliebte
Begriff, den Sie immer wieder verwenden, wenn Sie
auf Zerstörungswerke nicht wirklich direkt hinwei-
sen wollen –, das wird unsere einzigartige Kultur-
und Naturlandschaft in einer Weise verändern, wie
es die industrielle Revolution nicht zu leisten im-
stande war, Herr Ramelow.

(Beifall CDU, AfD)

(Unruhe SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Sehr
witzig!)
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Zur Innenpolitik. Ich kann Ihnen nur raten:
Missbrauchen Sie die Innenpolitik nicht als ideologi-
sche Spielwiese. Die im Koalitionsvertrag ausge-
wiesenen Veränderungsabsichten sind Ausfluss

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Sie aber
auch!)

– und das ist der gegenteilige Geist von dem, den
Sie immer beschwören – einer Misstrauenskultur.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Kennzeichnungspflicht für Polizisten liefert un-
sere Polizisten und deren Familien Chaoten aus.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Das ist doch völliger Un-
sinn!)

Die neue Definition des Rechtsbegriffs der Gefahr
wird die Beamten noch wehrloser machen. Das ist
vorauszusehen.

(Beifall AfD)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und ich sage ganz deutlich: Die Thüringer Polizei
braucht keine Neuausrichtung. Die Thüringer Poli-
zei leistet sehr gute Arbeit und hat eine der höchs-
ten Aufklärungsquoten dieser Republik, sehr ver-
ehrte Damen und Herren.

(Beifall CDU, AfD)

(Unruhe DIE LINKE)

Sie begründen auch nirgendwo, Herr Ramelow,
welchen Nutzen es hat, in die Polizei verstärkt Men-
schen mit Migrationshintergrund einzustellen.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Wie
Sie das schon aussprechen, das ist wider-
lich, Herr Höcke!)

Entspannen Sie sich! Am besten laufen Sie mal um
das Hohe Haus, das entspannt. Machen Sie ein
bisschen Sport. Ich weiß, Herr Ramelow und liebe
Kolleginnen und Kollegen vom roten Block, ich
weiß, dass Sie das ideologische Ziel haben,
Deutschland abzuschaffen. Das möchte ich hier
mal in aller Deutlichkeit sagen.

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Beifall AfD)

Und ich entgegne Ihnen Ihre ideologische Zielset-
zung mit den Worten der Kanzlerin. Die Bundes-
kanzlerin Frau Dr. Merkel hat gesagt: Multikulti ist
gescheitert, absolut gescheitert.

(Beifall CDU, AfD)

In diesen Kontext passt die Forderung nach einem
Ausländerwahlrecht. Auch sie ist Egoismus pur,

kein Altruismus, wie Sie das vorgeben hier zu pfle-
gen, liebe Freunde vom roten Block.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Wir
sind keine Freunde!)

Sie ist Egoismus pur,

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

denn Sie schielen auf eine wachsende Wähler-
schicht, die Sie mit sozialen Wohltaten bei Laune
halten wollen. Das ist Ihre originäre Zielsetzung.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wahlrecht und Staatsbürgerschaft sind aber un-
trennbar miteinander verknüpft.

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Jeder Ausländer, der dauerhaft in Deutschland und
in Thüringen lebt und der sich hier integriert, hat
selbstverständlich das Recht, dann auch im Ab-
schluss eines gelungenen Integrationsprozesses
die deutsche Staatsbürgerschaft zu erwerben,
selbstverständlich. Selbstverständlich soll er dann
auch wählen dürfen.

(Beifall AfD)

Es ist eine Schande, dass Sie das bewährte Lan-
deserziehungsgeld abschaffen wollen.

(Beifall CDU, AfD)

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Wahlfreiheit
erhalten!)

Sie rauben verantwortungsbewussten Eltern die
Möglichkeit, selbst zu entscheiden, was das Beste
für ihr Kind ist, und ich sage Ihnen, in Thüringen ha-
ben wir überwiegend verantwortungsbewusste El-
tern.

(Beifall AfD)

Alles andere ist eine Misstrauenskultur,

(Beifall CDU, AfD)

die Sie selbstbewusst erziehenden Eltern entge-
genbringen, Herr Ramelow.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Genau!)

Schon die Jüngsten unterwerfen sich staatlichen
Einflussnahmen.

(Unruhe DIE LINKE)

Der Thüringer Bildungsplan von 0 bis 18 Jahre
zeigt den Weg in eine Welt, die das Unterste nach
oben kehrt. Mit Ihrem Ansatz zur Früh- und Hyper-
sexualisierung

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Ich habe es gewusst!)
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rauben Sie Ihren Kindern ihre unbeschwerte Kind-
heit. Und ich sage ganz klar: Wer es wagt, die See-
le unserer Kinder anzurühren, wer es wagt, unse-
ren Kindern ihre Kindheit zu rauben, der muss mit
unserem entschlossenen Widerstand rechnen, lie-
be Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Hören Sie gut zu, Frau Rothe-Beinlich, es wird
noch besser. Auch dem Gender-Totalitarismus, die-
ser Fehlgeburt des Behaviorismus,

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

werden wir die Stirn bieten, sehr verehrte Damen
und Herren.

(Beifall AfD)

Nach der politischen Revolution und der Kulturrevo-
lution versuchen Sie jetzt die anthropologische Re-
volution. Das werden wir zu verhindern wissen.

(Heiterkeit BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

(Beifall AfD)

(Unruhe DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich freue mich ja, wenn Sie sich freuen und endlich
mal wieder aufwachen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. Hauptsache, man kann Ungleiches gleich-
schalten und Bewährtes zerstören, nicht wahr? Das
ist doch Ihre Zielsetzung.

(Unruhe DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich sage auch ganz eindeutig, liebe Freunde vom
roten Block: Was Sie mit Ihrem Körper machen
oder wie Sie sich fühlen oder definieren, das ist mir
völlig egal,

(Zwischenruf Abg. Henfling, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN: Das ist schön!)

aber wenn Sie Ihre perverse Sicht auf die Welt als
allgemeine Erziehungsmaxime

(Unruhe DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

durchsetzen wollen, werden Sie scheitern.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Höcke, ich bitte Sie eindringlich zum wieder-
holten Male, mäßigen Sie sich!

(Zwischenruf aus dem Hause: Ordnungsruf!)

Abgeordneter Höcke, AfD:

Frau Präsidentin, zum wiederholten Male? Das ist
mir gerade nicht zu Ohr gedrungen. Wann haben
Sie mich noch ermahnt?

Vizepräsidentin Jung:

In einer der letzten Sitzungen.

Abgeordneter Höcke, AfD:

In einer der letzten Sitzungen? Danke schön. Aber
dann bitte ich auch, dass Sie ein bisschen für Ord-
nung sorgen, was das Plenum angeht.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Das steht Ih-
nen nicht zu!)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Wenn Sie meckern, krie-
gen Sie noch einen zweiten Ordnungsruf!)

Vizepräsidentin Jung:

Herr Höcke, Sie haben das auch nicht zu kommen-
tieren. Da Sie neu im Plenum sind, sagen ich Ihnen
das jetzt noch mal.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Danke schön.

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hin-
weisen, dass der Gleichstellungsausschuss und die
Einführung dieses Ausschusses Fehler waren.

Vizepräsidentin Jung:

Herr Höcke, darf ich Sie noch einmal unterbre-
chen? Der Abgeordnete Adams möchte Ihnen eine
Zwischenfrage stellen.

Abgeordneter Höcke, AfD:

Nein, keine Zwischenfrage.

Vizepräsidentin Jung:

Gestatten Sie das?

Abgeordneter Höcke, AfD:

Nein.

(Zwischenruf Abg. Pelke, SPD: Klar, weil er
sie nicht beantworten kann. Jetzt halten Sie
doch mal die Klappe!)

Die einseitige Bevorzugung von Frauen allein auf-
grund ihres Geschlechts führt nicht zu einer positi-
ven Diskriminierung, sondern zu einer weiteren ne-
gativen Diskriminierung. Es werden nicht nur exzel-
lente Männer von Führungspositionen ausgeschlos-
sen, sondern auch leistungsstarke Frauen in ver-
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antwortungsvollen Positionen in ihrer Autorität un-
tergraben. Starke Frauen brauchen keine Quote.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Sie müssen es ja wissen!)

Ich beklage hier auch die fehlende Bereitschaft, die
ich im Koalitionsvertrag leider erkennen musste, al-
ler Gefährdung der Demokratie wirksam und mit
Entschlossenheit zu begegnen. Wir unterstützen
den Kampf gegen Extremismus jeder Art.

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Dann schaffen Sie sich ab!)

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Das sagt
der Richtige!)

Obgleich der Bericht des Bundesamts für Verfas-
sungsschutz 2013 von zum Teil hemmungsloser
Gewalt der linksextremistischen Szene spricht und
Linksextremisten im Vergleich zu Rechtsextremis-
ten weit mehr als doppelt so viele Gewalttaten ver-
üben, wird der Kampf gegen die linken Demokratie-
feinde in Ihrem Koalitionsvertrag, man wundert
sich, an keiner Stelle erwähnt.

(Beifall AfD)

Auch wenn Sie nicht nur vom Kampf gegen Rechts-
extremismus sprechen, sondern vom Kampf gegen
rechts – und ich frage Sie mal: Was ist denn gegen
einen Rechtsdemokraten einzuwenden, Herr Ra-
melow?

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Eini-
ges, einiges!)

Dann weiß ich, was dahintersteht. Da steht kein
Kampf gegen Extremismus hinter so einer Begriff-
lichkeit, sondern es steht ein Kampf gegen die bür-
gerliche Welt dahinter. Das ist Ihr Endziel!

(Beifall CDU, AfD)

Jetzt gibt es für dieses einseitig ausgerichtete Lan-
desprogramm noch einmal eine Million mehr, nicht
in der Legislatur, sondern pro Jahr – toll, wunder-
bar –,

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Das
ist auch gut so!)

(Beifall DIE LINKE)

wahrscheinlich mit dem Ziel, nicht vermittelbare und
oftmals dem linksextremistischen Milieu entstam-
mende Politologen und Sozialpädagogen in gut ver-
sorgte Pfründe reinzubringen. Das ist der Hinterge-
danke dieses Programms, sehr verehrte Damen
und Herren.

(Beifall AfD)

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ein Passus im Koalitionsvertrag, Herr Ramelow, hat
mich beeindruckt, der hat mich wirklich beeindruckt.
Ich zitiere aus Ihrem Koalitionsvertrag: „Die Ergeb-
nisse der Landtagswahlen haben neue Gefährdun-
gen der demokratischen politischen Kultur aufge-
zeigt.“

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Ja,
elf Abgeordnete!)

Diese selbstkritische Reflexion macht Hoffnung.

(Beifall CDU, AfD)

Denn bekanntlich ist die Einsicht der erste Schritt
zur Besserung, liebe Freunde.

Die Thüringer haben eine von den Linken geführte
rot-rot-grüne Regierung nicht gewünscht. Darauf
hat Herr Mohring schon hingewiesen. Nur 24 Pro-
zent der Wahlberechtigten haben Ihrer Koalition die
Stimme gegeben. Die drei bürgerlichen Parteien
CDU, AfD und die nicht mehr im Parlament vorhan-
dene FDP waren dort mehrheitlich gewählt worden.

(Zwischenruf Abg. Harzer, DIE LINKE: Eine
Stimme mehr, Sie eine Stimme weniger!)

Sie sind de facto eine Minderheitsregierung – das
sollten Sie immer wissen –, was die Zustimmung
der Thüringer Bevölkerung angeht. Ich bin nach wie
vor überzeugt, Herr Ministerpräsident, dass Ihre
parlamentarische Mehrheit sehr wackelig ist.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Das ist
Mathematik!)

Ihre größte Stütze – und jetzt muss ich auch ein
bisschen Kritik an der CDU-Fraktion mitteilen –,

(Beifall AfD)

das sind im Augenblick Frau Merkel und Herr Tau-
ber. Denn diese beiden haben eine von mir soge-
nannte Merkel-Tauber-Doktrin ausgegeben.

(Unruhe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Ergebnis dieser Merkel-Tauber-Doktrin ist,
dass Frau Merkel und Herr Tauber konstatieren,
dass es indirekt schlimmer ist oder dass es indirekt
bedauerlicher ist

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Wie war das mit der freien
Rede?)

– ja, ich darf mich auch mal verhaspeln –, dass Sie
eher bereit sind, einen kommunistischen Minister-
präsidenten unter Tolerierung von ehemaligen Sta-
simitarbeitern und Stasizuträgern in Thüringern zu
tolerieren als einen CDU Ministerpräsidenten, der
von der Zustimmung der AfD-Abgeordneten ab-
hängt. Das tut uns leid, liebe CDU-Fraktion.

(Zwischenruf Abg. Rothe-Beinlich, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN: Rassismus tut weh!)
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(Zwischenruf Abg. König, DIE LINKE: Oder
von einem Rassisten!)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Kleine
Mathematikschwäche!)

(Beifall AfD)

Auch Ihre Haltung im Rahmen der Koalitionsver-
handlungen lässt bei mir Fragezeichen aufzeigen.
Sie haben beispielsweise in Gesprächen mit der
CDU signalisiert, dass Sie bereit wären, das Lan-
deserziehungsgeld dem Machterhalt zu opfern. Ich
möchte Sie an diesem Beispiel daran erinnern,
dass es Inhalte gibt, dass es Werte gibt, die man
verteidigen sollte, egal, was einem geboten wird
und welche Ziele man hat. Ich ermuntere die CDU:
Versuchen Sie sich an eine alte Wertorientiertheit
der Union wieder heranzuwagen, versuchen Sie
der Beliebigkeit, die der Union leider in den letzten
Jahren in die Knochen gedrungen ist, Herr zu wer-
den und diese abzuschütteln. Ich glaube, gerade
Sie, Herr Mohring, haben vielleicht die Chance, die
Union auf einen Kurs zu bringen, um diese Partei,
diese große, alte Partei, die mal eine gute Vergan-
genheit hatte, die aber mittlerweile etwas unkennt-
lich geworden ist, vielleicht doch wieder zu neuen
Ufern zu führen und ihr eine neue Zukunft zu ge-
ben. Das würde ich mir wünschen, Herr Mohring.

(Beifall AfD)

Die AfD-Fraktion im Thüringer Landtag – mir
schlägt so viel Widerstand entgegen, aber daran
muss ich mich wohl noch weiter gewöhnen. Ich
werde es tun und ich werde das auch leisten kön-
nen. Ich bin ein Mann, der mit allen redet auf der
sachlichen Ebene, mit jedem das Gespräch führt

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Wir
werden mit Ihnen kein Gespräch führen, Ihre
Selbstgefälligkeit nicht weiter bedienen!)

– auch mit Ihnen im Übrigen. Der einzige Aus-
schlussgrund ist, wenn mir mit Gewalt oder mit Be-
leidigung entsprechend begegnet wird. Das wäre
der einzige Ausschlussgrund. Ansonsten bin ich ein
Mann, der zuvorderst in die Politik eingetreten ist,
weil er der Meinungsfreiheit dienen möchte. Diese
Motivation werde ich mir auch behalten.

Die AfD ist eine Fraktion des gesunden Menschen-
verstandes

(Unruhe DIE LINKE)

und wir sind dezidiert antiideologisch. Und wir sa-
gen hier ganz deutlich: Alles das, was dem Interes-
se unseres Landes dient, alles das, was es an In-
halten hier zu beschließen gibt, die auch mit unse-
rem Landtagswahlprogramm in Einklang stehen,
werden wir hier zusammen mit Ihnen beschließen.
Wir werden eine konstruktive Oppositionsarbeit ma-
chen, das versichere ich Ihnen. Ansonsten – und
da spreche ich, denke ich, auch in einer Stimme

meiner Fraktion – sind wir auch nicht böse und er-
warten es auch nicht, wenn diese Legislatur keine
fünf Jahre geht. Ich bedanke mich für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall AfD)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Hey für die
SPD-Fraktion das Wort.

Abgeordneter Hey, SPD:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Frau Prä-
sidentin, sehr geehrter Herr Ministerpräsident, liebe
Besucherinnen und Besucher auf der Tribüne! Sehr
geehrter Herr Höcke, ich bedauere es manchmal
sehr, dass es nicht möglich ist laut Geschäftsord-
nung, mitten in einem Tagesordnungspunkt einfach
mal eine Pause einlegen zu können.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich will auch gar nicht viel auf Ihren Redebeitrag
eingehen, nur so viel möchte ich sagen: Wenn poli-
tische Selbstüberschätzung Rad fahren könnte,
müssten Sie bergauf noch bremsen.

(Heiterkeit DIE LINKE, SPD)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, wir alle haben im politi-
schen Bereich aufregende Wochen in Thüringen
hinter uns, an deren Schlusspunkt die Wahl eines
neuen Ministerpräsidenten stand. Heute befassen
wir uns mit seiner Regierungserklärung und den
Vorhaben einer Koalition, die sich in einem entspre-
chenden Vertrag dreier Parteien wiederfinden.

Jetzt haben wir auch schon einiges gehört über die-
sen Koalitionsvertrag, der die weitere politische Zu-
kunft Thüringens beschreibt, also die Zukunft unse-
res Landes. Wir haben gehört, was Herr Mohring
davon hält, wir haben gehört, was Sie, Herr Höcke,
davon halten. So eine Regierungserklärung ist ja
auch kein Pipifax, um es mal mokant zu sagen.

Ich möchte aber auf die Rede von Herrn Mohring
noch einmal eingehen. Das war ein bemerkenswer-
ter Redebeitrag, ich habe sehr genau zugehört.
Zwei Dinge sind mir aufgefallen. Zunächst haben
Sie hingewiesen auf die Adventsstimmung, die im
Moment hier eigentlich vorherrschen sollte – da ha-
ben Sie recht. Dann haben Sie geschildert, wie gut
Thüringen eigentlich in Deutschland dasteht, das
war gleich zu Beginn Ihrer Rede. Und Sie haben –
das hat mich aufhorchen lassen – vor allen Dingen
den Bereich der Bildungspolitik skizziert. Das war
der Bereich, Herr Mohring, auf den sich Ihre Partei
insbesondere eingeschossen hatte, auch was die
Arbeit von Christoph Matschie betraf, da blieb kein
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Stein auf dem anderen. Die Abteilung Attacke ist da
auf Hochtouren gelaufen und selbst im Wahlkampf
– das muss man sich mal vorstellen – ist gesagt
worden: Nach dem 14. September und damit wir
das alles an Missständen im Bildungsressort auch
wieder abstellen können, werden wir irgendwann
als CDU das Bildungsministerium übernehmen.
Daran kann ich mich noch sehr gut erinnern.

Sie haben auch die wirtschaftliche Entwicklung in
Thüringen gelobt. Auch da sage ich: Ich danke Ih-
nen ausdrücklich dafür, auch das war ein Bereich,
in dem zwei SPD-Minister Akzente gesetzt haben.
Also, ganz so viel falsch gemacht haben, können
wir ja nicht. Ich danke Ihnen aber auch ausdrücklich
für Ihre Worte, Herr Mohring, zur politischen Kultur
in diesem Land oder – wie Sie es auch berechtig-
terweise dargestellt haben – zur Unkultur. Ich wollte
eigentlich gar nicht groß darauf eingehen, aber Sie
haben es selber angesprochen. Das ist auch wich-
tig, weil das, was wir erlebt haben in den letzten
Wochen und Monaten, eigentlich nichts mehr mit
normalem Menschenverstand zu tun hatte, was hier
Kolleginnen und Kollegen auch aus diesem Haus
erdulden mussten an Drohanrufen, an Drohbriefen,
an Mails, an Beleidigungen, an Beschimpfungen
und – Sie selbst haben es auch gesagt – an Sach-
beschädigungen. Ich bin Ihnen dankbar, dass Sie
das hier noch einmal thematisiert haben. Aber, lie-
ber Kollege Mohring, dann muss man sich immer
auch an den eigenen Worten messen lassen. Ich
glaube, in der politischen Debatte, die Sie auch
heute hier geführt haben, ist es natürlich durchaus
legitim, ist es auch durchaus erlaubt, beispielsweise
zu sagen, dass die Stasi in der Koalition nichts zu
suchen hätte. Das haben Sie hier vorn wörtlich am
Mikrofon gesagt und in die geöffneten Stenoblöcke
hineindiktiert.

(Beifall CDU, AfD)

Aber das hat, lieber Herr Mohring, auch einen Ne-
beneffekt: Es verursacht nämlich bei etlichen Men-
schen Angst, es schürt Vorurteile. Das ist nicht im-
mer gut für das politische Klima.

Dazu auch noch ein Wort: Sie haben in Emleben
vor gar nicht allzu langer Zeit direkt vor der Haustür
meiner Heimatstadt bei einer politischen Veranstal-
tung Ihrer Partei vor einem tobenden Saal zu dieser
neuen politischen Konstellation wörtlich gesagt: Wir
werden diese Bande vor uns hertreiben.

(Zwischenruf Abg. Adams, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Hört, hört!)

Ich weiß nicht, lieber Herr Mohring, ob das der rich-
tige Stil ist, solche Worte in einer derart aufgeheiz-
ten politischen Debatte zu benutzen. Das muss ich
auch mal deutlich sagen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Aber zurück zum Thema, es geht ja heute um die
Regierungserklärung des neuen Ministerpräsiden-
ten und um die Ziele, die dort aufgezeigt wurden
und über die sich selbstverständlich auch gern in
ihrer Wegbeschreibung streiten lässt. Deswegen
will ich auch eingangs gern die Frage stellen: Was
ist das für ein Land, in dem wir leben? Wie verste-
hen wir dieses Land? Welche Probleme, welche
Aufgaben haben wir in diesem Land zu lösen? Die
Regierungspartner haben einen Koalitionsvertrag
auf den Weg gebracht, der an die von uns angesto-
ßenen Projekte der letzten Legislatur anknüpft,
aber auch gleichzeitig einen neuen Weg beschrei-
tet. Wir wollen uns auf diesen neuen Weg machen
zu einem Thüringen mit einem Mehr an sozialer Ba-
lance, mit einem Mehr an Chancengleichheit und
einem ausgeprägten ökologischen Bewusstsein.
Das wird nicht leicht, denn schon die Rahmenbe-
dingungen für das Beschreiten dieses Weges sind
kompliziert. Viele Bürgerinnen und Bürger sehen
das neue politische Bündnis teilweise skeptisch, auf
alle Fälle aber mit sehr hohen Erwartungen. Für un-
sere gemeinsame Arbeit müssen genau deshalb
nach außen und nach innen die Prinzipien der
Transparenz und des gegenseitigen Respekts gel-
ten, aber wir müssen vor allem auch sehr sensibel
gegenüber den Bedürfnissen der Wählerinnen und
Wähler sein. Über alldem steht ein enormes Maß
an Vertrauen unter uns Bündnispartnern, denn nur
wenn das gegeben ist, wird Rot-Rot-Grün auch
fünf Jahre lang funktionieren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dies ist auch ein Teil der neuen politischen Kultur,
deren Erwartungen wir erfüllen möchten. Ein guter
Umgang miteinander zeugt von Respekt, Gleichbe-
rechtigung und ist gleichzeitig das Fundament einer
erfolgreichen Zusammenarbeit. Ich sage das hier
ganz deutlich, meine sehr geehrten Damen und
Herren: Wir sind hier keine Koalition von Partnern
zweiter oder dritter Klasse, wir sind hier gleichbe-
rechtigt in dieses Bündnis gestartet.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Zu dem neuen Politikstil unseres Bündnisses ge-
hört auch ein integrativer Ansatz, der sich auf alle
Politikfelder auswirken wird. Ich nenne zum Beispiel
die Asyl- oder die Migrationspolitik oder auch die
Gleichstellungs- oder die Arbeitsmarktpolitik. Mit
Recht haben die Menschen draußen im Land Hoff-
nungen, die sie an die Politik richten. Eine dieser
Hoffnungen und eine dieser Erwartungen ist die,
dass die soziale Balance und der Zusammenhalt in
unserer Gesellschaft gestärkt werden. Es ist ja
nicht unbekannt, dass der Abstand zwischen Arm
und Reich immer größer wird – auch in unserer Ge-
sellschaft, auch in Thüringen. Zugleich verzeichnen
wir einen derzeit latenten Drift zu politisch extrem
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rechtsorientierten Organisationen und Gesinnungs-
gemeinschaften, der stetig zunimmt. Wir werden
fast täglich Zeugen von rassistischen, antisemiti-
schen, fremdenfeindlichen, aber auch verstärkt an-
timuslimischen Äußerungen. Ich will nur auf eines
hinweisen – das hat vorhin auch in der Debatte ei-
ne Rolle gespielt und da wurde es sehr unruhig hier
im Haus –: Anfang dieser Woche diskutiert der Zen-
tralrat der Muslime über eine Mitverantwortung der
Politik Deutschlands und seiner Länder am Erstar-
ken dieser Anti-Islam-Bewegung Pegida, und wäh-
rend das noch leidenschaftlich diskutiert wird, mei-
ne Damen und Herren, schwafelt man schon wie-
der insbesondere in einem benachbarten Bundes-
land davon, die deutsche Sprache in Familien mit
Migrationshintergrund quasi pflichtgemäß sprechen
zu müssen. Das macht mich nachdenklich,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

insbesondere, wenn das aus einem Bundesland
kommt, wo teilweise Dialekte gesprochen werden,
die allenfalls auch nicht viel mit der deutschen
Sprache zu tun haben.

(Heiterkeit DIE LINKE)

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Klar ist, es müssen weitere Schritte getan werden,
um Ängste und Vorurteile gegenüber Migranten
und Flüchtlingen abzubauen. Wir müssen uns dafür
einsetzen, ein friedliches und tolerantes Miteinan-
der aller Bevölkerungsgruppen zu ermöglichen.
Das heißt, Menschen, die vor Terror, Krieg oder po-
litischer Verfolgung aus ihrer Heimat geflohen sind,
dürfen wir nicht brüsk abweisen. Diesen Menschen
müssen wir mit Respekt und Fürsorge begegnen
und ihnen Schutz gewähren. Das gebietet uns un-
ser Anstand gegenüber den Verfolgten und Vertrie-
benen und ist zudem Ausdruck unseres demokrati-
schen und sozialen Wertesystems. Ich sage das
auch sehr bewusst im Hinblick auf die jüngst be-
kannt gewordenen Vorgänge zum Beispiel auch in
Thüringer Behörden wie in Sömmerda. Ein Zeichen
für unseren Willen, die Situation für die Flüchtlinge
in Thüringen deutlich zu verbessern, ist der Be-
schluss des Kabinetts zum Winterabschiebestopp,
der bereits in der 2. Sitzung getroffen wurde.

Unser Engagement gegen Extremismus und für zi-
vilgesellschaftliches Engagement haben wir schon
durch das Landesprogramm für Demokratie,
Weltoffenheit und Toleranz gezeigt. Diesen Ansatz
wollen wir auch in dieser neuen Koalition weiterfüh-
ren. Dieses Landesprogramm wird nämlich um
1 Million Euro pro Jahr aufgestockt und bekommt
eine klare Ausrichtung in der Bekämpfung des
Rechtsextremismus.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das bedeutet für uns auch, dass wir gemeinsam
mit allen Fraktionen hier im Hohen Haus die Konse-
quenzen aus der Aufarbeitung der NSU-Verbre-
chen ziehen. Thüringen steht – wir haben das auch
schon in den Reden meiner Vorredner gehört – in
einer besonderen Verantwortung, weiter an der
Aufarbeitung der Verbrechen des Terrornetzwerks
NSU mitzuwirken. Darum wollen wir die Ergebnisse
und Empfehlungen des Untersuchungsausschus-
ses – der komplette Name war „Rechtsterrorismus
und Behördenhandeln“ – konsequent umsetzen, die
parlamentarische Untersuchung auch weiter fort-
führen, die Thüringer Sicherheitsbehörden in die
Lage versetzen, Rechtsextremen mit einem konse-
quenten, repressiven Vorgehen zu begegnen. Alle
rechtlich zulässigen und geeigneten Mittel sollten
dazu ausgeschöpft werden.

Wenn ich eben gesagt habe, dass die Schere zwi-
schen Arm und Reich auseinandergeht, dann müs-
sen wir auch darüber reden, wie es auf dem Ar-
beitsmarkt aussieht. Dort gibt es gravierende Fehl-
entwicklungen in unserer Republik. Ursache dafür
sind zum Beispiel die sogenannten prekären Be-
schäftigungsverhältnisse, aber darunter könnte
man auch ganz viele andere Dinge subsumieren.
Wir haben bereits in der letzten Legislatur mit ge-
zielten Maßnahmen für gute Arbeitsbedingungen –
wie das von uns initiierte Vergabegesetz – entge-
gengesteuert. Mit einer ganzheitlichen Betrachtung
ist es natürlich auch wichtig, bestimmte Leitlinien
fortzuführen und neue Ansätze anzuwenden. Das
ist eben bei diesem Thema „Gute Arbeit“ nicht nur
sehr gut möglich, das ist auch dringend erforderlich.
Denn das Thema „Gute Arbeit“ ist im Kern nicht nur
aktive Wirtschaftspolitik, die als Resultat ihrer politi-
schen Gestaltung bessere Bildung und Ausbildung,
Forschung und Infrastruktur, aber genauso durch
eine bessere Finanzausstattung der Städte und Ge-
meinden Arbeitsplätze schafft und auch sichert. Zu
den konkreten Maßnahmen, für die wir in dieser
Regierung stehen, zählen dabei vor allem die Fort-
führung des Landesarbeitsmarktprogramms „Arbeit
für Thüringen“, die Fortführung der Programme TI-
ZIAN und ThINKA, die Menschen in schwierigen
Lagen Unterstützung bieten, aber auch die bessere
Integration von Menschen mit Behinderung in den
ersten Arbeitsmarkt.

Wenn wir über Bildung, über Fortbildung gespro-
chen haben, dann heißt das auch, dass es unser
Ziel sein muss, dass jeder Schüler und jede Schü-
lerin einen Abschluss in der Tasche hat. Um dies
sozial Benachteiligten zu ermöglichen, sind wir froh,
dass sich die neue Landesregierung entschlossen
hat, die Schulsozialarbeit weiter zu fördern und ge-
setzlich festzuschreiben.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)
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Unsere bisherigen Bemühungen, Kindern und Ju-
gendlichen die bestmögliche Schulbildung zu bie-
ten, setzen wir fort, denn gleiche Chancen auf den
Zugang zu Bildung sind ein sehr hohes Gut. Dazu
gehören zum einen auch die Ausweitung des Ein-
stellungskorridors für Nachwuchspädagogen auf
jährlich 500 Vollzeitstellen und die Schaffung einer
Vertretungsreserve, um Unterrichtsausfall so viel
wie irgend möglich minimieren zu können. Dazu
zählt der Ausbau der Thüringer Gemeinschafts-
schule – heute schon heiß debattiert –, die zu ei-
nem flächendeckenden Angebot des langjährigen
gemeinsamen Lernens werden soll.

In der Erwachsenenbildung ist die rasche Verab-
schiedung eines Bildungsfreistellungsgesetzes un-
ser zentrales Projekt. Die Vorarbeiten sind ja hierfür
durch die Sozialdemokraten bereits in der letzten
Legislatur geleistet worden. Damit würde sich Thü-
ringen endlich der übergroßen Mehrzahl der Länder
anschließen und einen gesetzlich verbrieften An-
spruch gewähren. Es würde endlich Zeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn wir also über soziale Balance reden, dann
müssen wir den guten Kurs der Arbeitsmarkt- und
Wirtschaftspolitik für Thüringen fortführen. Dazu ge-
hört die Förderung eines starken Mittelstandes und
des Unternehmergeistes, der mit Unterstützung von
Gründerinnen und Gründern erreicht werden kann.
Also zählen wir darunter Maßnahmen wie die Stär-
kung der Kreativwirtschaftsbranche als Quer-
schnittsbranche, eine Unternehmensförderung mit
vollumfänglicher Finanzierung durch das Land –
auch das ist heute schon dankenswerterweise an-
gesprochen worden. Sämtliche Instrumente der
Wirtschaftsförderung, die teilweise mit Mitteln des
Bundes oder der Strukturfonds EFRE und ESF fi-
nanziert werden, werden nun vollumfänglich mit
Landesmitteln komplementär finanziert.

Mich haben viele Menschen gefragt, was denn der
neue Zuschnitt des Wirtschaftsressorts bedeuten
soll, also diese Zusammenführung des Wirtschafts-
bereichs mit dem Bereich der Hochschulpolitik. Da-
bei ist es eigentlich ganz simpel: Unsere Hoch-
schulen leisten in Forschung und Lehre eine gute
Arbeit. Gemeinsam mit unseren Unternehmen kann
also hier vor Ort eine intensive Verzahnung entste-
hen, die kompetente und fähige Köpfe in Thüringen
hält und nach Thüringen an unsere Hochschulen
und später auch in die Unternehmen ziehen kann.
Es geht um das Know-how und wie unsere Wirt-
schaft dieses Know-how nutzen kann. Und es geht
auch darum, Neugründungen vorrangig in wis-
sensintensiven und gut bezahlten Bereichen zu för-
dern. Ein erster Anreiz ist natürlich die frühe Würdi-
gung der wissenschaftlichen Tätigkeit. Deshalb ha-
ben wir uns auf ein Maßnahmenpaket – das heißt:
„Gute Arbeit in der Wissenschaft“ – geeinigt, das

zur Entspannung der Lage für diejenigen führt, die
in der Forschung und Lehre tätig sind.

Ein zentrales Anliegen unserer Hochschulpolitik ist
der Erhalt und die Weiterentwicklung der Thüringer
Hochschullandschaft. Die Koalition bekennt sich
ohne Einschränkung zu den bestehenden Hoch-
schulen des Freistaats an ihren jetzigen Stand-
orten. Fusions- und Streichdebatten wird es mit uns
nicht geben. Wir werden vielmehr dafür Sorge tra-
gen, dass die unter sozialdemokratischer Federfüh-
rung entstandene Hochschulentwicklungsplanung,
also die „Hochschulstrategie Thüringen 2020“, nun
auch umgesetzt wird und die Hochschulen nach
den Vorgaben des Wissenschaftsrats in den kom-
menden Jahren ausfinanziert werden.

Ein neues Denken und einen neuen Umgang ver-
folgt die Koalition auch im Bereich der ökologischen
und der nachhaltigen Politik. Wir wollen eine grund-
sätzlich andere Politik im Dialog mit Verbänden,
Gewerkschaften, sonstigen Akteuren sowie Betrof-
fenen gestalten.

Überhaupt ist der stetige Dialog eins der wichtig-
sten Instrumente von vorausschauendem Handeln
in allen Bereichen. Deshalb lohnt sich auch ein
Blick auf die Umweltpolitik, in der wir eine Privati-
sierung und eine weitere Zentralisierung der Was-
serversorgung ablehnen und die Thüringer Fern-
wasserversorgung transparent gestalten und ihre
Aufsichtsführung demokratisieren wollen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

So ist auch für einen effektiven und natürlichen
Hochwasserschutz eine überregionale Abstimmung
unverzichtbar. Der Hochwasserschutz folgt der Ma-
xime „Vorsorge vor Nachsorge und Schadensbesei-
tigung“. Das Landesprogramm „Hochwasserschutz“
wird umgehend dahin gehend angepasst. Das ist
unser Verständnis von einem nachhaltigen, vorbeu-
genden Hochwasserschutz und von guter Umwelt-
politik.

(Beifall DIE LINKE)

In was für einem Land, meine sehr geehrten Da-
men und Herren, leben wir eigentlich, habe ich ein-
gangs gefragt. Im Hinblick auf unsere Geschichte
ist es wichtig, dieses Land auch in seiner kulturellen
Vielfalt zu verstehen. Unsere Heimat, also das, was
wir heute als Thüringen bezeichnen, hat in seiner
wechselvollen Historie aus bis zu 30 Residenzen
bestanden. Wenn Sie in einer bestimmten Epoche,
meine Damen und Herren, durch dieses wunder-
schöne Land mit einer warenbeladenen Kutsche
reisten, mussten Sie bis zu 20-mal Zoll zahlen, so
viele einzelne kleine Herzog- und Fürstentümer gab
es damals. Jeder dieser Herzöge hatte eigene Re-
sidenzen, also Burgen und Schlösser, er hatte eige-
ne Gärten, Parks und Orangerien, er besaß eigene
Theater und Orchester. All das ist in Thüringen im-
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mer noch vorhandenen in einer Fülle und in einem
Zustand wie nirgend sonst in Deutschland. Das ist
fantastisch, das ist wunderbar, das ist ein einmali-
ger kultureller Schatz.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb wollen wir diese einzigartige Kulturland-
schaft erhalten und weiter fördern.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Und gleich-
zeitig eine Gebietsreform machen!?)

Das muss allerdings auch gleichberechtigt gesche-
hen und deshalb muss es auch eine gleichberech-
tigte Behandlung der wichtigsten kulturellen Institu-
tionen in Thüringen geben.

(Zwischenruf Abg. Becker, SPD: Sie gehen
nicht unter dabei!)

Ich stehe heute nicht nur als Vertreter einer Koaliti-
on vor Ihnen, sondern auch als Abgeordneter einer
Region, die lange für die Gleichbehandlung zweier
bedeutender Stiftungen gekämpft hat.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das heißt, wenn wir über Leuchttürme reden, dann
ist die Stiftung Schloss Friedenstein Gotha nun
endlich auch im Koalitionsvertrag mit der weiteren
Entwicklung des „Barocken Universums Gotha“ ver-
ankert und sie wird berechtigterweise und endlich
als Einrichtung von nationaler Bedeutung betrach-
tet. Damit sind die beiden Leuchttürme auch klar
genannt: die Stiftung Schloss Friedenstein in Gotha
und die Klassik Stiftung Weimar.

In der neuen Legislaturperiode forcieren wir die
Umsetzung des von der SPD initiierten Landeskul-
turkonzepts. Zentrale Herausforderung ist für uns
dabei die Verstetigung der Kulturausgaben des
Landes, was angesichts eines voraussichtlich
schrumpfenden Gesamtetats einer riesigen kultur-
politischen Kraftanstrengung gleichkommen wird.

Nicht weniger wichtig ist uns der Erhalt der traditi-
onsreichen Thüringer Theater- und Orchesterland-
schaft. Wir haben dankenswerterweise heute schon
einiges davon von Ministerpräsident Ramelow ge-
hört. Hier gilt es, in der 2017 beginnenden, neuen
Förderperiode eine langfristige Finanzierung des
Landes zu ermöglichen und gleichzeitig dafür zu
sorgen, dass auch die kommunalen Theater- und
Orchesterträger weiterhin in der Lage sein werden,
ihren Teil der finanziellen Verantwortung für die
Einrichtungen zu schultern.

(Beifall SPD)

Wir wollen in diesem Sinne die Kommunen daher
bei ihrer kulturpolitischen Aufgabenwahrnehmung
weiter unterstützen und den Kulturlastenausgleich
auch in den kommenden Jahren ungekürzt fortfüh-
ren. Zudem werden wir prüfen, wie das Land auch

die kommunalen Jugendkunst- und Musikschulen
besser als bislang fördern kann.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Nun sind das alles schöne Dinge, die ich aufgezählt
habe. Das ist wie im Leben: Schöne Dinge kosten
Geld. Damit sind wir an einem der wichtigsten
Knackpunkte angekommen, denn irgendwie muss
auch alles bezahlbar bleiben. Die rot-rot-grüne Re-
gierungskoalition hat einen ambitionierten Vertrag
mit vielen guten und neuen Ideen vorgelegt, trotz-
dem sollten wir uns als Koalitionäre keinen allzu
großen Illusionen über die bevorstehenden Aufga-
ben und finanziellen Möglichkeiten hingeben. Wir
müssen der Prämisse des klugen Wirtschaftens fol-
gen. Das restlose Abschmelzen der dem Land vom
Bund zur Verfügung gestellten Mittel – ich sage nur
Solidarpakt II bis zum Jahr 2020 –, aber auch der
absehbare Rückgang der Förderung der neuen
Bundesländer aus den EU-Strukturfonds werden
unter Berücksichtigung der Schuldenbremse in der
bevorstehenden Wahlperiode die Gestaltungsmög-
lichkeiten in unserem Land deutlich einschränken.
Deshalb ist es gut und deshalb ist es richtig und
deshalb ist es auch wichtig, dass die Koalitionspart-
ner vereinbart haben, die im Grundgesetz, der Lan-
desverfassung sowie in der Landeshaushaltsord-
nung Thüringens verankerten Regelungen nachhal-
tiger Finanzpolitik als Grundlage der Landeshaus-
halte dieser Legislaturperiode anzusehen. Im Koali-
tionsvertrag heißt es dazu wörtlich, mit Verlaub,
Frau Präsidentin – ich zitiere –: „Die in § 18 LHO
verankerte Schuldenbremse ist Maßstab für eine
verantwortungsvolle Haushaltspolitik. Die Regelung
wird in der bisherigen Form beibehalten.“ Das heißt
dann aber auch, dass der Koalitionsvertrag in sei-
nen umschriebenen Themengebieten die ange-
strebten und gewünschten Entwicklungen für den
Freistaat nur immer im Kontext mit diesen finanziel-
len Spielräumen beschreiben kann. Den Koalitions-
partnern ist deshalb bewusst, dass die Umsetzung
der Maßnahmen unter dem Finanzierungsvorbehalt
des Haushalts steht und auch stehen muss. Ausga-
bensteigerungen sind durch Einnahmeerhöhungen
oder durch Einsparungen an anderer Stelle zu kom-
pensieren. Damit das gelingen kann, definiert der
Koalitionsvertrag Bereiche und auch Aufgaben mit
Einsparpotenzial.

Auch wenn es in der vergangenen Legislatur nicht
möglich war, ein sehr zentrales Projekt, vielleicht
sogar eines der wichtigsten Projekte für dieses
Land, umzusetzen, bleiben wir dabei: An einer Ver-
waltungs-, Funktional- und Gebietsreform aus ei-
nem Guss führt kein Weg vorbei. Ziel ist die Schaf-
fung einer effizienten und kostengünstigen Verwal-
tung in Thüringen.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Bin ja mal
gespannt, was die Thüringer dazu sagen!)
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(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir müssen die länderübergreifende Zusammenar-
beit wieder intensivieren. Wir müssen Standards
überprüfen und eine Definition von Kern- und auch
Zukunftsaufgaben treffen, die das Land unverzicht-
bar wahrnehmen muss. Die Konsolidierungsstrate-
gie des Landes wird dadurch erschwert, dass die
Gestaltungsspielräume der Länder auf der Einnah-
meseite auch deutlich beschränkt sind. Deshalb
sind wir uns einig, dass wir uns auf Bundesebene
für eine weitere finanzielle Entlastung des Landes
und eben auch seiner Kommunen einsetzen müs-
sen. Angesichts der Regelungen zur Schulden-
bremse muss Haushaltskonsolidierung im Bund
und in den Ländern Priorität vor Steuersenkungen
haben. Maßnahmen des Bundes, die die Einnah-
mesituation unseres Freistaats und seiner Kommu-
nen ohne eine dauerhafte finanzielle Kompensation
verschlechtern, werden wir im Bundesrat ablehnen.
Thüringen wird sich für Steuergerechtigkeit einset-
zen und Maßnahmen unterstützen, die zur wirksa-
meren Ahndung von Steuervermeidung und Steuer-
hinterziehung beitragen. Die neue Regierung will
von der Durchsetzung von Steuergerechtigkeit al-
lerdings nicht nur reden, sondern auch in ihrem
Verantwortungsbereich handeln, deshalb werden
die Steuerprüfungsdienste und die Steuerfahndung
im Rahmen der personellen Möglichkeiten weiter
verstärkt.

Mit großer Sorge verfolge ich persönlich – der eine
oder andere von Ihnen hier im Plenum sicherlich
auch – die gegenwärtigen Verhandlungen zu den
Bund-Länder-Finanzbeziehungen ab dem Jahr
2020. Da steht sehr viel für Thüringen auf dem
Spiel, als dass das einen kaltlassen könnte. Die Ko-
alitionspartner haben hierzu vereinbart, die spezifi-
schen Bedürfnisse gerade der neuen Bundesländer
und der Kommunen in den Mittelpunkt zu stellen,
aber auch die Herausforderung anderer struktur-
schwacher Regionen zu berücksichtigen. Ein soge-
nannter Wettbewerbsföderalismus wird von uns
ganz klar abgelehnt.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Steuereinnahmen der Kommunen sollen nach
dem Willen der Regierungskoalition vollständig in
den Länderfinanzausgleich einbezogen werden.
Gemeinsames Ziel ist es, einen auskömmlichen
und ausgewogenen Finanzausgleich zu erreichen,
der das Ziel der gleichwertigen Lebensverhältnisse
in allen Landesteilen Deutschlands nicht aufgibt. In
den letzten Wochen und Monaten, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, ist auch sehr viel über
die Finanzausstattung unserer Kommunen, also der
Gemeinden und Städte, hier in Thüringen gespro-
chen worden. Die Regierungskoalition hat mit ihrem
Vertrag beschlossen, die kommunale Finanzaus-

stattung zu verbessern. Das Finanzausgleichsge-
setz soll mit Wirkung ab 2016 fortentwickelt wer-
den. Dabei soll der Finanzbedarf auf Basis der Jah-
resrechnungsstatistik und in enger Abstimmung mit
den kommunalen Spitzenverbänden geprüft und
neu ermittelt werden. Schnellschüsse sind wegen
der Komplexität der Materie zu vermeiden. Wir war-
nen davor eindringlich. Mit dem Haushalt für 2015
wird die neue Landesregierung einen Vorschlag zur
Verbesserung der kommunalen Finanzausstattung
unterbreiten und in einem zweiten Schritt wird dann
die zugesagte Revision des Kommunalen Finanz-
ausgleichs mit Wirkung ab 2016 erfolgen. Die SPD-
Landtagsfraktion will erreichen, dass Thüringen
auch in Zukunft eigenständig und handlungsfähig
bleibt, und wir wollen auch weiterhin für handlungs-
fähige Kommunen und für die Chancengleichheit
zwischen Stadt und Land sorgen. Das heißt, unsere
Kommunen benötigen mehr finanzielle Unterstüt-
zung, um ihre Aufgaben auch künftig zuverlässig zu
erfüllen. Wir werden die finanzielle Situation der
Kommunen verbessern, indem wir die betreffenden
Ansätze in diesem Kommunalen Finanzausgleich
erhöhen wollen.

Wir wollen, dass sich die kommunalen Strukturen
den veränderten Rahmenbedingungen anpassen,
und dazu streben wir ein gestuftes Neugliederungs-
verfahren an, in dem freiwilligen Zusammenschlüs-
sen vor allen Dingen der Vorrang eingeräumt wird.
Uns ist es wichtig, Veränderungen so vorzuneh-
men, dass die Identität der Bürgerinnen und Bürger
mit ihrer Gemeinde erhalten bleibt und auch geför-
dert wird. Die traditionellen, historischen und infra-
strukturellen Verflechtungsbeziehungen der betei-
ligten Gemeinden, und das ist in Thüringen ein
großes Pfund, mit dem man wuchern kann, spielen
bei uns deswegen bei dieser Bewertung eine sehr
zentrale Rolle. Wir wollen die Verwaltung schlanker
machen. Das funktioniert nach unserer Auffassung
am besten, wenn wir die Verwaltungen in den Kom-
munen auch unter Einbeziehung der neuen techni-
schen Möglichkeiten besser nutzen. So sparen wir
an Behörden und Verwaltungspersonal. Es entste-
hen aber nicht nur Effizienzgewinne, sondern –
auch das ist ganz wichtig – die Verwaltung rückt so
näher an den Bürger heran. Willy Brandt, meine
sehr geehrten Damen und Herren, hat einstmals
gesagt, wir müssten mehr Demokratie wagen. Die
Demokratie liefert uns niemals fertige Lösungen,
Entscheidungen oder Konstellationen. Sie ist kein
starres Konstrukt. Demokratien verstehen sich als
ein dynamischer Prozess, in dem sich Akteure un-
ter bestimmten Spielregeln frei bewegen, natürlich
auch miteinander streiten, aber auch handeln und
gestalten können. Dieser ständige Aushandlungs-
prozess, in dem Ideen ausgetauscht und um Argu-
mente gestritten wird, gibt uns die Chance, Thürin-
gen, also auch unser Land, weiterzuentwickeln,
wettbewerbsfähig zu bleiben und Akzente zu set-
zen. In der Konkurrenz zu anderen Regionen als
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Wirtschafts-, Arbeits- und Lebensstandort zu beste-
hen, bedeutet für uns Sozialdemokraten nicht nur,
die Leistungsfähigkeit dieses Standorts in struktur-
politischer Hinsicht zu stärken. Denn es sind zu-
gleich die weichen Faktoren wie flexible Arbeitszeit-
modelle, eine gut ausgebaute kulturelle Infrastruk-
tur oder ein reichhaltiges Angebot an Naherho-
lungsräumen, die in puncto Standortattraktivität zu-
nehmend an Bedeutung gewinnen. Wir wollen uns
der Herausforderung stellen, Thüringen zu einem
der anziehendsten Lebens- und Arbeitsorte in
Deutschland zu machen. Das ist unser Auftrag und
dafür wollen wir in den kommenden Jahren mit aller
Kraft arbeiten. Ich danke Ihnen.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Jung:

Als nächster Redner hat Abgeordneter Adams das
Wort für Bündnis 90/Die Grünen.

Abgeordneter Adams, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen hier im Thüringer Landtag, liebe Gäste aus
nah und fern! Vielen Dank, Bodo Ramelow, sehr
geehrter Herr Ministerpräsident, vielen Dank für die
klaren Worte zur Zukunft in Thüringen. Sie haben
hier in den letzten fünf Tagen mehr entwickelt,
mehr rhetorisch gefasst, als die vorgehende Lan-
desregierung in fünf Jahren je gefasst hat.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ich will, weil es gleich unruhig in der CDU wird,
auch ganz kurz auf Herrn Kollegen Mohring einge-
hen, auf seine Rede.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Der Oberleh-
rer kommt wieder durch!)

Ich will nicht damit anfangen, dass, glaube ich, Herr
Mohring der erste Verlierer dieser Woche war, als
er in den Bundesvorstand nicht eingezogen ist,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

und die Frage anschließen, ob er damit der erste
Fraktionsvorsitzende einer Landtagsfraktion ist, der
nicht im Bundesvorstand der CDU vertreten ist.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Das geht
euch doch gar nichts an! So ein Käse!)

Ich möchte einen Faktencheck anschließen, wenn
Herr Mohring kritisiert, dass in dem neuen Koaliti-
onsvertrag Religion nicht vorkommen würde. Wir
haben einmal nachgesehen: Im alten schwarz-roten

Koalitionsvertrag gibt es das Wort „Religion“ nicht.
Es gibt das Wort „Religion“ nicht.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: „Kirche“ hat
er gesagt!)

(Unruhe CDU)

Es gibt das Wort „Kirche“ im Zusammenhang mit
dem Luther-Jubiläum. Dass wir bei Ihnen nicht ab-
geschrieben haben, wie es Herr Mohring glaubt be-
merkt zu haben, sehen Sie daran, dass Sie bei uns
auf Seite 60 einen ganzen Absatz zur Religionsfrei-
heit und Religionsvielfalt finden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Ganz abgesehen davon, dass Pakistan – Herr
Mohring ist leider nicht da – Regionen hat, in denen
immer Winter ist, meine sehr verehrten Damen und
Herren, und ganz abgesehen davon, dass die
CDU-Landesregierung vor einigen Jahren – eine
CDU-Landesregierung – einen DDR-Grenzoffizier,
Ex-Grenzoffizier zum Innenminister gemacht hat,
ganz abgesehen davon, dass es Minister Voß war,
CDU, meine sehr verehrten Damen und Herren, der
die Kommunen dazu zwang, die Gebühren anzuhe-
ben, die Steuern anzuheben, habe ich in dem Re-
debeitrag von Herrn Mohring nur sehr Erwartbares
gehört, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es geht, meine sehr verehrten Damen und Herren,
darum, eine neue politische Kultur möglich zu ma-
chen, und damit möchte ich gern eine Meldung auf-
nehmen, die ich heute Morgen lesen konnte. Der
Landesfrauenrat hat sich zu Wort gemeldet. Er hat
gesagt: Dies – das war mir selbst noch gar nicht so
präsent gewesen – ist die erste Landesregierung
seit 25 Jahren,

(Beifall DIE LINKE)

die paritätisch besetzt ist von Frauen und Männern.
– Herzlichen Glückwunsch zu diesem Kabinett,
Herr Ministerpräsident.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Es geht aber auch darum, Schluss zu machen mit
einer Politik, einer Partei, die sich Thüringenpartei
nannte und sich noch schlimmer aufgeführt hat. Die
Menschen in Thüringen haben sich davon befreit
und es wäre gut, wenn auch die CDU sich davon
befreien könnte.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe Kol-
legen, ich möchte ganz kurz auch direkt auf das
eingehen, was die AfD hier vorgetragen hat. Die
AfD hat einen ganz unglaublichen, unsagbaren Vor-
wurf ausgesprochen. Sie haben uns ein bestimmtes
Weltbild vorgeworfen. Ich kann nur sagen: Solche
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Vorwürfe lenken sich immer auf den Aussprechen-
den hin, immer direkt auf den Aussprechenden.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Für Thüringen ist diese Landesregierung, meine
sehr verehrten Damen und Herren, dennoch ein
Zeitenwandel hin zu mehr Bürgerbeteiligung, mehr
Solidarität und mehr Ökologie, als wir das bisher
hatten.

Ich will, weil Frau Tasch so energisch in den Wider-
streit hier tritt, auch noch ganz kurz auf die CDU
eingehen und die moralische Frage, wer hier mit
wem koalieren darf. Das ist nämlich eine ganz
spannende Frage und ich verstehe nur nicht,
warum die CDU sich hier so aufregt. Ich will gar
nicht darauf eingehen, dass die CDU in Chemnitz,
Zwickau, Cottbus, Marzahn-Hellersdorf mit der Lin-
ken zusammen koaliert. Ich will auch gar nicht dar-
auf eingehen, dass die „Süddeutsche“ zu Recht
sagt, ich zitiere: Wenn es um Posten geht, scheint
die CDU im Osten keine Scheu zu haben, mit der
Linken zusammenzuarbeiten.

(Beifall SPD)

– Das alles ist gar nicht so wichtig. Viel wichtiger ist
doch, dass Sie in der letzten Legislatur

(Zwischenruf Abg. Holzapfel, CDU: Warten
wir mal ab! Macht es erstmal besser!)

(Unruhe CDU)

– ich schaue da nur mal auf das Rechnungshofge-
setz –, gern mit der Linken zusammengearbeitet
haben. Da hatten Sie keine Scheu, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren. Aber heute demonstrie-
ren Sie hier eine Scheu und Ablehnung, die keines-
falls konsistent ist und auch nicht glaubwürdig ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, aber viel-
leicht sind Sie auch deshalb so provoziert, weil es
natürlich genug Menschen gibt, die aus der CDU in
der alten Zeit zusammen mit Leuten aus der SED
damals zusammengearbeitet haben. Sie sind doch
zusammen geschritten, Seit’ an Seit’, in der Natio-
nalen Front. Ja, es war in der DDR opportun,
schnell Ja zu sagen, leicht Ja zu sagen zu einem
Volkskammermandat, zu einem Sitz im Kreistag,
seit 30 Jahren, Kollege Primas, im Kreistag, und
das im 25. Jahr der friedlichen Revolution.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es war opportun, schnell Ja zu sagen, und heute ist
es opportun, „Pfui Teufel!“ zu rufen. Wir Grüne ver-
schließen uns diesem Opportunismus. Wir sagen:
Wir gehen unseren Weg, einen klaren Weg für eine
Thüringer Politik, und nicht einen opportunen Weg,
wie Sie ihn gern haben wollen.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Ganz klar!)

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: Und Sie ha-
ben sich eingeschleimt!)

Wir haben die Linke kennengelernt in Sondierungs-
und Koalitionsgesprächen als eine Partei, der es
nicht leichtgefallen ist, aber die den Weg gegangen
ist, Unrecht zu bekennen, Unrecht zu benennen
und wenigstens sich auf den Weg zu machen, die-
ses Unrecht auch wiedergutzumachen. Es würde
der CDU sehr gut zu Gesicht stehen, wenn sie nicht
nur einen Satz in ihrem Grundsatzprogramm hätte,
sondern einen ganzen Absatz der Aufarbeitung ih-
rer Blockflötenvergangenheit widmen würde, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Rot-Rot-Grün will nicht alles von Grund auf neu um-
krempeln, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wir wollen modernisieren, was in 24 Jahren der
CDU-Regierung liegengeblieben ist. Den offenen
Fragen, den schwierigen Themen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, nehmen wir uns an. Da-
mit ist es Aufgabe dieser Landesregierung, die
großen Themen, wie zum Beispiel eine Poli-
zeistrukturreform, endlich auch zu einem Abschluss
zu bekommen, eine Gebiets- und Verwaltungsre-
form, eine Funktionalreform auf den Weg zu be-
kommen.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Wir wollen
keine Gebietsreform!)

Es ist nahezu witzig, wenn Herr Gruhner heute for-
dert, dass hier Bürgerbeteiligung mit eingebunden
werden soll. Wir haben hier als Grüne vor zwei Jah-
ren schon einen Antrag gestellt, dass wir eine Ge-
bietsreform auf den Weg bringen müssen mit einem
Maßnahmeplan, und immer wieder gekoppelt an
Bürgerentscheide vor Ort. Es ist so was von durch-
sichtig, dass die CDU jetzt nach einem Volksent-
scheid danach ruft – doch nicht, um den Willen der
Bürger zu erfahren, sondern weil Sie glauben, dass
Sie im Land so viel Bambule gegen dieses Projekt
machen können, dass es mit einem Volksentscheid
durchläuft. Sie instrumentalisieren die Bürgerbeteili-
gung für Ihre Ziele. Wir wollen die Bürger einbinden
und bieten ihnen die Bürgerbeteiligung an. Das ist
ein vollkommen anderer Weg und das ist unser
neuer politischer Stil hier in Thüringen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Re-
gierungsantritt von Rot-Rot-Grün ist der Beginn ei-
ner neuen politischen Kultur. Es geht darum, den
Menschen in Thüringen mehr Beteiligung zu er-
möglichen und ihnen deutlich zu sagen: Bürgerbe-
teiligung ist nicht nur angeboten, sondern Bürger-
beteiligung ist ausdrücklich gewünscht. Bürgerbe-
teiligung ist das, womit wir Regierungshandeln ge-
stalten, Regierungshandeln ausbauen, Regierungs-
handeln stärker machen.
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Ich möchte auf einige inhaltliche Themen, die heute
in der Debatte schon vorgekommen sind, noch mal
ganz besonders eingehen. Hier ist über die Frage,
die Debatte, die die Innenministerkonferenz derzeit
gerade führt, über die Verlässlichkeit des Thüringer
Verfassungsschutzes zum Beispiel, diskutiert wor-
den. Ich bin erstaunt über diese Debatte. Ich bin da
absolut erstaunt, dass gerade die CDU diese De-
batte hier in den Landtag holt und meint, darstellen
zu können, dass das irgendetwas mit dem rot-rot-
grünen Koalitionsvertrag zu tun hat. Darüber bin ich
sehr erstaunt. Schaut man sich an, was der Innen-
minister des Landes Mecklenburg-Vorpommern kri-
tisiert, Herr Caffier, dann kann man sehr genau le-
sen – ein kleines Zitat aus der heutigen „Thüringer
Allgemeinen“ –, hier sagt er ganz deutlich: Er könne
den Austausch der Daten nicht als Gefährdung für
seine V-Leute zulassen. – Ich wüsste nicht, wo es
um Austausch von Daten im Koalitionsvertrag von
Rot-Rot-Grün geht. Wir schalten V-Leute ab, das ist
das Credo unserer Arbeit. Ich glaube, es war Herr
Geibert gewesen vor gar nicht allzu langer Zeit, der
hier ein Gesetz vorgelegt hat, in dem es um diesen
Austausch von Daten ging, den alle Innenminister
kritisiert haben. Ihr Vorwurf wendet sich auch direkt
gegen Sie, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren. Da haben Sie nicht ordentlich zugehört, was
die Debattenlage überhaupt im Augenblick ist, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Naturschutz, Bildung und Migration, das sind die
wichtigen Punkte, die von den Kollegen hier schon
angesprochen wurden. Auch dafür, sehr geehrter
Herr Ministerpräsident, vielen Dank, dass Sie das
angesprochen haben. Naturschutz, es wird Sie
nicht verwundern, dass das ein wichtiges Thema
für uns Grüne ist.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Darauf bin
ich mal gespannt!)

Das ist für uns sehr wichtig und ich probiere mal
einen ganz kleinen Problemaufriss, Frau Kollegin
Tasch. Natura 2000 – Sie kennen diese Debatte
um diesen Prozess und wir haben in Thüringen, wir
sind ein kleines Bundesland, verhältnismäßig kleine
Flächen, aber eine sehr stark diverse unterschiedli-
che Landschaftsform. Wir haben 2.400 Pflanzenar-
ten, 750 Flechtenarten und 500 Pflanzengesell-
schaften, die wir in diesem Natura-2000-Prozess
schützen wollen. Der derzeitige Zustand, meine
sehr verehrten Damen und Herren, nach 24 Jahren
CDU-Koalition ist, dass wir hier bei der Hälfte der
Tier- und Pflanzenarten eine Gefährdung feststellen
müssen. Wir müssen bei 51 Prozent der Pflanzen-
gesellschaften Gefährdungen feststellen. Wir müs-
sen bei 89 Prozent der Biotope eine Gefährdung
feststellen. Deshalb ist es wichtig, dass wir eine
neue Umweltministerin haben, die dieses Projekt
angeht, die unsere Natur stark macht, dass sie das

Grüne Herz bewahrt, dass es auch in der Zukunft
noch den Menschen Freude macht, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und es geht bei dieser Frage um den Wald, das ist
das grüne Gold Thüringens, das ist das Fort Knox.
Kein vernünftiger Mensch würde auf die Idee kom-
men, Fort Knox zu plündern, um kurzfristig aus der
Goldreserve Geld zu schlagen. Das würde niemand
machen. Jeder Vernünftige würde versuchen, aus
Fort Knox einen sicheren Ort zu machen, der Be-
stand hat, diese Reserve und die eher zum Wach-
sen zu bringen. Genau so wollen wir Forstpolitik
machen. Wir wollen unseren Wald stark machen,
wir wollen ihm die Möglichkeit geben zu wachsen,
stärker zu werden. Dann haben wir ihn auch in der
Not, wenn wir ihn einmal brauchen, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Aber die
Bäume wachsen von alleine!)

Zur umweltverträglichen Entwicklung Thüringens
gehört aber auch, dass wir endlich Verantwortung
übernehmen dafür, welche Entwicklung das Klima
nimmt. Die Erderwärmung, meine sehr verehrten
Damen und Herren, die Erwärmung unseres Klima-
systems ist eindeutig. Der Weltklimarat hat in sei-
nem Fünften Sachstandsbericht deutlich gemacht,
dass der menschliche Einfluss die Hauptursache
für die Erwärmung jetzt im 20. Jahrhundert ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das kann
Thüringen natürlich nicht alleine lösen, aber wir
können mitmachen bei den Ländern, die an der
Spitze stehen, hin zu einem klimaneutralen Han-
deln. Deshalb ist es richtig, dass diese Koalition
sich das ambitionierte Ziel gestellt hat, bis 2020
25 Prozent und bis 2040 100 Prozent der erneuer-
baren Energien aus einheimischen Rohstoffen, aus
einheimischer Qualitätssonne, aus Thüringer Quali-
tätswind zu gewinnen. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, das führt zu Innovation, das führt
zu Wertschöpfung im Land, wenn wir den Strom
nicht mehr kaufen, und das führt zu einem starken
Mittelstand und einer Handwerkerschaft, die in Thü-
ringen immer goldenen Boden hat, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Bil-
dungspolitik – alle Kollegen haben sie schon ange-
sprochen – ist ein Thema, das uns ganz wichtig ist.
Ich will es auf die einfache und klare Formel brin-
gen, meine sehr verehrten Damen und Herren: Gu-
te Bildung ist Chancengerechtigkeit, schlechte Bil-
dung ist ungerecht, meine sehr verehrten Damen
und Herren, einfach nur ungerecht. Uns Grünen
sind dabei zwei Aspekte wichtig, die man immer un-
ter den Begriff „Vielfalt“ fassen kann: erstens Men-
schen, die vielfältig sind. Menschen sind unter-
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schiedlich und deshalb müssen wir darauf unsere
Politik ausrichten, die Menschen hineinzuholen, In-
klusion zu üben, nicht rausdrängen, nicht verdrän-
gen, sondern inklusiven Unterricht anbieten, Famili-
en mit Kindern, die inklusiven Unterricht benötigen,
es nicht aufzubürden, sonst wohin fahren zu müs-
sen, sondern immer in der Nähe eine Schule zu ha-
ben, die inklusiven Unterricht auch anbieten kann.
Das ist kein Teufelswerk. Das hat vor allen Dingen
etwas mit Wollen und Bekenntnis sowie der Unter-
schiedlichkeit und Würde eines jeden einzelnen
Menschen zu tun. Und es ist die Vielfalt in der
Schullandschaft, denn wir glauben, dass die Vielfalt
und auch die Konkurrenz unterschiedlicher pädago-
gischer Systeme unserem Schulsystem insgesamt
guttut, und die freien Schulen sind immer der Motor
gewesen für diese Entwicklung. Wir werden sie
stärken und auch da bin ich dem Ministerpräsiden-
ten sehr dankbar, dass er nicht begründet hat da-
mit, dass die Vorgängerregierung sich ja einen
Richterspruch vom Verfassungsgerichtshof geholt
hat, sondern dass er das Bekenntnis zur freien
Schule abgegeben hat mit dem Ziel, Vielfalt zu
schaffen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte auf ein weiteres Thema, das ich vorhin
mit dem Schlagwort „Migration“ benannt habe, ein-
gehen. Wenn ich die Debatten in diesem Landtag
richtig verfolgt habe, dann diskutieren wir nicht nur
über Migration, über Einwanderung, wir reden auch
über den sicheren Ort für Flüchtlinge, wir reden
über ein weltoffenes Thüringen, wir reden vor allen
Dingen aber auch über Religionsfreiheit, die jeder
Religion beigemessen werden soll. Und Islamopho-
bie oder Islamfeindlichkeit sollte in diesem Haus
überhaupt keinen Platz haben, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich möchte bei diesem Thema einen wirklichen
Fachmann zitieren, nämlich unseren Altbischof
Wanke. Ich glaube, es war in seiner Weih-
nachtspredigt im Jahr 2012, da ist er auf die Frage
eingegangen, die Angst davor, dass Moscheen in
Thüringen entstehen und der Muezzin dann irgend-
wann zum Gebet ruft. Bischof Wanke hat in seiner
großen Klarheit, in seiner großen Glaubensfestig-
keit einen sehr schönen Satz gesagt, ungefähr so
sinnhaft zitierbar: Er hat keine Angst davor, dass
der Muezzin ruft. Er hat davor Angst, dass in die-
sem Land Kirchenglocken nicht mehr das Wort der
Nächstenliebe verkünden. – Dem schließe ich mich
voll an, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir von Bündnis 90/Die Grünen finden es unerträg-
lich, dass zum Beispiel Politiker, Geschichtslehrer,

Juristen und Zahnärzte aus Opportunitätsgründen
die Demonstrationen vermeintlicher Europäer, die
islamfeindlich und rassistisch auftreten, rechtferti-
gen oder sogar offen unterstützen. Wir finden es
unerträglich,

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

meine sehr verehrten Damen und Herren. Und dies
macht uns nur stark. Es macht uns traurig und wü-
tend, ja, aber es macht uns stark in unserem Wider-
stand dagegen.

Jetzt will ich mich noch mal ganz klar der AfD zu-
wenden. Was erlauben Sie sich? Was erlauben Sie
sich, Menschen abzuwerten,

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Tun wir
nicht!)

die einfach unterwegs sind in dieser Welt, einfach
unterwegs sind aus wirtschaftlicher Not, aus rechtli-
cher Not oder es einfach nur wollen, in Freiheit mit
mehr Perspektiven und besseren Perspektiven mit
ihren Familien zu leben? Was glauben Sie, warum
Sie die abwerten dürfen?

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Wir werten
sie nicht ab!)

Die Geschichte unseres Landes ist voll von Men-
schen, die sich aufgemacht haben in andere Län-
der, in andere Regionen, um dort ihr Glück zu su-
chen, aus bitterer Armut. Wir müssen nicht nur über
die deutschen Einwanderer, massenhaften Einwan-
derer in die USA reden, wir müssen nicht nur an die
bitterarmen Schwaben, die sich aufgemacht haben,
ein Land zu suchen, in dem sie genug fruchtbaren
Boden haben, um ihre Familien zu ernähren, erin-
nern. Wir müssen uns einfach nur daran erinnern,
zum Beispiel meine Generation, die mit Anfang 20
dieses Land, die DDR, verlassen hat, die haben
nicht Hunger gelitten, die sind auch nicht alle vom
Gefängnis bedroht gewesen. Sie wollten einfach
nur mit ihrer Familie in Freiheit leben,

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

sie wollten Perspektiven entwickeln. Und Sie wollen
dieses Argument Menschen absprechen? Das kann
ich nicht verstehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich kann nicht verstehen, wie man glaubt, so etwas
argumentieren zu dürfen.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Sehr geehrter Herr Kollege Möller – also Möller von
der AfD, er ist jetzt gerade nicht da, wahrscheinlich
mit seinem Handy draußen.
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(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Ich sage
es ihm!)

Er hat als Erstes, glaube ich, zwei Anfragen
gestellt, zwei Anfragen, in denen er den Menschen,
die hier in Thüringen vor Flucht und Vertreibung
Obdach suchen, eines ganz klar ins Gesicht sagt:
Wir wollen euch hier nicht haben. Das sagt er ganz
klar mit seinen Anfragen, meine sehr verehrten Da-
men und Herren:

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir wollen euch nicht hier haben; wir staunen da-
rüber, dass die Statistik so schlecht ist, dass man
euch, obwohl man euch rausschmeißen könnte, im-
mer noch nicht rausgeschmissen hat. Und dass er
danach fragt: Wie, was, die wehren sich sogar auch
noch, wenn sie rausgeschmissen werden sollen? –
das finde ich unglaublich.

(Zwischenruf Abg. Brandner, AfD: Der blanke
Unsinn!)

Ja, die haben Angst. Ja, die haben Angst vor dem,
was ihnen jetzt geschehen soll. Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, das darf man auch. Die
sind nämlich nicht mit dem Reisebus hierhergekom-
men, so wie Sie in den Urlaub in interessante Ge-
genden fahren. Sie, meine sehr verehrten Damen
und Herren, glauben, dass die mit dem Reisebus
hier angekommen sind. Das ist aber so nicht. Die
sind bei Nacht aus ihren Dörfern losgegangen. Sie
sind vor Schüssen in Deckung gegangen, diese
Menschen. Diese Menschen haben an Grenzen
und Meeren gestanden und sie wussten nicht, ob
sie sie lebendig überqueren können, und kommen
hier an, sind endlich hier in Freiheit und Frieden an-
gekommen und dann kommt jemand von Ihnen und
sagt: Aber avanti, schnell wieder zurück! – Un-
glaublich, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, unglaublich!

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

(Zwischenruf Abg. Muhsal, AfD: Das ist hier
keine Märchenstunde!)

Wie borniert muss man sein, unter den Bedingun-
gen des demografischen Wandels, der uns große
Sorgen macht, die Leute wegzuschicken, die gerne
hierhergekommen sind? Ich kann das nicht verste-
hen, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Wir sind deshalb sehr froh, sehr geehrter Herr Ra-
melow, lieber Minister Lauinger, dass das Kabinett
als ersten Beschluss den Abschiebestopp be-
schlossen hat und damit den Menschen über die
Zeit, die Winterzeit hier sicheres Obdach gibt. Das
soll unsere Politik tragen. Ganz herzlichen Dank al-
len, die daran so schnell in der ersten Woche mit-
gearbeitet haben.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wenn ich
diesen Tagesordnungs- oder diesen Diskussions-
punkt von mir begonnen habe mit einem Wort aus
der katholischen Kirche, dann möchte ich gern mit
dem Leitspruch der EKM hier enden, der ganz klar
sagt: „Nächstenliebe verlangt Klarheit.“

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Es gibt noch viele Themen, die es anzureißen gilt.
Mit Blick auf die Zeit will ich ganz kurz auf Wirt-
schafts- und Finanzpolitik eingehen. Alle haben es
schon gesagt: Die CDU sollte sich in großer Demut
üben. Sie haben uns 16 Milliarden Euro Schulden
hinterlassen, wir werden mit diesem Erbe umgehen
müssen. 16 Milliarden Euro Schulden, das bedeu-
tet, dass Thüringen 7 Prozent seines Haushalts je-
weils in die Zinsausgaben geben muss, im Ver-
gleich dazu das Land Sachsen nur 2 Prozent oder
Mecklenburg-Vorpommern, nicht schwarz regiert,
sogar nur 5 Prozent. Alle sind besser als wir; wir
sind nicht die Top-Thüringen-Leute, wie Sie es ver-
suchen immer wieder darzustellen.

(Zwischenruf Abg. Grob, CDU: So ein
Schwachsinn!)

Zur Frage der Wirtschaftskompetenz, meine sehr
verehrten Damen und Herren, gab es ja eine inter-
essante Debatte am Anfang dieser Woche, vor Ih-
rem CDU-Parteitag, wo sich Leute aus dem DIW
hinreichend geäußert haben und danach gefragt
haben: Wo ist denn eigentlich die Wirtschaftskom-
petenz, die ehemalige Wirtschaftskompetenz der
CDU hingegangen?

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wol-
len niemanden in der Wirtschaftspolitik gängeln.
Wir werden neue Möglichkeiten eröffnen, die insbe-
sondere im Klimawandel liegen, insbesondere in
der Energiewende liegen, insbesondere in einer so-
lidarischen Weise mit Pflege umzugehen, und ins-
besondere darin, dass wir Naturschutz voranbrin-
gen werden. Dieses Land, dieser wunderschöne
Freistaat Thüringen, kann mehr, er kann mehr Öko-
logie mit Ökonomie verbinden, dieser Freistaat
Thüringen kann mehr Demokratie in Regierungs-
handeln einbinden und dieser Freistaat Thüringen
kann Solidarität üben, auch jenseits von Mehr-
Geld-Ausgeben. Dafür stehen wir Grüne. Vielen
Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Adams. Meine Da-
men und Herren, damit ist zunächst einmal die
Rednerliste, die gemeldet worden ist, abgearbeitet.
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Gibt es aus den Reihen der Abgeordneten noch
weitere Wortmeldungen? Das kann ich nicht erken-
nen. Wünscht die Regierung noch einmal das
Wort? Herr Ministerpräsident, bitte.

Ramelow, Ministerpräsident:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es bleibt
festzustellen: Innerhalb einer Woche hat die rot-rot-
grüne Landesregierung die Arbeit aufgenommen.
Die Landesregierung hat heute der Öffentlichkeit
und den Parlamentariern, die sich damit auseinan-
dersetzen wollen, was wir an Politik entwickeln wol-
len, einen ersten Überblick gegeben.

(Zwischenruf Abg. Geibert, CDU: Ist doch
kein Mensch da!)

Ich darf Ihnen für die bevorstehenden Weihnachts-
feiertage eine geruhsame Zeit wünschen, einen be-
sinnlichen Advent und vor allen Dingen einen guten
Rutsch in das neue Jahr. Aber vor uns, dem Kabi-
nett und den regierungstragenden Fraktionen, liegt
viel Arbeit. Wir wollen schnell und zügig anfangen,
die Eckpunkte des Haushalts vorzubereiten. Wir
wollen schnell und zügig anfangen, in kniffligen Si-
tuationen den Gemeinden beizustehen, bei denen
es im Moment sehr kompliziert ist. Die Bemerkung
will ich mir schon erlauben, wenn man denn immer
mit dem Finger auf uns zeigt: Ich finde kritische Be-
gleitung völlig richtig, aber wir können nur abbilden,
was der Stand ist, den wir vor einer Woche über-
nommen haben, und dieser Stand ist kompliziert
genug und da bin ich …

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Wer „wir“?
Die SPD hat doch mitregiert?)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Wolfgang, jetzt sei doch nicht so nervös!)

Lieber Wolfgang Fiedler, ich finde es ja gut, dass
die kommunale Stimme klar zu hören ist, aber dass
die kommunale Familie große Sorgen hat, und nicht
nur in Gera, sondern möglicherweise auch noch in
anderen Städten, die ihre Haushalte nicht geneh-
migt kriegen, das befremdet mich denn schon,
wenn innerhalb von wenigen Tagen auf einmal Si-
tuationen eintreten, dass Städte ihren Haushalt
nicht freigegeben bekommen, obwohl sie große
Kraftanstrengungen gemacht haben. Ich glaube, da
muss die Landesregierung jetzt sehr schnell Part-
ner unserer kommunalen Familie sein. Und in die-
sem Sinne danke ich für die Aufmerksamkeit heute
für den ersten Einstieg in unsere Regierungsarbeit,
aber ich sage Ihnen zu, dass wir überall da, wo Hil-
fe gebraucht ist und wir gefragt sind, gern an-
sprechbar sind und für Sie die Ärmel aufkrempeln
wollen. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Herzlichen Dank, Herr Ministerpräsident. Noch ein-
mal die Frage nach weiteren Wortmeldungen. Das
kann ich nicht erkennen. Damit schließe ich den
Tagesordnungspunkt 1. Wir treten jetzt in eine Mit-
tagspause ein, die Sitzung wird um 13.45 Uhr fort-
gesetzt.

(Zwischenrufe aus dem Hause)

Wenn es den Wunsch aus dem Hohen Haus nach
Fortsetzung der Sitzung gibt, dann möge man das
dem Präsidium bitte mitteilen. Ich würde mich über
eine Reaktion seitens der Parlamentarischen Ge-
schäftsführer oder Fraktionsvorsitzenden sehr freu-
en.

Ich höre, es gibt das übereinstimmende Votum des
Hauses, die Sitzung unmittelbar fortzusetzen.

(Beifall im Hause)

Deshalb rufe ich jetzt auf den Tagesordnungs-
punkt 2

Thüringer Gesetz zu dem
Sechzehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag
Gesetzentwurf der Landesregie-
rung
- Drucksache 6/29 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Landesregierung das Wort zur Be-
gründung? Herr Hoff, bitte.

Prof. Dr. Hoff, Minister für Kultur, Bundes- und
Europaangelegenheiten und Chef der Staats-
kanzlei:

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren,
lassen Sie mich Ihnen vorweg einige wichtige
grundsätzliche Informationen zum Sechzehnten
Rundfunkänderungsstaatsvertrag mitteilen. Die vor-
genommenen Änderungen sind überschaubar. Es
geht lediglich um drei Punkte und sie betreffen aus-
schließlich die Höhe des Rundfunkbeitrags und
dessen Verteilung. Sie sind jedoch durchaus – der
Begriff „historisch“ wird so häufig verwendet, aber
sie sind sicherlich von einer relativ großen Rele-
vanz, denn der monatliche Rundfunkbeitrag wird
zum 1. April 2015 abgesenkt. Das ist ein absolutes
Novum in der Geschichte des öffentlich-rechtlichen
Rundfunks. Möglich wird dies durch die von den
Ländern vollzogene Umstellung des Rundfunkbei-
trags, die durchaus auch gesellschaftlich umstritten
war. Sie ist aber im Ergebnis gleichwohl ein echter
Erfolg für die Bürgerinnen und Bürger und ein Er-
folg, der maßgeblich auch in Thüringen erarbeitet
worden ist, denn die vorbereitende Arbeitsgruppe
stand unter Thüringer Federführung.
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Zweitens: Die prozentuale Aufteilung des Aufkom-
mens aus dem Rundfunkbeitrag wird neu geregelt.
Den überwiegenden Teil, 72 Prozent, erhält die
ARD; das ZDF erhält einen Anteil in Höhe von
25 Prozent und das Deutschlandradio einen Anteil
von 2,7 Prozent. Der Verteilungsschlüssel wurde
von der Kommission zur Ermittlung des Finanzbe-
darfs der Rundfunkanstalten errechnet, von der
Rundfunkkommission gebilligt und ist somit in den
Staatsvertragstext eingeflossen. Er beruht also auf
einer ausführlichen Auseinandersetzung auch mit
den Rahmenbedingungen einer solchen Finanzie-
rung.

Drittens: Der Umfang der Finanzausgleichsmasse
innerhalb der ARD wird ab dem 1. Januar 2017 von
derzeit 1 Prozent auf 1,6 Prozent angehoben und
die sich daraus ergebende Summe wird nach ei-
nem neu festgelegten Verteilungsschlüssel im Ver-
hältnis von 50,92 zu 49,08 Prozent auf den Saar-
ländischen Rundfunk und das Radio Bremen aufge-
teilt.

Diese drei Neuerungen resultieren hauptsächlich
aus der positiven Entwicklung der Beitragseinnah-
men, auf die ich bereits eingegangen bin. Aufgrund
der Umstellung der Rundfunkfinanzierung sind laut
Prognose der Kommission zur Ermittlung des Fi-
nanzbedarfs der Rundfunkanstalten im Zeitraum
2013 bis 2016 Beitragsmehrerträge in Höhe von ca.
1,1 Milliarden Euro zu erwarten. Die KEF hat den
Ländern empfohlen, etwa 50 Prozent dieser Mehr-
einnahmen für eine Absenkung des Rundfunkbei-
trags um 73 Cent zu verwenden. Mit der anderen
Hälfte solle eine Rücklage gebildet werden, um ge-
gebenenfalls unvorhergesehene Schwankungen
der Beitragseinnahmen abfedern zu können. Die
Regierungschefinnen und Regierungschefs der
Länder haben dieser Empfehlung nicht in Gänze
Rechnung getragen, sondern sie haben am
13. März dieses Jahres beschlossen, dass der
Rundfunkbeitrag in einem ersten Schritt zunächst
um 48 Cent gesenkt wird und die Differenz zum
Vorschlag der KEF zusätzlich in diese bereits von
mir angesprochene Rücklage fließt. Alle weiteren
Fragen sollen in einem zweiten Schritt entschieden
werden. Dabei handelt es sich vor allem um die
strukturelle Prüfung des Beitragsmodells, die als
ein Ergebnis der Diskussion vereinbart worden war,
und die Stabilisierung des Rundfunkbeitrags bis
einschließlich 2020.

Diese grundsätzlichen Vorgaben wurden auch im
Wege der üblichen Vorunterrichtung des Landtags
gemäß der Thüringer Landesverfassung erörtert
und in der letzten Legislaturperiode fanden sie ihre
Zustimmung. Gleichwohl ist der Antrag gestellt wor-
den, dieses Gesetz noch einmal an den Ausschuss
zu überweisen. Das finden wir sinnvoll. Zunächst
gilt es aus unserer Sicht, die Ergebnisse der Evalu-
ierung des neuen Beitragsmodells abzuwarten,
denn das Ziel der Landesregierung lautet, finanziel-

le Spielräume zu erhalten und später im Rahmen
der Evaluierung über mögliche strukturelle Anpas-
sungen zu beschließen, wofür die Regierungsche-
finnen und Regierungschefs der Länder auch die
entsprechende Rücklage gebildet haben. Darauf
müssen die Bürgerinnen und Bürger jedoch nicht
warten. Der Sechzehnte Rundfunkänderungs-
staatsvertrag und damit die Beitragssatzung treten
am 1. April 2015 in Kraft. Ausgenommen hiervon ist
die Neuregelung des Rundfunkausgleichs, die zum
1. Januar 2017 – wie ich ausführte – wirksam wird.

So weit zu den Änderungen, welche mit dem Sech-
zehnten Rundfunkänderungsstaatsvertrag einher-
gehen sollen. Ich freue mich auf die Diskussion im
Ausschuss und danke für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Prof. Dr. Hoff. Ich eröffne die
Aussprache und erteile das Wort aus den Reihen
der CDU-Fraktion dem Abgeordneten Wucherpfen-
nig.

Abgeordneter Wucherpfennig, CDU:

Herr Präsident, meine Damen, meine Herren, mit
dem heute in erster Lesung behandelten Thüringer
Gesetz zum Sechzehnten Rundfunkänderungs-
staatsvertrag nähert sich ein langer Diskussions-
prozess und Verhandlungsprozess dem Ende. Ziel
ist es, bis zum 31. März 2015 die Zustimmung der
16 Landesparlamente zu bekommen. Ich denke,
dass dieses auch unserem Parlament gelingen soll-
te, und beantrage von daher die Überweisung an
den Ausschuss für Europa, Kultur und Medien.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Wucherpfennig.
Als Nächster spricht Herr Abgeordneter Blech-
schmidt, Fraktion Die Linke.

Abgeordneter Blechschmidt, DIE LINKE:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Werter
Kollege Wucherpfennig, ist okay so, die Ausschuss-
überweisung werden wir natürlich auch mittragen,
noch einmal zu diskutieren, denn – hier möchte ich
den Schwerpunkt meiner Rede gleich auf den zwei-
ten Teil des Berichts bzw. der Einbringung des Mi-
nisters Hoff richten – das war die Frage, es gibt ei-
ne zweite Stufe der Evaluierung. Ich halte es für
sinnhaft, auf der Grundlage einer Behandlung im
Ausschuss jetzt schon unsere Vorstellung als Par-
lamentarier für diese weitere Behandlung vorzuneh-
men. Da will ich drei Punkte und drei Stichworte nur
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andeutungsweise nennen: Wir werden unsere Posi-
tion mit Blick auf die Frage des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks und seiner technischen und inhalt-
lichen Weiterentwicklung natürlich auch hier weiter
verfestigen und deutlich machen. Das hat auch der
Koalitionsvertrag in seinen Aussagen festgehalten.
Ja werden wir auch weiterhin sagen zum Paradig-
menwechsel, sprich, zu der Frage der bisherigen
gerätebezogenen Gebühr hin zu einem Haushalts-
beitrag. Drittens ist natürlich auch die Frage der
Kostenneutralität, die in der bisherigen Behandlung
eine Rolle gespielt hat, ein wichtiges Moment.

Darüber hinaus haben wir natürlich auch Kritikmo-
mente. Auch hier stichwortartig: Das ist die Proble-
matik der Befreiungstatbestände, die in den zurück-
liegenden Verhandlungen keine Rolle gespielt ha-
ben bzw. zurückgefahren worden sind. Das halten
wir für ein Problem. Deshalb noch einmal eine Dis-
kussion an der Stelle. Und es ist natürlich auch
wichtig für uns, weitere soziale Verwerfungen oder
betriebswirtschaftliche Verwerfungen, die dort eine
Rolle spielen – ich nenne hier auch stichwortartig
das Hostel – abzubauen. Hostels haben von sich
aus immer das Bedürfnis, relativ – ich nehme mal
das Wort in den Mund – spartanische Ausstattung
vorzunehmen und in ihren Zimmern keine Emp-
fangsgeräte zu haben, und dennoch müssen sie
umfangreich entsprechende Gebührenbeiträge zah-
len.

(Zwischenruf Abg. Fiedler, CDU: Da muss
auch gespart werden!)

Hier müssen wir noch einmal in den Diskussions-
prozess eintreten. Deshalb bitte ich auch um die
Überweisung an den Ausschuss. Vielen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Blechschmidt. Als
Nächster hat das Wort der Abgeordnete Brandner,
AfD.

Abgeordneter Brandner, AfD:

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Die fin-
den Fernsehen wahrscheinlich ohnehin
doof!)

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE:
Kommunistisches Machtwerk!)

Herr Sitzungspräsident, liebe Kollegen der AfD –
vollständig da –, werte Abgeordnete der Altpartei-
en, ich mache es kurz: Der Gesetzentwurf als sol-
cher ist etwas sperrig und wir verschließen uns der
Überweisung an den Ausschuss auch nicht, aber
wir haben etwas andere Ansatzpunkte: Bei uns
geht es eigentlich grundsätzlich um den – beschö-
nigend – sogenannten öffentlich-rechtlichen Rund-

funk, unter anderem also neun Sender der ARD
und das ZDF und Radiosender, den wir als deut-
schen Staatsfunk bezeichnen. Dominiert und
gesteuert wird das Ganze durch Sie, die Altpartei-
en. Finanziert wird das Ganze durch Zwangsabga-
ben, die alle durch die Bank teilweise mehrfach
leisten müssen und die eingetrieben werden durch
den heute – euphemistisch – sogenannten Bei-
tragsservice, früher Gebühreneinzugszentrale oder
GEZ. Ich bleibe bei dieser GEZ, das prägt sich bes-
ser ein. Dieser Staatsfunk, den wir nicht gut finden,
zeichnet sich dadurch aus, uns zu langweilen mit
leichten und seichten Spielsendungen – Sie kennen
das alle –, Festen der Volksmusik in allen mögli-
chen Varianten, Tatortendlosschleifen und einer
ausgeuferten Anzahl von Quasselsendungen, die
auch gerne Talkshows genannt werden. Zusätzlich
gibt es noch dann und wann Berichterstattungen
von Ihren Jubelparteitagen und meist feindselige
und sehr tendenziöse Berichterstattungen über Par-
teien – dazu komme ich –, Gruppierungen und Mei-
nungen, die sich kritisch mit den Entwicklungen un-
serer Gesellschaft und unserem Land auseinander-
setzen. Gerne und heftig geschwungen wird dann,
genauso wie hier im roten Block, die Nazi- oder Fa-
schismuskeule. Opfer dieser Tendenzberichterstat-
tungen – jetzt fange ich gleich an zu weinen, ich
nehme den Zwischenruf vorweg – dieses Staats-
funks sind auch oft wir von der AfD, aber das nur
am Rande.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Am
rechten Rand!)

Mit anderen Worten: Eine halbwegs ausgewogene
objektive Berichterstattung gibt es im Staatsfunk
nicht. Die Idee dieses Zwangsgebührenstaatsfunks
ist aus unserer Sicht aber auch grundsätzlich über-
holt. Die Wurzeln, ich weiß nicht, wer das von Ihnen
weiß, dieses Zwangsstaatsfunks liegen in der Spät-
zeit der Weimarer Republik.

Vizepräsident Höhn:

Herr Abgeordneter Brandner, einen kleinen Augen-
blick. Herr Abgeordneter Höcke, ich darf Sie auf-
merksam machen, dass jegliche Nahrungsaufnah-
me im Plenarsaal untersagt ist.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Herr Brandner, Sie haben weiterhin das Wort.

Abgeordneter Brandner, AfD:

Ja, wo war ich jetzt? Also, ich hatte gesagt, dass
sie die Wurzeln in der Spätzeit der Weimarer Repu-
blik hat. Der Staatsfunk ist, die Geschichte zeigt
das und die aktuelle Lage ja auch, sehr anfällig für
politische Einflussnahmen und Steuerung durch die
Regierenden. Viel gesprochen wird in dem Zusam-
menhang über Grundversorgung, die aber in Zeiten
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des weltweiten Netzes, des privaten Fernsehens
und Radios und einer Vielzahl von Zeitungen und
Zeitschriften überhaupt nicht mehr notwendig ist.

(Beifall AfD)

Angesichts dieser Vielzahl von staatsunabhängigen
Medien kommt einem Staatsfunk keine besondere
und schon gar keine überragende Bedeutung mehr
zu. Es wäre ja auch nicht einzusehen, warum sich
diese Grundversorgung dann auf Radio und Fern-
sehen beschränken sollte. Nicht einzusehen ist
auch, warum sich die Sender der ARD und des
ZDF-zwangsgebührenfinanziert und damit jeder
Wirtschaftlichkeit entzogen – in Konkurrenz zu pri-
vaten Anbietern im Netz und der Presse begeben
und auch noch Werbeeinnahmen erzielen. Die freie
Rede, Herr Blechschmidt, habe ich mir vom Kolle-
gen Ramelow abgeguckt. Sie haben das mitbekom-
men, oder? Niemand käme ernsthaft auf die Idee,
eine Zwangsabgabe dafür einzuführen, dass die
Möglichkeit eingeräumt wird, Zeitungen zu lesen.
Wie wäre wohl die Reaktion in Deutschland, würde
man jeden Einzelnen, ob er lesen kann oder nicht,
dazu zwingen, monatlich 8 Euro zu bezahlen für die
Möglichkeit, eine Zeitung zu lesen. Ein Aufschrei
ginge durch die Republik.

(Beifall AfD)

Daran merken Sie, wie absurd diese Zwangsabga-
be ist bezogen auf Fernsehen und Radio. Reden
wir über GEZ-Gebühren, reden wir – nun hören Sie
zu, eigentlich müssten Sie mir jetzt zustimmen –
über eine unsoziale Wohnungs- oder Kopfsteuer,
die da erhoben wird,

(Zwischenruf Abg. Kuschel, DIE LINKE: Wür-
den Sie das mir überlassen?)

eine Zwangsabgabe, die pro Jahr und bei Kleinst-
haushalten auch pro Person rund 215 Euro beträgt.
215 Euro pro Person in einem Kleinsthaushalt! Tat-
sächlich ist die Belastung aber noch viel höher, weil
nahezu jeder mehrfach zahlt. Abgesehen von den
Hostels, die Sie erwähnt haben, muss gezahlt wer-
den auch für Betriebsstätten, Kindergärten, städti-
sche Einrichtungen, Friedhofsverwaltungen – auch
Krematorien sind da nicht befreit –,

(Beifall AfD)

Hotelzimmer, Supermärkte, Fabriken und Kraftfahr-
zeuge. Es handelt sich also um nichts anderes als
eine allgemeine Staatsfunksteuer, die daran an-
knüpft, dass der Belastete irgendwo wohnt, irgend-
wo arbeitet oder sich auch nur irgendwo aufhält.
Das hat mit der tatsächlichen Inanspruchnahme
nicht ansatzweise etwas zu tun. Reden wir über die
GEZ-Gebühren, reden wir auch über eine gänzlich
unsoziale Umverteilung – hören Sie zu, das ist
doch Ihr Wort! – von unten nach oben. Jeder zahlt
direkt oder indirekt auch höhere Lebensmittel- und
Verbraucherpreise dadurch, dass natürlich auch die

Supermärkte abführen müssen. Es profitieren da-
von aber nur wenige. Wer profitiert? Zum Beispiel
die Mitarbeiter in den Staatsfunkanstalten. Ich habe
gelesen, kein Redakteur fängt da mit unter
5.000 Euro, 13-mal im Jahr gezahlt, an. Wer profi-
tiert noch davon? Das sind noch mehr als unsere
Diäten übrigens, damit Sie das vergleichen können.
Finanziert wird es von allen, egal ob arm oder reich.
Davon bezahlt werden die Millionengagen für Gott-
schalk und Co. und ein paar Dutzend Fußballspie-
ler auch noch, die dann durch die Champions
League oder durch die Bundesliga rennen. Soziale
Politik sieht anders aus. Ich denke, dass Sie mir da
auch zustimmen. Reden wir über die GEZ-Gebüh-
ren, reden wir über ein intransparentes Finanzie-
rungssystem! Oder wissen Sie, was Lanz, Silberei-
sen, Kleber und die anderen Gesichter des Staats-
fernsehens so aus dem Geldspeicher der Öffent-
lich-Rechtlichen bekommen? Das weiß kein
Mensch, das ist geheim.

(Beifall AfD)

Einnahmen von rund 8 Milliarden Euro im Jahr –
das entspricht ziemlich genau den Einnahmen des
gesamten Freistaats Thüringen, wenn ich das rich-
tig gelesen habe – kommen so zusammen. Das
heißt, dieses Finanzvolumen, was dem Freistaat
zur Verfügung steht, wird im öffentlich-rechtlichen
Staatsfunk für leichteste Fernseh- und Radiokost
einfach verbraten. Man kann sich viel Besseres vor-
stellen, was man mit solchen Beträgen machen
könnte. Interessant in diesem Zusammenhang übri-
gens auch – ich hoffe, dass ich da richtig recher-
chiert habe –, dass die Personalkosten im Staats-
funk bei 40 Prozent der Einnahmen liegen, im Frei-
staat Thüringen bei ungefähr der Hälfte. Auch dar-
an sehen Sie, wie da geaast wird mit öffentlichen
Geldern. Wenn man von Verwaltungswasserköpfen
spricht, dann kommen die des Staatsfunks in den
Aufsichts-, Bei- und sonstigen Räten auf eine Viel-
falt von zu versorgenden Politikern der Altparteien
wohl an erster Stelle. Jeder vernünftig denkende
Mensch – wir sehen uns da so ein bisschen als
Vorhut – muss also zu dem Ergebnis kommen,
dass da erheblich gespart werden muss und auch
kann.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Da
kriege ich ja richtig Angst!)

Unser Wunsch ist es, den parteiengesteuerten und
zwangsfinanzierten Staatsfunk ganz abzuschaffen.

(Beifall AfD)

Das wird nicht von heute auf morgen gehen, ich se-
he das ja an der Reaktion hier, aber er sollte zumin-
dest auf ein unverzichtbares Maß zurückgestutzt
werden. Wir werden daher darauf hinwirken, dass
die Rundfunkstaatsverträge zumindest in ihrer jetzi-
gen Form aufhören zu existieren und dass der Frei-
staat Thüringen, vertreten durch die abwesende
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Exekutive, schnellstmöglich diese Verträge kündigt.
Das ist möglich zum Ende nächsten Jahres. Darauf
müssen wir uns verständigen. Wir könnten das hier
im Landtag machen und dann wäre der gesamte
GEZ-Mist weg.

Vizepräsident Höhn:

Herr Abgeordneter Brandner, den „Mist“ lassen wir
beim nächsten Mal weg.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Dann
hat er gar nichts mehr zu sagen!)

Abgeordneter Brandner, AfD:

Okay. Habe ich das gesagt? Da gingen die Gäule
mit mir durch, Entschuldigung. Ich wollte jetzt auch
schließen, da bin ich auch gleich fertig.

Lassen Sie mich schließen mit einigen Worten aus
dem aktuellen Bericht der Kommission zur Ermitt-
lung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten –
KEF –. Die Kommission ist bekannt, sie ist dem
Einfluss der AfD völlig entzogen und zusammen-
gestellt von den üblichen Verdächtigen. Diese Kom-
mission erwartet im Zeitraum 2013 bis 2016 Ein-
nahmen aus Rundfunkbeiträgen von – da müsste
der Finanzminister oder die Finanzministerin blass
werden, wenn sie hier wäre –
31,814 Milliarden Euro. Das sind Einnahmen –
oder? –, davon träumt man. Die Kommission emp-
fiehlt den Ländern, den Beitrag ab 2015 um
73 Cent auf 17,25 Euro abzusenken. Bei diesem
Vorschlag ist die Hälfte der zu erwartenden Mehr-
einnahmen aus Teilnehmerbeiträgen bereits einge-
rechnet. 1 Milliarde Mehreinnahmen gab es übri-
gens, weil dieses Berechnungssystem umgestellt
wurde auf diese Wohnungssteuer. Also allein diese
Feststellungen der KEF machen es rätselhaft, wie-
so die damalige Vertreterin unseres Freistaats,
Frau Lieberknecht – die sehe ich jetzt auch nicht –,
zustimmte und hier die Entscheidung getroffen wer-
den soll, ob eine Senkung nur um 48 Cent stattfin-
det. Das Minimum müsste aus unserer Sicht sein,
dass kurzfristig zumindest um diese 73 Cent redu-
ziert wird, wie es die KEF ja mit einem Finanzpol-
ster von 500 Millionen festgestellt hat. Die AfD-
Fraktion wird da – ich will die Beratung nicht vor-
wegnehmen –, aber ich gehe mal davon aus, dass
die AfD-Fraktion der Änderung des Staatsvertrags
nicht zustimmen wird, weil er als Ganzes auf den
Prüfstand gehört und nicht einzusehen ist, warum
die Bevölkerung mit einer nur um wenige Cent re-
duzierten Staatsfunksteuer zufrieden sein soll. Jetzt
bin ich fertig. Danke schön.

(Beifall SPD, AfD)

Ich würde sagen, Applaus von der SPD.

(Zwischenruf Abg. Hey, SPD: Erleichterung
im Hause!)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächster hat das Wort Herr Abgeordneter
Dr. Pidde, SPD-Fraktion.

Abgeordneter Dr. Pidde, SPD:

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die Fak-
ten der Neuregelung des Sechzehnten Rundfunk-
änderungsstaatsvertrags hat der zuständige Minis-
ter hier erläutert. Ich möchte nur einen Punkt noch
einmal herausgreifen, nämlich die Beitragssenkung.
Dies ist eine gute Nachricht für die Bürgerinnen und
Bürger. Die Länder setzen hier auch ein Signal in
die Gesellschaft hinein, nämlich dass die Finanzie-
rung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks verant-
wortungsvoll angegangen wird und dass – was bei
der Schaffung des neuen Beitragsmodells verspro-
chen worden ist – nicht benötigte Überstände auch
wirklich an die Beitragszahler zurückfließen.

Wir haben ja für diesen Zeitraum 2013 bis 2016 die
Prognose der KEF mit 1,1 Milliarden Überschuss.
Vorgeschlagen – auch das ist vorhin gesagt worden
– war, 50 Prozent davon in eine Rücklage zu tun.
Die Länder haben diesen Vorschlag grundsätzlich
positiv bewertet, aber etwas mehr als 50 Prozent in
die Rücklage gegeben. Und auch das ist gut, dass
man einfach vorsichtiger herangeht. Denn nichts
wäre schlimmer, als wenn wir jetzt eine Beitrags-
senkung machen und in kurzer Zeit würden sich die
Beiträge wieder erhöhen, das wäre dann ein glatter
Schuss in den Ofen.

(Beifall DIE LINKE)

So ein Hin und Her bei der Beitragsgestaltung wäre
den Bürgern dann auch nicht mehr zu vermitteln.
Die Rücklage ist also gut angelegtes Geld, um auch
in Zukunft verantwortungsvoll damit umgehen zu
können.

Meine Fraktion begrüßt diese geplante Beitragsab-
senkung genauso wie diese gesamte Änderung des
Rundfunkänderungsstaatsvertrags. Wir hätten das
heute auch in erster und zweiter Lesung beraten
und abschließen können. Allerdings stehen wir
auch der Ausschussüberweisung offen gegenüber
und werden dieser zustimmen, da auch noch genü-
gend Zeit ist, denn die Ratifizierung des Staatsver-
trags muss ja erst Ende März abgeschlossen sein
und dann können wir das auch durchaus im Januar
hier im Plenum in zweiter Lesung verabschieden.

Nach der Änderung des Staatsvertrags ist vor der
Änderung des Staatsvertrags und während wir über
die Ratifizierung des Sechzehnten Rundfunkände-
rungsstaatsvertrags reden der Siebzehnte schon in
Erarbeitung und da sind spannende Fragen, die
dann zu klären sind. Es ist vorhin schon kurz auf
die strukturelle Evaluierung des neuen Beitragsmo-
dells eingegangen worden. Dann spielt auch eine
Rolle, wie die Beitragsanteile an die Landesmedi-
enanstalten zugewiesen werden. Bei den Beiträgen
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geht es um ganz spezielle Fälle, wie mit Wochen-
endhäusern umgegangen wird, wie mit dauerhaft
auf Campingplätzen abgestellten Wohnanhängern
umgegangen wird, und ähnliche Grenzfälle werden
dann beraten. Das wird dann schon eine spannen-
de Beratung und auch eine spannende Diskussion.
Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Herr Dr. Pidde. Als nächste Rednerin
hat Frau Abgeordnete Henfling von der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen das Wort.

Abgeordnete Henfling, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr
Brandner, Sie haben heute, glaube ich, den Plenar-
saal ein bisschen mit der Montagsdemo am Erfurter
Anger verwechselt. Herzlich willkommen, das ist
hier das Plenum im Thüringer Landtag und nicht die
Reichsbürgerbewegung auf dem Erfurter Anger.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist ein relativ krudes Demokratieverständnis,
was Sie hier an den Tag legen, wenn Sie die ganze
Zeit von einem Staatsfunk sprechen. Wenn Sie mal
staatsgeleitete Medien angucken wollen, schauen
Sie mal nach Italien, da gibt es doch einen ganz be-
deutenden Unterschied zu dem Qualitätsfernsehen,
was wir hier teilweise im öffentlich-rechtlichen Fern-
sehen haben.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich gebe Ihnen recht, dass Sendungen wie „Wet-
ten, dass …?“ jetzt auch nicht unbedingt zu meinen
Vorlieben gehören, aber ich denke, ein gut auf-
gestellter öffentlich-rechtlicher Rundfunk ist Teil ei-
nes demokratischen Staates. Das sollten Sie viel-
leicht einmal zur Kenntnis nehmen.

Sie bezahlen ja auch dafür, dass die Feuerwehr in
diesem Land funktioniert, auch wenn es bei Ihnen
nicht ständig brennt – das vielleicht noch einmal,
um klarzuziehen, wovon wir hier reden.

Es ist schon viel Richtiges gesagt worden durch die
Kollegen Blechschmidt, Pidde, dass wir hier mit der
Haushaltsabgabe ein neues Modell geschaffen ha-
ben, was wir Grünen schon lange eingefordert ha-
ben, weil es unter anderem die Schnüffelei durch
die GEZ bei den Leuten beseitigt hat

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

und auch zu mehr Beitragsgerechtigkeit geführt hat.
Dass wir hier in die Evaluation gehen und schauen

müssen, wo wir Ungerechtigkeiten noch Rechnung
tragen, und das auch noch einmal ändern müssen,
steht außer Frage. Aber für 90 Prozent der Men-
schen hat sich sehr wahrscheinlich gar nichts geän-
dert bei der Abgabe. Ganz im Gegenteil, für viele ist
es eine Entlastung gewesen, insbesondere für
Wohngemeinschaften, Lebensgemeinschaften, die
nicht mehr mehrfach bezahlen. Das sollten Sie
auch zur Kenntnis nehmen. Auch unsere Fraktion
beantragt hier die Überweisung an den Ausschuss
und wir freuen uns da auf eine konstruktive und
sachliche Beratung.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Herzlichen Dank, Frau Abgeordnete, und Glück-
wunsch zur ersten Rede hier im Thüringer Landtag.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Gibt es aus den Reihen der Abgeordneten weitere
Redemeldungen? Das kann ich nicht erkennen.
Wünscht die Regierung noch einmal das Wort? Das
ist auch nicht der Fall. Dann kommen wir zur von
mehreren Rednern beantragten Ausschussüberwei-
sung. Es wurde Überweisung an den Ausschuss für
Europa, Kultur und Medien beantragt. Wer der
Überweisung an diesen Ausschuss zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. Das sind Stimmen
aus allen Fraktionen. Gegenstimmen? Stimment-
haltungen? Beides ist nicht der Fall. Damit schließe
ich den Tagesordnungspunkt 2.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 3

Viertes Gesetz zur Änderung
des Thüringer Gesetzes zur
Überprüfung von Abgeordne-
ten
Gesetzentwurf der Fraktion der
CDU
- Drucksache 6/37 -
ERSTE BERATUNG

Wünscht die Fraktion das Wort zur Begründung?
Das ist offenkundig nicht der Fall. Dann eröffne ich
die Aussprache. Ich rufe Frau Abgeordnete Marx
von der Fraktion der SPD auf.

Abgeordnete Marx, SPD:

Herr Präsident, sehr verehrte Kolleginnen und Kol-
legen, es ist in der Tat richtig, dass wir uns jedes
Mal aufs Neue die Frage nach der Verlängerung
des Thüringer Gesetzes zur Überprüfung von Ab-
geordneten stellen. Die CDU hat jetzt diesen Antrag
schon frühzeitig eingebracht. Wir stimmen zu, dass
dieser Antrag selbstverständlich gründlich zu bera-
ten und zu überweisen ist an den zuständigen Aus-
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schuss, der jetzt heißt „Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz“.

Sie erinnern sich vielleicht, diejenigen, die seit der
letzten Legislaturperiode schon dabei sind: Wir
wenden hier wie in jeder Legislaturperiode wieder
ein Gesetz an, was vom Landesverfassungsgericht
in weiten Teilen für verfassungswidrig erklärt wor-
den ist, das heißt, immer nur in seinen Rumpfbe-
standteilen. Deswegen hatten wir eigentlich beim
letzten Mal darüber gesprochen, dass wir dann in
der kommenden Legislaturperiode, also in dieser,
auch mal beraten wollen: Wie stellen wir dieses Ge-
setz auf eine verfassungsmäßige Grundlage? Das
kann man dann sicherlich im Ausschuss noch ma-
chen. Selbstverständlich bleibt vom Grundsatz her
die Überprüfung von Abgeordneten weiterhin ein
wichtiges Thema. Die Aufarbeitung der SED-Ver-
gangenheit nimmt einen breiten Raum in unserem
Koalitionsvertrag ein. Selbstverständlich machen
wir da auch vor Abgeordneten weiterhin nicht halt.
Deswegen beantrage ich die Überweisung an den
zuständigen Ausschuss.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete Marx. Als Nächste
hat Frau Abgeordnete Rothe-Beinlich von Bündnis
90/Die Grünen das Wort.

Abgeordnete Rothe-Beinlich, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN:

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten
Damen und Herren, in der Tat war die CDU sehr
schnell, bereits jetzt für die nächste Legislatur die-
sen Gesetzentwurf in den Landtag einzubringen.
Die einzige Änderung, die allerdings im Text er-
kennbar ist, ist, dass das Wort „sechsten“ durch
das Wort „siebten“ ersetzt wird. Sprich, es geht ein-
zig um die Verlängerung der Abgeordnetenüberprü-
fung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist
eben schon von Frau Marx angesprochen worden:
Wir hatten in der letzten Legislatur mehrere intensi-
ve Diskussionen auch zu diesem Gesetz. Es gab
damals aber keinerlei Bereitschaft der Regierungs-
fraktionen, dasselbe zu ändern, obgleich das Ge-
setz in Teilen – ich nenne hier beispielhaft nur den
§ 8 – der Verfassung widerspricht und es auch ein
einschlägiges Urteil dazu gibt.

Ich möchte erinnern an die Debatten der 88., der
113. und der 116. Plenarsitzung in der letzten Le-
gislatur, denn da hatte meine Fraktion bereits einen
umfänglichen Änderungsantrag zum Gesetz einge-
bracht, aus dem unmissverständlich hervorgeht,
dass auch wir selbstverständlich an der Überprü-
fung der Abgeordneten festhalten wollen.

Wir haben allerdings auch deutlich gemacht und
das auch noch mit einem Entschließungsantrag da-
zu unterlegt, dass die Überprüfung von Abgeordne-
ten mitnichten die Aufarbeitung in Gänze ersetzen
kann, sondern dass es eine sehr viel umfänglichere
Aufarbeitung braucht und eine sehr viel stärkere
Berücksichtigung auch derer in einer solchen Aufar-
beitung, die sich vielleicht nicht nur unter dem Be-
griff der Abgeordneten quasi verfassen lassen. In-
sofern kann ich mich meiner Vorrednerin sehr gut
anschließen. Wir plädieren ebenfalls für eine Bera-
tung dieses Gesetzentwurfs im Ausschuss für Mi-
gration, Justiz und Verbraucherschutz und werden
dann selbstverständlich auch unseren Antrag, den
wir in der letzten Legislatur schon mal eingebracht
haben, erneut zur Debatte stellen. Ich freue mich
auf eine gute Debatte, ich freue mich auf ein kon-
struktives Miteinander. Ich glaube, im Ziel sind wir
uns alle einig, das ist überhaupt gar keine Frage,
gerade für uns als Bündnisgrüne, die wir in persona
auch beteiligt waren an der Besetzung der Staatssi-
cherheitszentrale hier beispielsweise in Erfurt, dass
die Überprüfung fortgesetzt werden muss, aber wir
brauchen dafür ein zeitgemäßes Gesetz. Vielen
herzlichen Dank.

(Beifall DIE LINKE, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Jetzt hat das Wort
Herr Abgeordneter Henke von der Fraktion der AfD.

Abgeordneter Henke, AfD:

Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Abge-
ordnete, werte Gäste, es wird Sie überraschen,
dass wir dem vorliegenden Gesetzentwurf zustim-
men, und es ist gut, wenn die Stasiüberprüfung fort-
gesetzt wird. Dass wir vorher über die Regierungs-
erklärung eines Ministerpräsidenten debattierten,
dessen Mehrheit von Ex-Stasispitzeln und parla-
mentsunwürdigen Abgeordneten abhängt, sagt
schon viel über die politische Lage Thüringens.

(Beifall AfD)

Diese Regierung ist erst wenige Tage im Amt und
der Ruf des Landes hat schon gelitten. Es ist gut,
dass Sie sich im Koalitionsvertrag unter anderem
gegen Rassismus und Antisemitismus, hier gibt es
offensichtlich Probleme bei den Linken, ausspre-
chen. Wünschenswert wäre es aber gewesen, Sie
hätten sich grundsätzlich gegen Extremismus, egal
von welcher Seite, positioniert.

(Beifall AfD)

Sie weisen auf gefährliche Entwicklungen bei der
letzten Landtagswahl hin. Wenn Sie damit die nied-
rige Wahlbeteiligung meinen – nicht einmal jeder
vierte Wahlberechtigte hat für eine der drei Regie-
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rungsfraktionen gestimmt –, gebe ich Ihnen recht.
Dass die NPD es nicht in den Thüringer Landtag
geschafft hat, finde ich aber sehr gut.

Es reicht, wenn wir Vertreter der extremen Linken
haben, auf Rechtsextreme können wir dann gern
verzichten.

(Beifall AfD)

Der Unrechtsstaat DDR mit der Staatssicherheit,
den offiziellen und inoffiziellen Mitarbeitern, den Of-
fizieren im besonderen Einsatz usw. war der Staat
der SED. Deren Nachfolgepartei regiert heute wie-
der in Thüringen. Ich bin gespannt auf diese Stasi-
überprüfungen.

(Beifall AfD)

Im Übrigen möchte ich Grünen und SPD mitteilen:
Wenn Sie Ihr Profil suchen, Ihr politisches Profil,
das befindet sich unter dem von den Linken. Vielen
Dank.

(Beifall AfD)

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Weg-
weisende Worte!)

Vizepräsident Höhn:

Als Nächste hat das Wort Frau Abgeordnete König
von der Fraktion die Linke.

Abgeordnete König, DIE LINKE:

Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen, wir stimmen natürlich der Überweisung
dieses Gesetzentwurfs, dieses Gesetzesantrags an
den Ausschuss zu. Wir werden auch dem Ansin-
nen, nämlich dass die Überprüfung fortgesetzt wird,
zustimmen. Wir verstehen das als einen Beitrag zu
der Aufarbeitung, die wir ehrlich und kritisch, auch
selbstkritisch betreiben wollen, so wie es bereits im
Koalitionsvertrag von Rot-Rot-Grün vereinbart wur-
de. Wir stellen uns ehrlich dieser Aufarbeitung, sind
aber der Meinung, dass zumindest einige Punkte
inhaltlich überarbeitet werden müssen. Ich möchte
an der Stelle nur auf das Stasi-Unterlagen-Gesetz
verweisen, in dem es unter anderem in § 21 heißt,
dass nach dem 31. Dezember 2019 die Unterlagen
nicht mehr zur Verfügung stehen. Insofern sehen
wir weitaus mehr Änderungsbedarf hier im Thürin-
ger Gesetz als nur den Ersatz „sechsten“ durch
„siebten“ Legislatur und möchten das gern gemein-
sam konstruktiv im Ausschuss tun und schließen
uns dem Antrag und dem Ansinnen, dem Anliegen
ansonsten an. Danke schön.

(Beifall DIE LINKE)

Vizepräsident Höhn:

Vielen Dank, Frau Abgeordnete. Jetzt hat das Wort
Herr Abgeordneter Scherer von der CDU.

Abgeordneter Scherer, CDU:

Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, die
CDU-Fraktion hat einen Gesetzentwurf einge-
bracht, mit dem die Überprüfung der Abgeordneten
des Thüringer Landtags auf eine Tätigkeit als
hauptamtlicher oder informeller Stasimitarbeiter
auch für die 7. Legislaturperiode ermöglicht wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dieser Gesetzent-
wurf kommt weder zu früh, noch ist er überflüssig.
Es ist nämlich ein sehr berechtigtes Anliegen,
schon heute klarzustellen, dass derjenige, der sich
zur nächsten Wahl für den Landtag als Kandidat
aufstellen lässt, sich auch einer Überprüfung stellen
muss. In § 10 Satz 2 des Thüringer Gesetzes zur
Überprüfung von Abgeordneten haben wir in der
letzten Legislaturperiode das Wort „fünften“ durch
das Wort „sechsten“ ersetzt und damit genau dies
für die Kandidaten zur Wahl des 6. Thüringer Land-
tags von vornherein festgeschrieben. Wer für den
6. Thüringer Landtag angetreten und gewählt wor-
den ist, wird sich einer Überprüfung auf Stasitätig-
keit auch stellen müssen, so wie es in § 1 des
Überprüfungsgesetzes heißt. Weil hier einige neu
im Raum sind, will ich den mal kurz vorlesen, weil
er eigentlich auch sehr informativ ist. In § 1 heißt es
nämlich: „Nach diesem Gesetz werden die vor dem
1. Januar 1970 geborenen Abgeordneten des
Landtags ungeachtet früherer Überprüfungen ohne
ihre Zustimmung daraufhin überprüft, ob sie wis-
sentlich als hauptamtliche oder inoffizielle Mitarbei-
ter mit dem Ministerium für Staatssicherheit oder
dem Amt für Nationale Sicherheit zusammengear-
beitet haben oder wissentlich als inoffizielle Mitar-
beiter des Arbeitsgebiets 1 der Kriminalpolizei, der
Volkspolizei tätig waren und deshalb unwürdig sind,
dem Landtag anzugehören.“ Wir wollen, dass eine
solche Überprüfung auch für die 7. Legislaturperi-
ode des Thüringer Landtags im Vorhinein, das
heißt, jetzt in der 6. Legislaturperiode festgeschrie-
ben wird.

(Beifall CDU)

Dass dieser Antrag nicht zu früh gestellt ist, erklärt
sich von selbst. Wenn Sie den Artikel 50 der Lan-
desverfassung einmal hernehmen – Sie wissen
nicht alle, was in Artikel 50 der Landesverfassung
steht, nehme ich mal an –, da ist zum Beispiel gere-
gelt, wann es eine vorzeitige Neuwahl gibt, zum
Beispiel bei erfolglosem Vertrauensantrag usw.,
was ja jederzeit passieren kann.

(Heiterkeit und Beifall CDU)

Ja, das ist in Artikel 50 der Verfassung so vorgese-
hen und es kann in der Tat auch jederzeit passie-
ren. Genau deshalb ist dieser Antrag auch nicht
verfrüht, sondern durchaus angemessen, den heute
hier zu stellen.

Die Änderung des Gesetzestextes ist auch nicht
obsolet. Nach wie vor gibt es ein unverändert
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großes Aufklärungsinteresse der Öffentlichkeit, um
die Stasivergangenheit von wichtigen Funktionsträ-
gern unserer Gesellschaft offenzulegen.

(Heiterkeit DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Die Auskunftsersuchen erreichen weiterhin auch
hohe Fallzahlen und nach wie vor werden neue Er-
kenntnisse durch die Aufarbeitung von Akten ge-
wonnen.

Der aus meiner Sicht wichtigste Punkt, der dafür
spricht: Nach wie vor gibt es in der Bevölkerung
zahlreiche Opfer der Bespitzelung, die bis heute an
deren Folgen leiden und bei denen bis heute die er-
littenen Nachteile fortwirken.

(Beifall CDU)

Es hat sich deshalb nichts daran geändert, dass es
für die Integrität und Vertrauenswürdigkeit des
Landtags unabdingbar erforderlich ist, diese Über-
prüfung vorzunehmen, damit bei Abgeordneten, die
für die Stasi hauptamtlich oder informell Zuträger
waren, deren Parlamentsunwürdigkeit festgestellt
werden kann. Das Thüringer Verfassungsgericht
hat dazu festgestellt: Das Vertrauen des Volkes in
seine Vertretung ist gefährdet, wenn ihr Abgeordne-
te angehören, die den totalitären Machtapparat der
DDR in rechtsstaatswidriger Weise unterstützt ha-
ben. Es besteht ein erhebliches öffentliches Interes-
se daran, eine Verstrickung von Mandatsträgern in
das Bespitzelungssystem der DDR aufzuklären. –
Er hat es noch verdeutlicht, der Verfassungsge-
richtshof, in einem anderen Satz, in dem er
schreibt: „Wer das eigene Volk bespitzelt und unter-
drückt hat, wer es hintergangen, verraten und be-
trogen hat oder wer all dies zu verantworten hatte,
gehört nicht ins Parlament, auch wenn ihm das
Mandat nicht entzogen werden kann.“

(Beifall CDU, AfD)

Das Ansehen des Landtags würde Schaden neh-
men, wenn keine Möglichkeit der Aufklärung mehr
bestünde. Das Vertrauen der Öffentlichkeit in die
persönliche Integrität der Abgeordneten ist deshalb
höher zu bewerten als das gegenläufige persönli-
che Interesse ehemaliger Stasimitarbeiter. Der Thü-
ringer Landtag ist keine Ausnahme mit dieser Er-
streckung auch in die nächste Legislaturperiode. In
allen neuen Ländern gibt es sogar eine unbefristete
Überprüfungsregelung, nur in Thüringen muss es
jedes Mal in die nächste Legislaturperiode erstreckt
werden.

(Zwischenruf Abg. Dittes, DIE LINKE: Aber
Sie hätten jetzt doch auch unbefristet bean-
tragen können. Aber das machen Sie auch
nicht!)

Sie sollten dazu nichts sagen oder machen Sie es
hinterher. Zum guten Schluss – ich komme jetzt

zum Schluss – noch einen Satz an die Damen und
Herren der r2g-Koalition: Sie sollten, wenn man
schon eine Ausschussüberweisung macht – aus
unserem Gesichtspunkt hätte man auch gleich in
zweiter Lesung zustimmen können –,

(Beifall CDU)

nicht nach billigen Ausflüchten suchen, um das Ge-
setz aufzuweichen oder abzuschwächen, sondern
dem Gesetzentwurf so, wie er ist, zustimmen, wenn
Sie es ernst damit meinen, die Rolle der Vorgän-
gerpartei der Linken aufarbeiten zu wollen. Ansons-
ten entlarven Sie die Beteuerungen des Minister-
präsidenten als Schall und Rauch, die das Papier
nicht wert sind, auf dem sie stehen.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Höhn:

Herr Abgeordneter Scherer, es gibt einen Wunsch
nach einer Zwischenfrage von Frau Abgeordneter
Rothe-Beinlich. Das wird offenkundig abgelehnt.
Vielen Dank, Herr Scherer, für den Redebeitrag.

Gibt es weitere Wortmeldungen aus den Reihen
der Abgeordneten? Das kann ich nicht erkennen.
Wünscht die Regierung das Wort? Das kann ich
auch nicht erkennen. Dann kommen wir zur von al-
len Rednern beantragten Ausschussüberweisung
an den Ausschuss für Migration, Justiz und Ver-
braucherschutz. Wer dieser Ausschussüberwei-
sung zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen.
Danke schön. Gegenstimmen? Stimmenthaltun-
gen? Das war ein einstimmiges Votum dieses
Hauses. Damit schließe ich den Tagesordnungs-
punkt 3.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir ha-
ben alle ein sehr ereignisreiches politisches Jahr
hinter uns gebracht. Ich wünsche Ihnen allen, allen
Kolleginnen und Kollegen Abgeordneten, allen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern in den Verwaltungen
von Landtag, Fraktionen und Ministerien, natürlich
auch allen Ministerinnen und Ministern, ein geseg-
netes Weihnachtsfest und ein paar besinnliche
Stunden. Kommen Sie alle gesund ins neue Jahr,
denn die nächsten Sitzungen des Thüringer Land-
tags finden am 28., 29. und 30. Januar 2015 statt.
Ich hoffe, Sie dann alle gesund und munter wieder-
zusehen. Für heute ist die Sitzung geschlossen.

(Beifall im Hause)

Ende: 13.54 Uhr
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